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Als die Globkes die Republik prägten Ein bisschen Waffenruhe 


Jetzt wurde bekannt, dass auch das Bundeskanz¬ 
leramt auf seine NS-Vergangenheit untersucht 
werden soll. 
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Syrien: Die USA verhandeln, wollen keiner Lö¬ 
sung mit Assad zustimmen - und nutzen die 
neuen Kämpfe für ihre eigenen Zwecke. 
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Erdogans Sicherheit 

Machtausbau in Ankara: Der Präsident schasst den Premier, 
lässt Journalisten verurteilen - und Brüssel gibt Bonuspunkte 



So sehen Terrorhelfer aus - behauptet Erdogan: Wahlkampfkundgebung der HDP. 


I n der Türkei ist der Posten der Mi¬ 
nisterpräsidenten und Vorsitzenden 
der islamischen Regierungspartei 
AKP neu zu besetzen. Der nach All¬ 
macht strebende Staatschef Recep 
Tayyip Erdogan hat seinen Regie¬ 
rungschef Ahmed Davutoglu zurück¬ 
treten lassen. Der Geschasste kündig¬ 
te an, bei einem AKP-Sonderparteitag 
am 22. Mai nicht mehr für den Partei¬ 
vorsitz zu kandidieren. Damit verliert 
er automatisch den Posten des Minis¬ 
terpräsidenten. Davutoglu wird vor¬ 
geworfen, die Republik Türkei nicht 
entschieden genug in ein Präsidialsys¬ 
tem verwandelt zu haben, sprich, die 
Machtbefugnisse für Erdogan ausge¬ 
weitet und seine eigenen beschnitten 
zu haben. 

Der nächste Regierungschef von 
Erdogans Gnaden soll so schnell wie 
möglich ein Referendum zur Einfüh¬ 
rung der Präsidentenherrschaft durch¬ 
führen lassen. Nur ein solches „Sys¬ 
tem“ sei eine „Garantie für Stabilität 
und Sicherheit“, dekretierte Erdogan 
aus dem Ak Saray, seinem gigantoma¬ 
nischen Präsidentenpalast in Ankara. 
Erdogan will freie Hand für die Krieg¬ 
führung gegen die Kurden im Südos¬ 
ten, gegen die von der Regierung un¬ 
abhängige Presse und überhaupt gegen 
jede kritische Stimme in der Türkei. 

„Erdogan will auf dem Weg zur 
Präsidialdiktatur jede noch so kleine 
Unsicherheit beseitigen“, erklärte Se- 
vim Dagdelen, Sprecherin für Interna¬ 
tionale Beziehungen der Linksfrakti¬ 
on im Bundestag, im Deutschlandfunk 
den Rückzug von Davutoglu. Dass 
der Premier ein treuer Diener sei¬ 
nes Herrn war, daran hat er selbst am 
Ende keinen Zweifel gelassen. „Die 
Ehre unseres Präsidenten ist meine 
Ehre“, sagte er beim Abgang, seinem 
Führer „ewige Freundschaft“ gelo¬ 
bend. Davutoglu habe zumindest den 
Schein wahren wollen, als sei er ein 
autonomer Ministerpräsident und als 
würde er eigenständige Entscheidun¬ 
gen fällen, so Dagdelen. Das sei für 
Erdogan „einfach zu viel“ gewesen. 

„Auf Erdogans Schachbrett war 
Davutoglu nie mehr als ein Bauer“, 
brachte die Linke-Politikerin das 
Verhältnis des Duos auf den Punkt. 
Von einem „Machtkampf“ in Anka¬ 
ra könne man nur schwer sprechen, 


da der Regierungschef und AKP- 
Vorsitzende über keine eigenständi¬ 
ge Macht verfügt habe. „Davutoglu 
war nur stets der willige Vollstrecker 
von Erdogan und ein eigenständiges 
Politikkonzept hat er nie verfolgt. 
Sein Programm hieß immer nur Er¬ 
dogan.“ 

Die Kanzlerin Angela Merkel und 
die EU sorgen sich nach Davutoglus 
Rücktritt darum, dass nun der Flücht¬ 
lingsdeal mit der Türkei gefährdet sein 
könnte. Gegen Milliardenzahlungen 
der EU hatte die Türkei sich bereiter¬ 
klärt, Flüchtlinge an der Weiterreise 
nach Griechenland zu hindern. Wäh¬ 
rend es Merkel um die Abschottung 
Europas geht, fragt die Linke-Politike¬ 
rin, welche Folgen Davutoglus Rück¬ 
zug für die demokratischen Kräfte in 
der Türkei haben wird. Der Rücktritt 
Davutoglus sei „Auftakt einer weite¬ 
ren Zuspitzung der innenpolitischen 
Lage“. Erdogan werde den Rückzug 
nutzen, um durch vorgezogene Neu¬ 
wahlen die notwendige verfassungs¬ 
ändernde Mehrheit zur Durchsetzung 
seiner Präsidialdiktatur zu erlangen. 


Dazu passt, dass die einzige linke 
Opposition im türkischen Parlament 
ausgeschaltet werden soll. Kurz vor 
Davutoglus Demission wurde die Auf¬ 
hebung der Immunität der Abgeord¬ 
neten der prokurdischen HDP in die 
Wege geleitet. 50 von 59 ihrer Parla¬ 
mentarier sollen wegen Terrorunter¬ 
stützung vor Gericht gestellt werden, 
allen voran die Vorsitzenden Selahattin 
Demirtas und Figen Yüksekdag. 

Die EU und allen voran die Bun¬ 
desregierung sind zur Zeit die wich¬ 
tigsten Helfer des Despoten am Bos¬ 
porus. Unmittelbar nach dem Coup 
gegen die HDP und kurz vor der Ver¬ 
urteilung zweier regierungskritischer 
Journalisten zu langjährigen Haftstra¬ 
fen hat Brüssel das „Ready to go“ bei 
der geplanten Visa-Liberalisierung für 
die Türkei verkündet. Damit leiste die 
Europäische Union „Wahlkampfhilfe“ 
für Erdogans Präsidialdiktatur, so Dag¬ 
delen im Deutschlandfunk. 

Can Dündar, Chefredakteur der 
Zeitung Cumhuriyet , wurde am Abend 
des 6. April zu fünf Jahren und zehn 
Monaten Haft verurteilt. Sein Kollege 


Erdern Gül soll fünf Jahre in den Knast. 
Die beiden hatten illegale Waffenliefe¬ 
rungen des türkischen Geheimdienstes 
an islamistische Terrorgruppen in Sy¬ 
rien aufgedeckt. Kurz vor der Urteils¬ 
verkündung war Can Dündar vor dem 
Gerichtsgebäude nur knapp einem 
Attentatsversuch entkommen. Der 
Schütze hatte „Vaterlandsverräter“ ge¬ 
rufen. „Geistiger Urheber der Tat ist 
der türkische Präsident Erdogan, der 
Journalisten öffentlich zu Angriffszie¬ 
len erklärt“, so die Linke-Politikerin 
Dagdelen. „Wer weiterhin Waffen an 
Erdogan liefert und mit ihm Geschäf¬ 
te schließt, gibt die Grundrechte in 
der EU zum Abschuss frei. Ohne das 
Schweigen von EU und Merkel hätte 
es dieses Urteil so nicht gegeben.“ 

Can Dündar selbst hatte im April in 
einem offenen Brief an Kanzlerin Mer¬ 
kel bekundet, in der Türkei herrsche 
heute „ein Kampf, ein Tauziehen, zwi¬ 
schen Demokraten und Autokraten“. 
In dieser „historischen Schlacht“ ste¬ 
hen, so Dündar, Merkel und Deutsch¬ 
land „leider auf der falschen Seite“. 

Rüdiger Göbel 


Thema der Woche 


Russlandstrategien des 
deutschen Kapitals 

Zweimal im vergangenen Jahrhundert waren 
es deutsche Truppen, die sich gen Osten in 
Marsch setzten, um im Interesse des deut¬ 
schen Kapitals Eroberungen vorzunehmen. Bei¬ 
de Eroberungszüge endeten im Desaster. 

Heute agieren wieder deutsche Soldaten im 
Osten, beteiligen sich an Manövern. Eurofigh¬ 
ter „sichern“ den Luftraum im Baltikum. Bald 
sollen sie sich in Litauen an einer NATO-Truppe 
beteiligen. 

Auch wenn das im „Rotationsverfahren“ vor 
sich gehen soll: Russland dürfte das Vorhaben 
dennoch als Provokation werten. 
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Nur no 
7 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und wir können uns auf Ska- 
Punk aus Italien freuen. 

RedSka ist eine bekannte Ska- 
Punk-Band aus Italien. 2003 ge¬ 
wannen die Musiker den Band- 
kontest „conKorso“ und brach¬ 
ten ihr erstes Album mit dem 
Namen Mi son sbagliato nel con- 
fondermi („Ich habe mich geirrt 
während ich mich selbst verwirr¬ 
te“) heraus. 

uz-pressefest.de 



Werbeeinsätze 
in Dortmund 
Helferinnen gesucht! 

Termine auf Seite 15 


Abzug aller 
Atomwaffen 
aus 

Deutschland - 
jetzt! 


Die DKP mobilisiert zur 
Aktion „20 Wochen 
Aktionspräsenz 
in Büchel“ 

Aufruf auf Seite 15 


Archive wieder online 

Das UZ-Archiv der Jahre 1999 bis 2015 
ist nach einem technischen Umzug 
planmäßig wieder online: 
http://www.dkp-online.de/uz/archiv/ 
main.html 

Auch andere Dokumente sowie das 
Pressefest-Archiv mit vielen Fotos aus 
den vergangenen Jahren sind hier ver¬ 
fügbar: 

http://www.dkp-online.de 


Lagarde und Schäuble kommen sich näher 

Griechenland bleibt an der kurzen Leine der Gläubiger - Seine Schulden könnten gestreckt werden 


Das griechische Parlament macht, 
was ihm aufgetragen wird. Am ver¬ 
gangenen Wochenende beschloss 
es - mit den Stimmen der Syriza-ge- 
führten Regierung des Ministerpräsi¬ 
denten Alexis Tsipras - weitere Ren¬ 
tenkürzungen und eine Erhöhung 
der direkten und indirekten Steuern, 
die den Staatshaushalt um insgesamt 
5,4 Mrd. Euro (jährlich) entlasten 
sollen. Die Auftraggeber des Parla¬ 
ments sind nicht etwa die Bürger des 
Landes, die im Vorfeld einen zweitä¬ 
gigen Generalstreik veranstaltet, so¬ 
wie in Athen und anderen Städten 
massenhaft gegen die verschärfte 


Kürzungspolitik demonstriert hat¬ 
ten, sondern es sind die Gläubiger, 
deren Ausschuss sich als Runde der 
Finanzminister der Eurozone am 
vergangenen Montag in Brüssel zu¬ 
sammenfand. 

Und - oh Wunder - die Runde 
unter Vorsitz des Niederländers Je- 
roen Dijsselbloem näherte sich einer 
Einigung zur Frage der Schulden¬ 
erleichterung. Die nächste Sitzung 
des Gremiums am 24. Mai werde 
vermutlich eine Einigung bringen, 
verlautete aus gut unterrichteten 
Verhandlungskreisen. Am Würge¬ 
kurs für Griechenland wird das al¬ 


lerdings kein bisschen ändern. Es 
geht bei der Einigung vielmehr um 
einen Streit zwischen der deutschen 
Regierung und dem Internationalen 
Währungsfond (IWF). Die Leiterin 
des Fonds, Christine Lagarde, weist 
nun schon seit neun Monaten darauf 
hin, dass die Schuldenlast des griechi¬ 
schen Staates - auch nach lächerlich 
optimistischen Modellrechnungen - 
nicht tragfähig ist. Die Regeln des 
IWF gestatteten es nicht, dass Kredi¬ 
te ausgehändigt würden, denen nicht 
tragfähige Kalkulationen zugrunde¬ 
lägen. Schlussfolgerung: die Schulden 
müssen vermindert werden. Auf der 


anderen Seite hat die deutsche Re¬ 
gierung den Abgeordneten des Bun¬ 
destages versprochen, Griechenland 
keinen (weiteren) Schuldenschnitt zu 
gewähren. 

Der Streit geht formal um sehr 
viel Geld (hunderte von Milliarden 
Euro), das Griechenland vom IWF 
und dem Konsortium der Euro-Staa- 
ten seit 2011 als „Hilfe“ gewährt wor¬ 
den war. Die Staatsschuld des Lan¬ 
des macht, gemessen an der immer 
noch schrumpfenden griechischen 
jährlichen Wirtschaftsleistung (Brut- 
toinlandsprodukt-BIP) 183 Prozent 
aus. Statt eines wirklichen Schulden¬ 


schnitts sollen nach dem neuen Kom¬ 
promissvorschlag die Schulden ge¬ 
streckt, die jährliche Tilgung bis 2050 
auf ein Prozent des BIP beschränkt 
und der Zinssatz auf höchstens zwei 
Prozent begrenzt werden. Ob dieser 
Kompromiss von Wolfgang Schäuble 
und seinen Abgeordneten akzeptiert 
wird, ist offen. 

Für die Lage Griechenlands wür¬ 
de es lediglich bedeuten, dass sich die 
Gläubiger bis zum 24. Mai so weit ei¬ 
nig wären, dass sie den brutalen Res¬ 
triktionskurs der griechischen Regie¬ 
rung „belohnen“ und die in Aussicht 
gestellte Tranche von einigen Milli¬ 
arden Euro auszahlen könnten. Die¬ 
ses Geld dient - wie könnte es anders 
sein - der Zahlung anderer Schul¬ 
den - in diesem Falle an die EZB. 

Lucas Zeise 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Uwe Koopmann 

Fracking atomisiert die SPD 


Skandale und Verbrechen 

Bayer-Aktionäre trafen sich zur Hauptversammlung in Köln 


Nur die Plakate und Transparente der Demonstranten vor der Messehalle zeigten, 
wer sich da Ende April in Köln traf: Aktionärinnen des BAYER-Konzerns. 

Wie breit Bayer aufgestellt ist, machte die Themenvielfalt des Protests deutlich. 

Da ging es um Bienensterben, Todesfälle durch Anti-Baby-Pillen, Giftgasleitun¬ 
gen durch dichtbesiedelte Wohngebiete, den Bau einer Autobahn mitten durch die 
„größte Giftmüll-Deponie Europas “ Tote und Verletzte durch Schwangerschafts¬ 
tests und Bayer-Propaganda im Kindergarten. 

Wir veröffentlichen Auszüge aus der Rede von Axel Köhler-Schnura auf der 
Hauptversammlung der Bayer-Aktionär Innen am 29. April 2016: 


Die Durchsetzung von Kapitalin¬ 
teressen ist für die SPD gefährlich: 
Sie verliert dadurch dramatisch an 
Rückhalt beim Wahlvolk. Dieser 
Prozess hat inzwischen eine Dimen¬ 
sion bekommen, mit der der Rest von 
Glaubwürdigkeit verschwindet. Zum 
Eiertanz um TTIP gesellt sich - auf 
kleinerer Flamme - seit rund einem 
Jahr die parlamentarische Auseinan¬ 
dersetzung um das Fracking. 

Zur Durchsetzung dieser um¬ 
strittenen Fördertechnik für Öl und 
Gas und zur Nutzung der Tiefengeo¬ 
thermie liegt der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vom 23. April 2015 
vor (Drucksache 18/4713). Das Do¬ 
kument trägt den irreführenden Titel 
„Entwurf eines Gesetzes zur Ände¬ 
rung wasser- und naturschutzrecht¬ 
licher Vorschriften zur Untersagung 
und zu Risikominimierung bei den 
Verfahren der Fracking-Technologie“. 

Der Text lässt scheinbar Selbst¬ 
zweifel durchschimmern: „Der Ein¬ 
satz des sogenannten Fracking-Ver¬ 
fahrens bei der Gewinnung von 
Erdgas kann zu Konflikten mit den 
genannten Grundsätzen führen.“ Ein 
solcher Grundsatz ist die Erhaltung 
der öffentlichen Wasserversorgung, 
nachzulesen im § 6 Absatz 1 Num¬ 
mer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG). Ähnlich wie bei den nicht 
vorhandenen Atommüll-Endlagern ist 
auch beim Fracking nicht geklärt, wo 
die hochgiftigen „Spülmittel“ („Lager¬ 
stättenwasser“) untertägig auf Dauer 
gebunkert werden können. Kenntnisse 
fehlen, Erfahrungen fehlen. Anschau¬ 
ungsobjekte von verwüsteten Land¬ 
schaften bieten die USA. Fazit: Diese 
Fördermethode ist untauglich. 

Der Gesetzentwurf von Union 
und SPD stimmt dem scheinbar fast 
zu. Gleichzeitig haben sie jedoch ge¬ 
setzliche Schlupflöcher für die Bohr¬ 
löcher konstruiert: Verseucht werden 
darf nicht in Wasser- und Heilquellen¬ 
schutzgebieten, an Talsperren und bei 
Mineralwasservorkommen. Gleich¬ 


zeitig listet der Katalog der „Begren¬ 
zungen“ auf: „Es dürfen nur Gemi¬ 
sche (Frack-Flüssigkeit) verwendet 
werden, die nicht oder nur schwach 
wassergefährdend sind“. Der Gesetz¬ 
entwurf listet unter „C. Alternativen“ 
auf: „Keine“. 

Dieser Hinweis auf eine fehlen¬ 
de Alternative ist nicht richtig. Sie 
würde wie etwa in Frankreich lauten: 
Fracking-Verbot! Das forderten auch 
die Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und die Partei „Die Linke“. 
Skepsis gab es auch im Bundesrat. 
Diese Gesetzesentwürfe waren al¬ 
lerdings nicht mehrheitsfähig, da ein 
konsequentes Fracking-Verbot nicht 
den Interessen der Energiewirtschaft 
(ExxonMobile, Wintershall, RWE 
DEA) und folglich denen von CDU/ 
CSU und SPD entsprach. 

Konkret: Dem Gesetzentwurf 
der Grünen stimmte ein Mandatsträ¬ 
ger der SPD zu. Das entspricht 0,52 
Prozent. Dagegen waren 141 Abge¬ 
ordnete (73,06 Prozent). 40 Enthal¬ 
tungen gab es, und elf Abgeordnete 
haben sich gar nicht beteiligt. Noch 
eine Zahl zum Vergleich. Sie zeigt die 
Selbstisolierung der SPD. „Abgeord- 
netenwatch“ gab eine repräsentative 
Meinungsumfrage in Auftrag. Sie er¬ 
gab, dass 61 Prozent der Bundesbür¬ 
ger für ein Komplettverbot der um¬ 
strittenen Fördermethode sind - ob¬ 
wohl die doch „alternativlos“ ist. 

Das erinnert an die CO-Pipeline, 
mit der der Chemiekonzern Bay¬ 
er hochgiftiges Kohlenmonoxid von 
Dormagen nach Uerdingen transpor¬ 
tieren wollte. 100 000 Bürger unter¬ 
schrieben den Protest. Die Landtags¬ 
abgeordneten von CDU und SPD, die 
ihren Wahlkreis an der Pipeline-Tras¬ 
se haben, stimmten sogar mit ein. Für 
das Enteignungsgesetz, das den Bau 
der Pipeline erst möglich gemacht 
hatte, stimmten allerdings alle Abge¬ 
ordneten - ohne Ausnahme. 

Es bleibt der Protest der Initiati¬ 
ven, den auch die DKP unterstützt. 


(U)ns Kritischen Bayer-Aktionärln- 
nen wird von den Vorständen oft vor¬ 
geworfen, wir würden die Hauptver¬ 
sammlung als politische Bühne miss¬ 
brauchen. 

Das weise ich energisch zurück. Wir 
sprechen hier stets völlig korrekt zur 
Sache, zur aktuellen Geschäftstätigkeit 
des Konzerns. Wir können nichts dafür, 
dass all die Skandale, Vergehen und 
auch Verbrechen, die wir vortragen, mit 
eben dieser Geschäftstätigkeit verbun¬ 
den sind. Dafür sind die Vorstände und 
Aufsichtsräte verantwortlich und nicht 
wir, die wir das kritisieren. Doch jetzt 
zur Verabschiedung von Herrn Dek- 
kers (siehe Infokasten). (...) 

(W)ir Kritische Aktionärinnen (kön¬ 
nen) die Rekordprofite und Rekord¬ 
dividenden Ihrer Amtszeit nicht mit 
rauschendem Applaus feiern, wie das 
heute Mittag von einem Aktionärsver¬ 
treter hier gefordert wurde. Aus unse¬ 
rer Sicht sieht die Bilanz Ihres Schaf¬ 
fens ganz anders aus. Hier drei Bei¬ 
spiele: 

1. Herr Dekkers, mit Ihrem Namen ver¬ 
binden sich die vielen Menschen, die 
durch XARELTO ihr Leben und ihre 
Gesundheit lassen mussten. 

2. Mit Ihrem Namen verbinden sich 
die vielen Arbeitsplätze, die Sie im 
Konzern vernichtet haben. Alleine die 
Ausgliederung von COVESTRO wird 
auf Perspektive Tausende von ehema¬ 
ligen Bayer-Beschäftigten den Arbeits¬ 
platz kosten und mehr oder weniger für 
alle Betroffenen soziale Unsicherheit 
bringen. 

3. Und schließlich sind da die unzähli¬ 
gen jungen Frauen, denen die von Ih- 



Axel Köhler-Schnura, Coordination 
gegen BAYER-Gefahren und Dachver¬ 
band der Kritischen Aktionärinnen 
und Aktionäre 

nen durchgepeitschte Anti-Baby-Pille 
YASMIN die Gesundheit und auch das 
Leben kostete. 

Aktuelle Zahlen sprechen von mehr als 
17 000 Opfern. Bei einer hohen Dun¬ 
kelziffer wohlgemerkt, da Sie die ent¬ 
sprechenden Zahlen geheim halten. 
(...) 

Heute wird auf eine Aktie im Wert 
von 2,56 Euro eine Dividende von 2,50 
Euro ausgeschüttet. Das entspricht ei¬ 
ner Rendite auf das gezeichnete Kapi¬ 
tal je Aktie von 98 Prozent. Nach Kos¬ 
ten und Steuern, wohlgemerkt. 

Ihr Vorgänger, Herr Schneider, 
sprach es einmal ganz offen aus: „Wir 
sind auf Profit aus. Das ist unser Job.“ 
Und ein anderer Ihrer Vorgänger, Herr 
Grünewald, meinte: „Für Ethik ist die 
Ethik-Kommission zuständig. Für die 


Moral die Kirche. Wir sind für den Pro¬ 
fit zuständig.“ Also macht es auch kei¬ 
nen Sinn, um den heißen Brei herum¬ 
zureden. (...) 

Es sei wie jedes Jahr angemerkt, 
dass wir durchaus auch den völligen 
Verzicht auf jede Dividendenausschüt¬ 
tung im Sinne der erläuterten Sozial-, 
Menschenrechts- und Ökologie-Leis¬ 
tungen beantragen würden, doch nach 
der Lage der Gesetze ist das nicht mög¬ 
lich. 

Weiterhin stellen wir die Anträge, 

A. den Vorstand nicht zu entlasten und 

B. auch dem Aufsichtsrat die Entlas¬ 
tung zu verweigern. 

Wir begründen diese Anträge damit, 
dass beide Gremien ihrer Verantwor¬ 
tung im heute vielfältig dargelegten 
Sinne im zur Debatte stehenden Ge¬ 
schäftsjahr in keiner Weise gerecht 
wurden und zudem uns Aktionärinnen 
hier im Saal und die breite Öffentlich¬ 
keit immer wieder in die Irre führen. 


Dr. Marijn Dekkers 

Marijn Dekkers war bis April 2016 
Vorstandsvorsitzender der Bayer AG. 
Er gehört dem Board of Directors bei 
General Electric an und ist seit dem 
1. Mai 2016 Aufsichtsratsvorsitzen¬ 
der bei Unilever. Als Vorstandsvor¬ 
sitzender von Bayer übernahm er im 
September 2014 für zwei Jahre die 
Präsidentschaft des Verbandes der 
Chemischen Industrie (VCI), Frank¬ 
furt. 

In der Eigendarstellung der Bayer 
AG liest sich die Bewertung seiner 
Amtszeit so: „Während seiner wirt¬ 
schaftlich und strategisch erfolg¬ 
reichen Amtszeit akquirierte Bay¬ 
er unter anderem das Consumer- 
Care-Geschäft von Merck & Co., Inc., 
brachte den Teilkonzern Material- 
Science unter dem Namen ,Covestro‘ 
an die Börse und richtete sich konse¬ 
quent auf die Life-Science-Geschäfte 
aus.“ (Quelle: bayer.de) 


Dokumentiert 


Stellungnahme der 
IG Metall zum AfD-Parteitag 


Das Ende des 500-Euro-Scheins 

Warum Schäuble und Draghi die Nutzung von Bargeld einschränken 



Vom 30. April auf den 1. Mai traf sich 
die „Alternative für Deutschland “ zum 
Programmparteitag in Stuttgart. Die 
AfD legte dabei einige Positionen fest, 
die die IG Metall in einer Stellung¬ 
nahme unter die Lupe nimmt. Wir do¬ 
kumentieren den Abschnitt „Arbeits¬ 
markt- und Sozialpolitik 

Die AfD plädiert für die Beibehaltung 
des Mindestlohns. Ansonsten will sie 
den Arbeitsmarkt allerdings „von un¬ 
nötiger Bürokratie befreien“. Sie kon¬ 
kretisiert das vor allem in der Forde¬ 
rung nach der Zusammenführung von 
Einzelgesetzen in einem Arbeitsge¬ 
setzbuch. Auch wenn die AfD keinen 
konkreten Abbau von Schutzrechten 
ankündigt, so ist die Formulierung 
„unnötige Bürokratie“ doch negativ 
konnotiert und deutet darauf hin, dass 
die AfD eine Deregulierung des Ar¬ 
beitsrechts anstrebt. 

Es fällt vor allem auf, dass die AfD 
abgesehen vom Bekenntnis zum Min¬ 
destlohn jede Aussage zur Notwendig¬ 
keit von Arbeitnehmer-Schutzrechten 
vermeidet - „Gewerkschaft“, „Mit¬ 
bestimmung“, „Tarifautonomie“ und 
„Sozialpartnerschaft“ tauchen in Pro¬ 
gramm und Debatte nicht auf. Nur im 
Zusammenhang mit der Bevölkerungs¬ 
entwicklung werden „adäquate Ar¬ 
beitsbedingungen und marktgerechte 
Entlohnung“ in Mangel-Berufen ge¬ 
fordert. In den Nicht-Mangel-Berufen 
sind nach dieser Sichtweise die Arbeits¬ 
bedingungen egal. 

Die AfD will die Bundesagentur für 
Arbeit auflösen und kommunale Job¬ 
center aufwerten; eine noch weiterge¬ 
hende Forderung nach Privatisierung 


der Arbeitslosenversicherung wurde 
fallengelassen. 

Wie die kommunalen Jobcenter - 
die auch in den heute schon existie¬ 
renden Optionskommunen nur für das 
SGB II zuständig sind - alle Aufgaben 
nach dem SGB III wahrnehmen sollen, 
wird nicht erläutert. 

Die Partei macht sich für eine „ak¬ 
tivierende Grundsicherung“ statt des 
Arbeitslosengeldes II stark - mit dem 
Ziel, dass dem Erwerbstätigen Hilfe¬ 
empfänger ein größerer Anteil des ei¬ 
genen Verdienstes bleibt und dadurch 
ein Arbeitsanreiz entsteht. 

Mit Blick auf die „sozialen Siche¬ 
rungssysteme“ fordert die AfD „grund¬ 
legende Reformen“. Sie beklagt, dass 
„die hohen Abgaben“ sich negativ auf 
die Einkommen der Arbeitnehmer 
auswirkten; damit ist auch klar, dass 
sie vor allem Reformen meint, die auf 
Beitragssatzbegrenzung oder -Senkung 
abzielen - und damit auf Leistungskür¬ 
zungen. 

Darüber hinaus fordert die AfD 
eine Korrektur der „finanziellen Nach¬ 
teile von Familien mit Kindern gegen¬ 
über Kinderlosen“ in den Sozialversi¬ 
cherungen, etwa Berücksichtigung der 
Kinderzahl bei der Höhe der Rente. 
Die Zahl der Kinder sollte außerdem 
für den Zeitpunkt ausschlaggebend 
sein, zu dem man abschlagfrei in Ren¬ 
te gehen kann. 

Generell plädiert die AfD für fle¬ 
xible Modelle „einer sich parallel zum 
Anstieg der Lebenserwartung verlän¬ 
gernden Lebensarbeitszeit“. Das be¬ 
deutet eine massive Anhebung der 
Regelaltersgrenze, korrigiert um einen 
Kinder-Bonus. 


Der baldige Tod der 500-Euro-Note 
ist anzuzeigen. Die wenigsten Leser 
werden das schmucke Stück Papier 
vom Augenschein kennen. Und noch 
weniger werden es zum Begleichen 
von Rechnungen regelmäßig nutzen. 
Es könnte uns also egal sein, dass das 
oberste Beschlussgremium der Euro¬ 
päischen Zentralbank, der EZB-Rat 
unter dem Vorsitz von Mario Drag¬ 
hi am 4. Mai beschlossen hat, Druck 
und Neuausgabe der größten Scheine 
in der Euro-Währung Ende 2018 ein¬ 
zustellen. 

In der Presseerklärung der EZB 
findet sich kein Wort der Begründung. 
Die lieferten andere. Zum Beispiel 
unser geschätzter Finanzminister Dr. 
Wolfgang Schäuble. Er möchte die 
Nutzung von Bargeld überhaupt ein¬ 
schränken und plant daher für Bar¬ 
geldtransaktionen eine Obergrenze 
von 5000 Euro. Seine Begründung 
lautet, dass damit Geldwäsche, Dro¬ 
genhandel, Steuerhinterziehung und 
Bestechung besser eingedämmt wer¬ 
den können. Er muss es ja wissen. 
Als Schäuble 1994 vom Waffenhänd¬ 
ler Schreiber 100 000 DM entgegen¬ 
nahm, war es in der Tat Bargeld. Hätte 
er auch so gehandelt, wenn es damals 
den 1000-DM-Schein nicht gegeben 
oder eine Grenze für Bargeldtransak¬ 
tionen von, sagen wir mal, 10 000 DM 
bestanden hätte? 

Diese Frage bleibt offen. Sicher 
ist hingegen, dass seit der Finanzkrise 
2007/08 eine Kampagne zur Zurück- 
drängung von Bargeld geführt wird. 
Banker, Wirtschaftsforscher und Fi¬ 
nanzpolitiker sprechen sich für die Zu- 
rückdrängung des Bargelds aus. Italien, 
Griechenland und Frankreich haben 
schon Bargeldobergrenzen beim Kauf 


gesetzlich festgelegt. All das macht 
misstrauisch. 

Rechtlich ist Bargeld das einzige, 
richtige Geld. Nur die von den Noten¬ 
banken gedruckten Scheine und die 
von den Regierungen geprägten Mün¬ 
zen sind gesetzliche Zahlungsmittel. 
Das legen das Bundesbankgesetz und 
der Paragraph 128 des EU-Vertrages 
fest. Faktisch ist das Bargeld nur ein 
kleiner Teil des im Lande umlaufenden 
Geldes, in Deutschland nur etwa ein 
Zehntel der gesamten eng definierten 
Geldmenge. Was sind die anderen neun 
Zehntel? Es ist das bei den Banken in 
Form von Kontoguthaben verzeichne- 
te Geld, das so genannte Buch- oder 
Giralgeld. Das Buchgeld ist jederzeit 
tauschbar in echtes Bargeld. Und nur 
diese Bereitschaft und Fähigkeit der 
Bank, das Geld auf Verlangen heraus¬ 
zurücken, macht es den Geldscheinen 
ähnlich und fast ebenbürtig. Die Sicht¬ 
guthaben bei der Bank sind nicht vom 
Staat oder seiner Zentralbank emit¬ 


tiert, sondern sie sind der schriftliche 
Ausdruck für ein Schuldverhältnis zwi¬ 
schen Bank und Kunde. 

Wenn die Bank allerdings zusam¬ 
menkracht, hat der Kunde sein Geld 
verloren. Das ist, wie wir spätestens 
seit 2008 wissen, keine theoretische Be¬ 
trachtung, selbst wenn für die harmlo¬ 
seren Fälle die staatlich gestützte „Ein¬ 
lagensicherung“ einspringt. Wenn das 
Publikum ahnt, dass die Bank in Ge¬ 
fahr ist pleite zu gehen, wird es den 
Tausch der Guthaben in echtes Bar¬ 
geld massenhaft fordern und damit die 
Bank der Pleite näher bringen. Wenn 
das Bargeld abgeschafft oder auch nur 
seine Nutzung eingeschränkt wäre, es 
also keine Alternative zum Bankgutha¬ 
ben gäbe, wäre das für die Banken viel 
bequemer. Die Regierungen hätten es 
leichter die Banken zu retten, und noch 
leichter, wie 2013 in Zypern geschehen, 
die Guthaben der Kunden zu kürzen 
und umgekehrt die Schulden der Ban¬ 
ken zu mindern. Lucas Zeise 
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Von massiven Warnstreiks zu ganztägigen Streiks 

Tarifbewegung in der Metall- und Elektroindustrie 



Warnstreik IG Metall in Reutlingen; Kundgebung vor Bosch 


G ibt es beim Erscheinen dieser 
UZ bereits einen Tarifabschluss 
für die Metall-und Elektroin¬ 
dustrie? Oder stehen wir vor einer 
weiteren Eskalation des Konflikts, die 
den Metallerinnen und Metallern erst¬ 
mals seit 2003 mehr abfordert als die 
„üblichen“ zwei Warnstreikwellen? 

Im Vorfeld der vierten Verhand¬ 
lungsrunde in NRW, Baden-Württem¬ 
berg, Bayern und Mitte hatten beide 
Tarifparteien betont, dass sie eine Ei¬ 
nigung vor Pfingsten anstreben. Am 
Montag war dann nach mehrstündigen 
Verhandlungen in Neuss die Rede von 
„konstruktiven und intensiven“ Ge¬ 
sprächen. Bis zum Redaktionsschluss 
dieser UZ gab es allerdings kein neues 
Angebot der Kapitalseite. 

Schon bevor die IG Metall-Mit¬ 
glieder in den Betrieben und Tarif¬ 
kommissionen begonnen hatten, ihre 
Forderungen für die Tarif runde 2016 
zu diskutieren, warnten Gesamtme¬ 
tall-Vertreter vor einer Wiederholung 
solcher „Höhenflüge“ wie dem aus 
ihrer Sicht „überzogenen“ Tarifab¬ 
schluss 2015 (3,4 Prozent, Alters- und 
Bildungsteilzeit).Tatsächlich hatte die 
IG Metall in der letzten Tarifrunde mit 
massiven Warnstreiks (fast 900 000 
Beteiligte) einen Tarifabschluss durch¬ 
gesetzt, der bei der Masse der Beschäf¬ 
tigten gut ankam. 

Allerdings waren die Jahre vor und 
während der weltweiten Wirtschafts¬ 
und Finanzkrise für die Beschäftigten 
ein „verlorenes Jahrzehnt“ mit stag¬ 
nierenden Reallöhnen und einer sin¬ 
kenden Lohnquote. Um dies wieder 
auszugleichen, müssten über mehrere 
Jahre Tariferhöhungen durchgesetzt 
werden, welche den „verteilungsneu¬ 
tralen Spielraum“ aus Inflation und 
Produktivität deutlich überschrei¬ 
ten. Dies will Gesamtmetall mit aller 
Macht verhindern und erklärte für 
2016, zu verteilen sei „wenig bis gar 
nichts“. 

„Wenig bis gar nichts“ waren dann 
auch die „Angebote“ der Metallun¬ 
ternehmer. Nachdem sie in der zwei¬ 
ten Verhandlungsrunde 0,9 Prozent 


für zwölf Monate sowie eine (nicht 
tabellenwirksame) Einmalzahlung 
von 0,3 Prozent angeboten hatten, 
legten sie in der dritten Verhand¬ 
lungsrunde kein höheres, sondern ein 
„Alternativangebot“ vor: weitere 1,2 
Prozent - für weitere zwölf Monate! 
Die Einmalzahlung sollte aber jetzt 
nicht mehr für alle Betriebe gelten, 
sondern einzelbetrieblich „differen¬ 
ziert“ werden. 

Diese „Angebote“ wirkten als Pro¬ 
vokation und überzeugten auch vor¬ 
her nicht so überzeugte Beschäftig¬ 
te von der Notwendigkeit der Warn¬ 
streiks. Dies habe ich nicht nur in der 
„eigenen“ Belegschaft bei Volkswagen 
Osnabrück so erlebt, sondern auch aus 
vielen anderen Betrieben gehört - 
auch aus solchen, in denen noch kurz 
vor Ende der Friedenspflicht die Ta¬ 
rifrunde nur ein zweitrangiges Thema 
war, weil sie von betrieblichen Proble¬ 
men überdeckt wurde. 


Bis Montag hatten sich bundesweit 
rund 393 000 Metallerinnen und Me¬ 
taller an Warnstreiks beteiligt. Viele 
haben verstanden: Bewegung in den 
Betrieben ist der einzige Weg, um die 
Bewegung im Unternehmerlager zu 
erreichen, welche für einen aus Sicht 
der Beschäftigten akzeptablen Kom¬ 
promiss zwischen den geforderten fünf 
Prozent und den bisherigen „Angebo¬ 
ten“ notwendig wäre. 

Doch nicht nur die Bereitschaft zu 
Warnstreiks ist hoch. Als Reaktion auf 
die provozierenden „Angebote“ findet 
auch das neue Arbeitskampfkonzept 
der IG Metall, bei Nichteinigung nach 
zwei Warnstreikwellen bundesweit in 
ausgewählten Betrieben zu ganztägi¬ 
gen Streiks aufzurufen, wachsende Zu¬ 
stimmung bei den Beschäftigten. 

Eine besondere Rolle spielt in die¬ 
ser Tarifauseinandersetzung wieder 
einmal die Forderung der Kapital¬ 
seite nach mehr „Differenzierung“: 


Unter bestimmten Umständen sollen 
wirtschaftlich schwächere Unterneh¬ 
men auch von dem Abschluss abwei¬ 
chen können. Ihr Verhandlungsführer 
in NRW, Kirchhoff, hatte angekündigt, 
bei den Verhandlungen in Neuss die¬ 
ses Thema schwerpunktmäßig behan¬ 
deln zu wollen. 

Angesichts der schlechten Erfah¬ 
rungen mit Differenzierungsklauseln 
in früheren Tarifabschlüssen trifft die¬ 
se Forderung bei vielen Beschäftigten 
und ihren Betriebsräten gerade in den 
potentiell betroffenen Betrieben auf 
starke Ablehnung. Zudem bestehen 
bereits mit dem „Pforzheimer Abkom¬ 
men“ (siehe Infokasten) Möglichkei¬ 
ten zu Tarifabweichungen nach unten. 

Doch die Gesamtmetall-Vertreter 
drohen unverhohlen mit zunehmen¬ 
der Tarifflucht, wenn es nicht zu einem 
„moderaten“ Abschluss mit stärkerer 
Differenzierung kommt. In diesen 
Drohungen steckt eine deutliche Bot¬ 


schaft an die Belegschaften in nicht 
so gut organisierten Betrieben. In 
der Vergangenheit konnten auch die¬ 
se Belegschaften im „Geleitzug“ mit 
den gewerkschaftlichen „Vorreiterbe¬ 
trieben“ fahren. Im Zeichen sinkender 
Tarifbindung und zunehmender Tarif¬ 
abweichungen hat sich dies geändert: 
schwach organisierte Belegschaften 
werden zunehmend „abgehängt“ - nur 
gut organisierte und streikfähige Be¬ 
legschaften können im Ernstfall auch 
Tarifflucht abwehren. Je mehr die Un¬ 
ternehmer befürchten müssen, einen 
„Häuserkampf“ zu verlieren, desto si¬ 
cherer ist der Flächentarif. 

Achim Bigus 

Pforzheimer Abkommen 

Das „Pforzheimer Abkommen“ 
wurde 2004 zwischen der IG Me¬ 
tall Baden-Württemberg und Süd¬ 
westmetall geschlossen. Es erlaubt 
Unternehmen, von Tarifverträgen 
befristet abzuweichen. 

Nachdem die Gewerkschaften und 
die Kapitalseite gemeinsam mit Be¬ 
triebsrat und Geschäftsleitung die 
wirtschaftliche Lage geprüft haben, 
können sie für den jeweiligen Be¬ 
trieb beschließen, dass er befristet 
von tariflichen Mindeststandards 
abweichen kann. Zum Beispiel: 
Weihnachts- oder Urlaubsgeld kür¬ 
zen, Arbeitszeit senken oder erhö¬ 
hen - mit oderohne Lohnausgleich. 
Ein Vertreter des regionalen Arbeit¬ 
geberverbandes und - in der Re¬ 
gel - die zuständige Verwaltungs¬ 
stelle der IG Metall werden mit den 
Verhandlungen beauftragt. Das 
Unternehmen legt dazu Informati¬ 
onen zur wirtschaftlichen Lage vor, 
um nachzuweisen, dass die Abwei¬ 
chung „notwendig“ ist. 

Der abweichende Vertrag muss 
Gegenleistungen enthalten. Das 
können „Standortgarantien“ oder 
„Investitionszusagen“ sein. Die 
vereinbarten Abweichungen vom 
Tarifvertrag sind zeitlich befristet. 


Machtpolitik braucht Rüstungsindustrie 

Gabriel hat nicht die leiseste Absicht, Waffenexporte einzuschränken • Teil I 


Ende Januar 2016 trat Verteidigungsmi¬ 
nisterin Ursula von der Leyen vor die 
Presse und verkündete, bis 2030 würden 
nicht weniger als 130 Mrd. Euro in die 
Neuanschaffung von Rüstungsgütern 
gesteckt. Hierfür muss der Investitions¬ 
haushalt schnellstmöglich von 4,7 Mrd. 
Euro (2016) auf etwa 9 Mrd. Euro ange¬ 
hoben werden. Damit ist vorhersehbar, 
dass auch der Militärhaushalt, der oh¬ 
nehin schon von 26,8 Mrd. Euro (2006) 
auf bislang geplante 35 Mrd. Euro (2019) 
steigen sollte, noch üppiger anwachsen 
dürfte. Im Februar 2016 wurde dann 
bekannt, dass die deutschen Rüstungs¬ 
exportgenehmigungen im Vorjahr mit 
fast 12,5 Mrd. Euro ein Allzeithoch er¬ 
reicht haben. Zu Recht wird argumen¬ 
tiert, dass diese Exporte zu Krieg und 
Chaos beitragen und mitbeteiligt sind, 
Menschen zur Flucht zu zwingen. Auch 
trifft zu, dass diese Zahlen im krassen 
Widerspruch zu den Aussagen von Wirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel stehen, 
die Waffenausfuhren spürbar einschrän¬ 
ken zu wollen. 

Allerdings handelt es sich bei dem 
Ausbau von Rüstungshaushalt und -ex- 
porten um die Kernelemente der von 
der Bundesregierung im Oktober 2014 
gestarteten „Agenda Rüstung“. Auch 
der Wirtschaftsminister steht voll hin¬ 
ter der Agenda, weshalb die Entwick¬ 
lung der Exportgenehmigungen dieje¬ 
nigen, die Gabriels rüstungspolitische 
Grundsatzrede vom 8. Oktober 2014 
genau verfolgt hatten, auch nicht wirk¬ 
lich überraschen konnte. Darin erteilte 
Gabriel nicht einmal Waffenlieferun¬ 
gen in Krisengebiete eine Absage, die 
Unterstützung der Peschmerga befür¬ 
wortete er z.B. ausdrücklich: „Aber zu¬ 


gleich müssen wir - und das ebenfalls 
mit großer Klarheit - feststellen, dass 
es natürlich legitime sicherheits- und 
bündnispolitische Interessen gibt, wel¬ 
che die Lieferung von Rüstungsgütern 
und Kriegswaffen rechtfertigen können. 
[...] Deutschland und seine Partner ha¬ 
ben ein eigenes Interesse daran, Pirate¬ 
rie, Terrorismus und Proliferation von 
Waffen, wie sie im Nahen und Mittleren 
Osten auftreten, einzudämmen. [...] Die 
Lieferungen an die Kurden im Norden 
des Irak, die der Abwehr einer fanatisch¬ 
grausamen Terrorbewegung wie dem so 
genannten ,Islamischen Staat 4 dienen, 
sind weder ein Tabubruch noch gar ein 
Widerspruch zu unseren Werten und 
Rechtsregeln.“ 

Fakt ist: Weder Gabriel noch irgend¬ 
ein anderer führender deutscher Poli¬ 
tiker hat die leiseste Absicht, die Rüs¬ 
tungsexporte einzuschränken - im Ge¬ 
genteil. Die eigentliche Frage ist deshalb: 
Weshalb ist dies der Fall? 

Kurz gesagt: Dies allein auf ein „ef¬ 
fektives“ Lobbying zurückzuführen ist 
analytisch nicht weit genug gedacht. 
Denn eine starke einheimische Rüs¬ 
tungsindustrie ist die Voraussetzung, 
um eine „wirkungsvolle“ Militär- und 
Machtpolitik betreiben zu können. Und 
zentrale Mittel, um dies zu erreichen, 
sind die Erhöhung der Rüstungsaus¬ 
gaben sowie die „Verbesserung“ der 
Wettbewerbs- und damit Exportfähig¬ 
keit der Branche. Oder noch kürzer auf 
den Punkt gebracht: Was gut ist für die 
deutsche Rüstungsindustrie ist doppelt 
so gut für die machtpolitischen Ambiti¬ 
onen Deutschlands. 

Ursächlich hierfür ist, dass der heimi¬ 
sche Markt trotz von der Leyens jüngster 


Rüstungsoffensive viel zu klein ist, wes¬ 
halb die Waffenindustrie ohne Exporte 
schlicht nicht überlebensfähig wäre. So¬ 
lange es eine deutsche Rüstungsindus¬ 
trie gibt, so lange wird es also auch zwin¬ 
gend deutsche Rüstungsexporte geben. 
In den Worten von Claus Günther, dem 
BDI-Vorsitzenden des Ausschusses Si¬ 
cherheit: „Wir brauchen Exporte, denn 
allein durch die dünne nationale Auf¬ 
tragsdecke wird die deutsche Rüstungs¬ 
industrie nicht überlebensfähig sein.“ 

Die Politik sieht das genauso, wenn 
etwa der CDU-Rüstungsexperte Hen¬ 
ning Otte angibt: „Deutschland als sou¬ 
veräner Staat muss in der Lage sein, sei¬ 
ne Soldaten in Kernbereichen mit Waf¬ 
fen aus eigener Produktion auszustatten, 
um nicht auf zweitklassiges Material 
vom Weltmarkt angewiesen zu sein. 
Damit diese Schlüsselindustrien lebens¬ 
fähig sind, müssen sie auch exportieren 
können.“ 

Weshalb die Rüstungsindustrie an 
Exporten interessiert ist, liegt auf der 
Hand. Allerdings ist die Bundesregie¬ 
rung nur allzu bereit, hier unterstützend 
unter die Arme zu greifen, weil dies der 
angestrebten starken rüstungsindus¬ 
triellen Basis zuträglich ist. So äußerte 
sich Gabriel in seiner rüstungspoliti¬ 
schen Grundsatzrede: „Die Erhaltung 
der Bündnisfähigkeit und der dazu 
notwendigen rüstungstechnologischen 
Kernkompetenzen sind ein zentrales 
außen- und sicherheitspolitisches Inter¬ 
esse der Bundesrepublik Deutschland.“ 
Aus diesem Grund kündigte er bei die¬ 
ser Gelegenheit auch gleich noch eine 
„exportpolitische Flankierung für die 
Verteidigungsindustrie“ an, die dann im 
Oktober 2015 in das „Strategiepapier 


der Bundesregierung zur Stärkung der 
Verteidigungsindustrie in Deutschland“ 
einfließen sollte. 

Die Bundesregierung führt drei 
Gründe ins Feld, weshalb diese Stär¬ 
kung der Rüstungsindustrie dringend 
erforderlich sei: arbeitsmarktpolitische, 
wirtschaftliche und machtpolitische. 

Was die Arbeitsplätze anbelangt, so 
sind in der Rüstungsindustrie nach Ei¬ 
genangaben gerade einmal 98 000 Men¬ 
schen beschäftigt, im Kernbereich sogar 
nur 17 000. Selbst die höhere Zahl be¬ 
deutet über den Daumen gepeilt ledig¬ 
lich einen Anteil von 0,24 Prozent aller 
Erwerbstätigen in Deutschland. Studien 
belegen zudem, dass kein Sektor pro in¬ 
vestierter staatlicher Milliarde weniger 
Arbeitsplätze abwirft als der Rüstungs¬ 
bereich. Auch volkswirtschaftlich ist die 
Relevanz der Rüstungsindustrie - vor¬ 
sichtig formuliert - überschaubar. Sie 
steuert etwa 1 Prozent zum Bruttoin¬ 
landsprodukt (BIP) bei. Zum Vergleich: 
Allein die Autoindustrie kommt auf 7 
Prozent. Auch die viel beschworenen 
„Spin-Offs“, technologische Innovatio¬ 
nen, die vom Rüstungssektor erfunden 
werden und danach massiv zur volks¬ 
wirtschaftlichen Entwicklung beigetra¬ 
gen, existieren lediglich in der Phantasie 
der Rüstungsbefürworter. In Wahrheit 
wird umgekehrt ein Schuh daraus: In¬ 
novationen gehen auf den zivilen Sek¬ 
tor zurück, derer sich die Rüstung dann 
bedient. 

Eine Konversion, also die Umstel¬ 
lung der Rüstungsproduktion auf die 
Herstellung ziviler Güter, wäre also 
möglich und gesellschaftlich überaus 
wünschenswert, wie u. a. auch eine Re¬ 
solution Delegiertenkonferenz der IG 


Metall Stuttgart im September 2014 
deutlich zum Ausdruck brachte: „Wir 
verurteilen Rüstungsproduktion und 
Rüstungsexporte [...] Arbeitsplatz¬ 
verluste in der Rüstungsindustrie sind 
durch Wandlung in Arbeitsplätze zur 
Herstellung ziviler, gesellschaftlich 
notwendiger Produkte zu kompensie¬ 
ren. Rüstungsarbeitsplätze erfordern 
Investitionen in teure Technologie. Für 
dieses Geld können in anderen Berei¬ 
chen (Bildung, Gesundheit ...) mehr 
und gesellschaftlich sinnvolle Arbeits¬ 
plätze geschaffen werden. Die Konver¬ 
sionsdebatte muss in den Rüstungsbe¬ 
trieben nachhaltig geführt werden. Hier 
übernimmt die IG Metall eine aktive 
und steuernde Rolle.“ 

Woran es hier fehlt, ist allein der po¬ 
litische Wille. Und das hat primär mit 
der dritten und entscheidenden Ant¬ 
wort zu tun, weshalb die Rüstungsindus¬ 
trie und ihre Exporte gestärkt werden 
sollen: Eine eigenständige Rüstungsin¬ 
dustrie gilt als unerlässlicher Machtfak¬ 
tor eines erstrangigen weltpolitischen 
Akteurs. Jedwede Abhängigkeit vom 
Kriegsgerät anderer Länder schränkt 
die machtpolitische Beinfreiheit extrem 
ein. Gleichzeitig steigen durch Exporte 
die Stückzahlen und tragen somit durch 
Skaleneffekte - so zumindest die The¬ 
orie - zur Senkung der Stückpreise für 
den „Heimverbraucher Bundeswehr“ 
bei - es wird also über Exporte mehr 
militärische Schlagkraft pro investier¬ 
tem Euro generiert. 

Jürgen Wagner, Informationsstelle 
Militarisierung (IMI) 

Weitere Infos auf 
ß uchtverursacher.blogsport.de 
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Macht sichern durch Verfassungsänderung 

CDU, SPD und Grüne geben erneut vor, „relevante“ Politik in den Rathäusern von NRW zu sichern 



Der Düsseldorfer Landtag von oben: Wieder einmal möchte man gern die demo¬ 
kratischen Rechte einschränken und die kleinen Parteien und Bürgerbündnisse 
bei den Komunalwahlen aus den Rathäusern aussperren, wenn sie nicht 2,5 
Prozent erhalten. 


Paritätischer lehnt 
BZHC-Entwurf ab 

Als „massiven Verstoß gegen die Vor¬ 
gaben der UN-Behindertenrechts- 
konvention“ hat der Paritätische 
Wohlfahrtsverband den vorliegen¬ 
den Referentenentwurf für ein Bun¬ 
desteilhabegesetz (BTHG) kritisiert. 
Die derzeitigen Pläne der Bundes¬ 
regierung zielten in erster Linie auf 
Kostenbegrenzung, nicht aber auf die 
gleichberechtigte und selbstbestimm¬ 
te Teilhabe von Menschen mit Behin¬ 
derung, kritisiert der Paritätische in 
einem Brief an Bundessozialministe¬ 
rin Andrea Nahles (SPD). 

„Der vorliegende Gesetzentwurf 
verstößt gegen die rechtsverbindli¬ 
chen Vorgaben der UN-Behinder- 
tenrechtskonvention und schafft 
kaum spürbare Verbesserungen für 
Menschen mit Behinderung. Im Ge¬ 
genteil: Wir sehen die deutliche Ge¬ 
fahr, dass mit diesem Gesetz die fach¬ 
lichen Ziele der Eingliederungshilfe 
und bereits erreichte Standards ab¬ 
gebaut werden“, so Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritäti¬ 
schen Gesamtverbandes. Nach den 
Plänen der Bundesregierung droh¬ 
ten insbesondere für Menschen mit 
hohem Unterstützungsbedarf sogar 
Verschlechterungen, so dass der Pari¬ 
tätische den aktuellen Gesetzentwurf 
nicht unterstützen könne. Bestehende 
Rechte von Menschen mit Behinde¬ 
rung würden eingeschränkt statt aus¬ 
gebaut, der Zugang zu Leistungen 
der Eingliederungshilfe werde für 
viele Personen erschwert. „Kosten¬ 
einsparungen und die Verwertbar¬ 
keit von Arbeitsleistung stehen im 
Vordergrund, nicht aber die Selbst¬ 
bestimmung und Bürgerrechte von 
Menschen mit Behinderung. Hier soll 
offenbar in erster Linie ein Kostenbe¬ 
grenzungsgesetz und weniger ein In¬ 
klusionsgesetz im Sinne der UN-Be- 
hindertenrechtskonvention auf den 
Weg gebracht werden“, so Schneider 
weiter. 

Als „bitter“ bezeichnet es der Ver¬ 
band, dass die Hinweise der Interes¬ 
senverbände behinderter Menschen 
aus dem von der Bundesregierung ini¬ 
tiierten mehrmonatigen umfangrei¬ 
chen Beteiligungsprozess kaum auf¬ 
gegriffen wurden. Der Paritätische 
vertritt über 80 bundesweite Orga¬ 
nisationen der Behindertenhilfe und 
der Gesundheitsselbsthilfe. 


W enn es um den Machterhalt 
geht, sind alle Koalitionen 
möglich. Das zweite Kabi¬ 
nett Reiner Haseloff in Sachsen-An¬ 
halt, konstruiert aus CDU, SPD und 
B’90/Grüne, fand jetzt erneut Nach¬ 
folger im Landtag von Nordrhein- 
Westfalen: Im Hauptausschuss des 
Landtages fanden CDU, SPD und 
wiederum B’90/Grüne zusammen, 
um zur Machtsicherung in den NRW- 
Rathäusern beizutragen. 

Der Hauptausschuss wollte - in 
magerer Besetzung - unter Leitung 
des Vorsitzenden Prof. Dr. Rainer 
Bovermann (SPD) in seiner 52. Sit¬ 
zung öffentlich Bilanz ziehen. Es ging 
um die Auswertung der „Experten¬ 
anhörung“ mit Wissenschaftlern und 
Praktikern aus der Kommunalpolitik. 
Deren Thema: Wer und was ist „rele¬ 
vant“ in den Rathäusern? Wie kann 
die Durchsetzung der „Relevanz“ 
gesichert werden? Wer ist nicht „re¬ 
levant“? Wie kann erreicht werden, 
dass die, die nicht „relevant“ sind, aus 
dem Rathaus ferngehalten werden? 
CDU, SPD und B’90/Grüne hatten 
den „Experten“ eine Steilvorlage für 
die Selektion geliefert: Wer weniger 
als 2,5 Prozent der Stimmen einfährt 
ist irrelevant. Die Gutachten der „Ex¬ 
perten“ gerieten für die Gutachten¬ 
besteller denn auch weitgehend zu 
einer self-fulfilling prophecy. 

Diese sich scheinbar selbsterfül¬ 
lenden Prophezeiungen wurden von 
den Kenia-Koalitionären (Schwarz- 
Rot-Grün) mit Nachdruck begrüßt. 
Fraktionsvorsitzender Mehrdad Mo- 
stofizadeh, Sprecher der Grünen- 
Fraktion im Hauptausschuss, trieb 
das Farbenspiel noch einen Schritt 
weiter. Seine Ansicht: Der Antrag der 
Koalitionäre „trifft ins Schwarze“. Wer 
weniger als 2,5 Prozent der Stimmen 
bekommt, ist hinderlich, große Ziele 
zu verfolgen. Was nun relevante Ziele 
seien, wurde nicht verraten - aber den 
Parteien von CDU, SPD und Grünen 
Vorbehalten. 

Diplom-Volkswirtin Elisabeth 
Müller-Witt, Sprecherin der SPD- 
Fraktion in diesem Ausschuss, pflich¬ 
tete ihm bei. Sie wiederholte die 
längst widerlegten Argumente, dass 


durch Parteien, allein weil sie klein 
sind, die Funktionsfähigkeit der Rat¬ 
häuser bedroht, wenn nicht gestört 
oder sogar verhindert werde. 

Torsten Sommer von den Piraten 
wies allerdings vehement nach, dass 
es wegen der Anwesenheit kleiner 
Parteien keinen einzigen Haushalt ge¬ 
geben habe, der nicht verabschiedet 
worden sei. Wenn Kommunalhaus¬ 
halte ins Straucheln kommen, dann 


liegt es nicht an Minifraktionen, son¬ 
dern an der Finanznot der Städte und 
Landkreise. 

MdL Heiko Hendriks (CDU) aus 
Mülheim/Ruhr ist im Zivilberuf Un¬ 
ternehmensberater und Personaltrai¬ 
ner. Er kennt offensichtlich die Not 
der Parteien, qualifizierten Nach¬ 
wuchs für die Ratsmandatsträger zu 
finden. Da sei es ein Unding, wenn 
die „Ehrenamtier“ so viele Stunden in 


die Rathausarbeit investieren müss¬ 
ten. Unterstützung von Müller-Witt: 
20 Stunden pro Woche. 

Sommer konterte: Ehrenamtier 
könne man dann ja am besten schüt¬ 
zen, indem man sie von einem Rats¬ 
mandat ausschlösse. Es „drohe“ zu¬ 
dem keine Zersplitterung der Rat¬ 
häuser, sondern bunte Vielfalt. Da 
gab es Zwischenrufe. Vielleicht soll¬ 
ten sich die Grünen Mehrdad Mo- 
stofizadeh und Oliver Keymis, inzwi¬ 
schen 2. Vizepräsident des Landtages 
im schwarzen Anzug, erinnern an die 
grüne „Unordnung“ mit Turnschuh- 
Fischer oder Ex-MdB Gert Jannsen, 
der als 50-Kilometer-Geher und Ro¬ 
tationsanhänger ein anderes demo¬ 
kratisches Standing, aber weniger 
Kompatibilität mit der CDU hatte. 

Auch waren sich CDU, SPD und 
Grüne einig, wie die Anzahl der ei¬ 
genen Mandate nicht angegriffen 
würde: Die Gesamtzahl der Sessel 
in den Rathäusern solle nicht abge¬ 
senkt werden. Eine solche Regelung 
sei ohne Verfassungsänderung mög¬ 
lich und werde „die Kleinen“ aussper¬ 
ren. Vielleicht wären dabei aber auch 
entsprechend den aktuellen Trends 
einzelne Sitze von CDU, SPD und 
Grünen gefährdet. Dann lieber mit 
Verfassungsänderung: Gleiche Zahl 
der Sessel und Sperrklausel bei der 
Stimmenauszählung. 

Das Bunte der Grünen hat sei¬ 
ne Leuchtkraft verloren: Die Flucht 
in das mit SPD und CDU gemeinsa¬ 
me Verständnis von „Relevanz“ der 
Kapitalinteressen in den Kommunen 
macht sie inzwischen so überflüs¬ 
sig, wie sie es zur Zeit ihrer Grün¬ 
dung nicht waren. - Bis zur endgül¬ 
tigen Errichtung der Sperrklausel 
von 2,5 Prozent bei den Kommunal¬ 
wahlen wird es allerdings noch etwas 
dauern - wenn überhaupt. Im Landes¬ 
parlament bedürfte es mehr Wider¬ 
stand als durch die engagierten Pira¬ 
ten. Und schließlich bleibt der Weg 
bis zum Bundesverfassungsgericht. 
Die Sperrklausel wäre nicht das ers¬ 
te NRW-Gesetz, an dem die Richter 
in der scharlachroten Robe mit der 
weißen Spitzenrüsche Anstoß neh¬ 
men könnten. Uwe Koopmann 


AKW sofort abschalten! 

Hunderte beim Protest in Brokdorf 


Verlässlich, nachhaltig 
und innovativ fürs Kapital 

Grün-Schwarzer Pakt in Baden-Württemberg besiegelt 


Am 24. April 2016 fand die 4. Pro¬ 
test- und Kulturmeile vor dem AKW 
Brokdorf statt. Das Kernkraftwerk 
liegt nahe der Gemeinde Brokdorf im 
Kreis Steinburg, Schleswig-Holstein 

Das Wetter - Schnee, Hagel und 
Regen - sorgte sicher für einige Ab¬ 
striche bei der Beteiligung. Einige 
hundert Aktivisten hatten sich trotz¬ 
dem eingefunden, um am 30. Jahres¬ 
tag der Tschernobylkatastrophe die 
Forderungen nach der Abschaltung 
des AKW-Brokdorf und aller ande¬ 
ren Atomkraftwerke weltweit zu be¬ 
kräftigen. 

An Ständen verschiedener Ini¬ 
tiativen, Bewegungen und Parteien 
gab es Informationen. Es wurde auch 
für Verpflegung gesorgt. Eine afri¬ 
kanische Trommlergruppe aus Bre¬ 
mervörde machte Stimmung, bis die 
Kundgebung mit Beiträgen von Red- 
nerlnnen begann. 

Die sind seit Jahrzehnten in der 
Anti-AKW-Bewegung aktiv. So Kars¬ 
ten Hinrichsen aus der Bewegung vor 
Ort, Gisela Ludewig vom BBU, Ohle 
Eggers als Vertreter vom BUND 
Schleswig-Holstein, Wolfgang Ehm- 
ke aus Lüchow- Dannenberg und 
Fritz Storin aus Hamburg. Storin war 
bereits bei den ersten Aktionen in 
Brokdorf dabei, er wurde wegen sei¬ 
ner Aktivitäten verurteilt und einge¬ 
sperrt. Gert Schinkel, Liedermacher - 
ursprünglich aus Glückstadt, heute in 
Köln lebend -, vermittelte mit seinen 
Liedern die Kultur des Widerstandes 
über die vergangenen Jahrzehnte. 


In den Redebeiträgen wurde her¬ 
vorgehoben, dass der Kampf letzt¬ 
endlich erfolgreich war, aber noch 
längst nicht zu Ende ist. Es bleibt die 
Notwendigkeit, die Abschaltung aller 
AKW auch weltweit durchzusetzen, 
denn in vielen Ländern der Welt ge¬ 
hen neue AKW ans Netz, zahlreiche 
werden zur Zeit geplant oder sind im 
Bau. 

Die Auseinandersetzung müsse 
auch um die Forschungsreaktoren in 
Gronau und Lingen gehen, die nicht 
im Ausstiegsbeschluss der Bundesre¬ 
gierung, alle AKW im Land bis 2022 
abzuschalten, enthalten sind. Der 
Kampf gegen Atomwaffen und ge¬ 
gen die Willkür der Energiekonzerne 
muss weitergeführt werden. 

Diskutiert wird in Teilen der Be¬ 
wegung über Kampfformen. Einigen 
ist die Bewegung zu kraftlos und zu 
wenig kämpferisch. Jüngere Men¬ 
schen sind zurzeit ungenügend an 
Aktivitäten und Aktionen beteiligt. 
Den Regierenden und den Energie¬ 
konzernen ist mit den politischen 
Entscheidungen zur Stilllegung aller 
AKW - zumindest zeitweilig - eine 
Beruhigung vieler Protestierer gelun¬ 
gen. Erste Überlegungen zur deren 
Reaktivierung knüpfen an jahrzehn¬ 
telange Erfahrungen an, um erneut 
einen Aufschwung der Bewegung zu 
erreichen. 

Die nächste große Aktion in Nord¬ 
deutschland ist das Widerstandsfest 
am 13. Mai in Gorleben. 

Heinz Stehr 


Erstmals haben die Grünen und die 
CDU als Juniorpartner einen Koaliti¬ 
onsvertrag zur Bildung einer Landes¬ 
regierung vereinbart. Der 140-seitige 
Vertrag trägt den Titel „Verlässlich, 
Nachhaltig, Innovativ“. Richtiger wäre 
„Fragwürdig, Verzichtbar, Neoliberal“. 
Ministerpräsident Kretschmann sagte, 
man habe sich auf mehr als den „kleins¬ 
ten gemeinsamen Nenner“ geeinigt. 
Der CDU-Verhandlungsführer Strobl 
sieht das Land auf dem Weg in ein „di¬ 
gitales Musterland“. 

Konkret wird wenig, das meiste als 
Absichtserklärung festgelegt. Bis zum 
Ende der Legislaturperiode sollen 
1500 Polizeistellen zusätzlich geschaf¬ 
fen werden. Außerdem sollen „Poli¬ 
zeifreiwillige“ im öffentlichen Raum 
das Sicherheitsgefühl stärken. Das 
Vorzeigeprojekt der Grünen in der 
letzten Legislaturperiode - die Kenn¬ 
zeichnung der Polizisten - fällt auch 
diesmal unter den Tisch. Dafür sollen 
es Body-Cams zum Schutz der Polizis¬ 
ten sein. Der Staatsschutz beim Lan¬ 
deskriminalamt wird genauso wie der 
Verfassungsschutz verstärkt. Eine Er¬ 
mächtigungsgrundlage für die präven¬ 
tive Telekommunikationsüberwachung, 
selbstverständlich unter Richtervorbe¬ 
halt, soll geschaffen werden. Aussagen 
zu den Kriegen, die in Stuttgart von den 
Kommandostellen der US-Streitkräfte, 
dem US-AFRICOM und dem US-EU- 
COM, geführt werden, fehlen. 


Ein weiteres vereinbartes Ziel ist, 
die Schuldenbremse nicht nur ein¬ 
zuhalten, sondern bis zum Ende der 
Legislaturperiode sogar Einsparun¬ 
gen von rund 1,8 Milliarden Euro zu 
realisieren. Auch hier ist interessant, 
was unerwähnt bleibt: Kein Wort zur 
Verstärkung der Steuerfahndung im 
Zeitalter von Lux-Leak und Panama- 
Papers. 

Geht es nach Grün-Schwarz, ist 
Fracking von Erdöl und -gas außerhalb 
ausgewiesener Trinkwasserschutzge¬ 
biete erlaubt. 

Beim Thema Integration von 
Flüchtlingen bestehen nur graduelle 
Unterschiede zu AfD und Pegida. Ziel 
ist die Registrierung der Flüchtlinge im 
erstaufnehmenden Land und eine an¬ 
schließende „gerechte“ Verteilung in¬ 
nerhalb Europas. „Europa“ und nicht 
EU oder Dublin-III-Vertragsstaaten 
dürfte hier kein Schreibfehler sein. 

Weitere Vorhaben sind, den Flücht¬ 
lingen in den Erstaufnahmestellen das 
so genannte Taschengeld nicht mehr 
bar auszuzahlen, Unterstützung dabei 
zu leisten, die Liste der sicheren Her¬ 
kunftsstaaten um Marokko, Algerien 
und Tunesien zu erweitern, die Resi¬ 
denzpflicht in den Erstaufnahmestel¬ 
len konsequent umzusetzen und den 
Bedarf von Abschiebeplätzen regelmä¬ 
ßig zu prüfen. 

Wie bei den Vorgängerregierun¬ 
gen wird postuliert, mehr Güterver¬ 


kehr auf Schienen und Wasserstraßen 
zu verlagern. Gleichzeitig wird die Er¬ 
probung der Lang-LKW ermöglicht. 
Die schlechte Luft in den Städten will 
Grün-Schwarz mit einer blauen Pla¬ 
kette für schadstoffarme Fahrzeuge 
verbessern. 

Zudem sollen günstige Fahrprei¬ 
se Pendler an Tagen mit hoher Luft¬ 
schadstoffbelastung in die bereits 
heute überfüllten Busse und Bahnen 
locken. 

Zur Unterstützung des Projekts 
Stuttgart 21 gilt vorerst der mit Deut¬ 
schen Bahn vor Jahren vereinbarte 
Kostenanteil in Höhe von 930,6 Mil¬ 
lionen Euro. Dieser Betrag wird als 
anzustrebendes Limit angegeben. Da 
die Baukosten zwischenzeitlich um 
über 2 Milliarden Euro gestiegen sind 
und sich vermutlich verdoppeln wer¬ 
den, wird eine Zielanpassung irgend¬ 
wann erfolgen. 

Die Feststellung, dass Wohnungen 
für Menschen mit geringen Einkom¬ 
men fehlen, wird zumindest getrof¬ 
fen. Aber anstatt Wohnungen zu bau¬ 
en, sollen Leitlinien für die verstärkte 
Schaffung von Wohnraum erarbeitet 
werden. 

Die Koalition will Baden-Würt¬ 
temberg verlässlich für die Kapitalis¬ 
ten, nachhaltig beim Sozialabbau und 
innovativ auf neuen Geschäftsfeldern 
umgestalten. 

Raimund Zarth 
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Wird das Bundeskanzleramt wirklich durchleuchtet? 

Als die Globkes die Republik prägten 



Globke (2. Reihe Mitte) in Bratislava: Er weilte im September 1941 in der Slowakei 
und bereitete zusammen mit Nazi-Innenminister Frick (1. Reihe 3. v. links) die 
Einführung des berüchtigten Judenkodexes vor. 


V origen Samstag zogen mal wie¬ 
der Nazis durchs Regierungs¬ 
viertel in Berlin. Sie zogen auch 
vors Bundeskanzleramt. Nicht nur 
draußen waren sie präsent. Auch darin: 
So hängt zum Beispiel im 4. Stock ohne 
jeden weiteren Kommentar das Porträt 
von Hans Maria Globke, Staatssekre¬ 
tär im Bundeskanzleramt von 1953 bis 
1963. Er war vom ersten bis zum letz¬ 
ten Tag des NS-Regimes auch hoher 
Beamter im Reichsinnenministerium 
mit dem Schwerpunkt der Teilnahme 
an der Judenverfolgung. 

Jetzt wurde bekannt, dass auch das 
Bundeskanzleramt auf seine NS-Ver- 
gangenheit untersucht werden soll. Um 
die besondere Rolle Globkes nicht all¬ 
zu auffällig werden zu lassen, haben 
die mit der Untersuchung beauftrag¬ 
ten Institute angekündigt, sie wollten 
auch sämtliche weiteren Staatssekre¬ 
täre aller Ressorts der Adenauerzeit 
mit durchleuchten - um so Globke als 
einen von vielen erscheinen zu lassen. 
Das dürfte schwierig werden, denn 



Globke in Adenauers Bundeskanzler¬ 
amt 


Globke war der oberste Personalchef 
der Bundesregierung und sorgte für 
seine Leute. 

Schon vor 1953 war er als hoher 
Ministerialbeamter die rechte Hand 
des ersten Bundeskanzlers Konrad 
Adenauer. Die USA wollten die Bun¬ 
desrepublik als Bollwerk gegen den 
Kommunismus und sahen in Konrad 


UZ: Nicht nur am „ Tag der Arbeit“, son¬ 
dern auch am Tag der Befreiung vom 
Faschismus, am 8. Mai, kam es man¬ 
cherorts zu Provokationen von Neona¬ 
zis. Von welchen Vorfällen wissen Sie? 

Sylvia Brennemann: Am 1. Mai haben 
Neonazis in einigen Städten versucht, 
mittels sozialer Demagogie zu punkten. 
Ohne den Schutz der Polizei, die den 



Nazis die Straße freigab und sie vor an¬ 
tifaschistischen Protesten abschirmte, 
wäre es den extremen Rechten meiner 
Einschätzung nach gar nicht möglich 
gewesen, die Aufmärsche überhaupt 
durchzuführen. Besonders brutal ist 
die Polizei in Schwerin, im sächsischen 
Plauen und in Bochum gegen Nazigeg¬ 
ner vorgegangen. Am 8. Mai kam es au¬ 
ßerdem zu Provokationen von Neona¬ 
zis in Berlin-Buch und in Karlshorst. 
Dass die Behörden derartige Provoka¬ 
tionen nicht untersagt haben, ist eine 
Schande. Es gibt kein Recht auf Nazi¬ 
propaganda - erst recht nicht am Tag 
der Befreiung vom Faschismus. Hinzu 
kommt jedoch, dass die Polizei nicht 
nur die Provokationen der extremen 
Rechten schützte, sondern etwa die 
Befreiungsfeierlichkeiten der DKP 


Adenauer den Kanzler mit naziunver¬ 
dächtigem, konservativem Image. Die¬ 
ser fand nichts dabei, den Kommenta¬ 
tor der Nürnberger Rassengesetze und 
Verfasser der Durchführungsbestim¬ 
mungen zur Ausbürgerung und Depor¬ 
tation der Juden Globke zum höchsten 
politischen Beamten der Bundesrepu¬ 
blik zu machen. Er war Schreibtischtä¬ 
ter wie Adolf Eichmann, aber anders 
als dieser nie verurteilt. Als Eichmann 
Globke als Entlastungszeugen forder¬ 
te, kaufte ihn Adenauer mit geheimen 
Waffenlieferungen an Israel frei. 

Denn Globke war kein NSDAP- 
Mitglied, jedoch parteiloser katholi¬ 
scher Antisemit. Viele katholische Per¬ 
sönlichkeiten schwiegen zu den Juden¬ 
verfolgungen, jedoch wehrten sie sich 
gegen die Euthanasie, weshalb Adolf 
Hitler die Vernichtung der geistig Be¬ 
hinderten nicht dem Innenministerium 
und auch nicht der Gestapo übertrug, 
sondern diese Aktion unter eigener 
Regie durchführte. Sogar Gestapochef 
und Judenmörder Heinrich Müller be¬ 
wahrte seine behinderte Tochter vor 
dem langen Arm des Führers. 

Als amtlich bestellter Judenhasser 
war Globke schon vor der NS-Zeit im 
Innenministerium tätig. Im November 
1932 entstanden unter Globkes Feder¬ 
führung Verordnungen und Erlasse 
zum Namensrecht. Sie sollten es Juden 
unmöglich machen, einen als jüdisch 
geltenden Familiennamen abzulegen: 
„Jede Namensänderung beeinträch¬ 
tigt die Erkennbarkeit der Herkunft 
aus einer Familie, erleichtert die Ver¬ 
dunkelung des Personenstandes und 
verschleiert die blutsmäßige Abstam¬ 
mung.“ Das Gesetz half mit, zehn Jahre 
später die Listen der zu deportierenden 
Juden zusammenzustellen. 

Bei den Recherchen zu Globke 
machte der Fernsehautor Jürgen Be- 
vers vor fünf Jahren einen sensationel¬ 
len Fund: Die verschollen geglaubten 
40 Seiten Aufzeichnungen Adolf Eich¬ 
manns in der Gefängniszelle. Sie be¬ 
lasten Globke, den Mitverfasser und 


Friedrichshain-Kreuzberg fast unmög¬ 
lich machte, in dem sie vor versuchte, 
den Getränkeausschank, das Aufstel¬ 
len von Tischen und Bänken und selbst 
das Aufhängen von Transparenten zu 
untersagen. Wir müssen diese Entwick¬ 
lung mit Sorge zur Kenntnis nehmen 
und uns zur Wehr setzen. Es kann ja 
nicht sein, dass man in diesem Land 
wieder so weit ist, dass man den 8. Mai 
nicht mehr feiern darf. 

UZ: Welche Bedeutung hat der 8. Mai 
für Sie persönlich? 

Sylvia Brennemann: Der Tag der Be¬ 
freiung vom Faschismus hat natürlich 
einen hohen politischen Stellenwert für 
mich. Nicht nur, weil ich Antifaschis¬ 
tin bin, sondern auch, weil ich zugleich 
überzeugte Kriegsgegnerin bin. Beides 
gehört für mich zusammen. Ich wür¬ 
de mir außerdem wünschen, dass der 
8. Mai tatsächlich gesetzlicher Feiertag 
würde, wie es etwa die Linkspartei for¬ 
dert. In Zeiten, in denen die AfD als 
drittstärkste Partei gehandelt wird und 
rassistische Gewalt auf dem Vormarsch 
ist, wäre dies ein notwendiges Signal. 
Zugleich übrigens auch für die letzten 
Lebenden, die Deutschland vom Fa¬ 
schismus befreit haben, beispielsweise 
aus den Reihen der Roten Armee. 

UZ: Auch beim diesjährigen UZ-Pres- 
sefest wird es wieder ein „Rotes Zelt an¬ 
tifaschistischer und antikapitalistischer 
Gruppen und Organisationen “ geben. 
Wer steckt dahinter? Was sind die Ziele? 

Sylvia Brennemann: In unseren Reihen 
sind Antifaschisten und Antikapitalis- 


Kommentator von Gesetzen gegen die 
Juden. Er war führend beteiligt an der 
Vorbereitung der Ersten Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz vom 14. No¬ 
vember 1935, dem Gesetz zum Schutze 
der Erbgesundheit des deutschen Vol¬ 
kes vom 18. Oktober 1935 und dem Per¬ 
sonenstandsgesetz (3. November 1937). 
Das „J“, das in Pässe von Juden einge¬ 
prägt wurde, und das Tragen des Juden¬ 
sterns hat Globke mit konzipiert. Juden 
hatten als zweiten Vornamen Sara bzw. 
Israel ihrem Namen hinzuzufügen. 

★ 

In der Zeit des Bundeskanzlers Kon¬ 
rad Adenauer war Hans Globke als 
„graue Eminenz“ verantwortlich für 
die Koordination der Kabinettsarbeit, 
der Einrichtung und Kontrolle von 
BND und Verfassungsschutz sowie 
für Fragen der CDU-Parteiführung. 
Dass Reinhold Gehlen, ehemals Ge¬ 
heimdienstchef unter Hitler, erster 
Chef des Bundesnachrichtendienstes 
werden konnte, ist Globke ebenso mit 
zu verdanken wie die Einsetzung Felix 


tisten aus verschiedenen bundesdeut¬ 
schen Städten aktiv. Aus Düsseldorf, 
Hamburg, Berlin, Frankfurt und Ber¬ 
lin. Das „Rote Zelt“ haben wir schon 
beim vergangenen UZ-Pressefest 
durchgeführt. Es war ein Erfolg. Inso¬ 
fern war für uns klar, dass es auch in 
diesem Jahr zu einer Neuauflage kom¬ 
men sollte. 

Uns alle eint, dass wir zu der Überzeu¬ 
gung gekommen sind, dass die politi¬ 
sche Linke in einer existenziellen Krise 
steckt. Auswege aus dieser verheeren¬ 
den Situatuion wollen wir mit den Be¬ 
sucherinnen und Besuchern des UZ- 
Pressefestes diskutieren. 

UZ: Woran machen Sie diese Krise der 
politischen Linken fest? Woran man¬ 
gelt es? 

Sylvia Brennemann: Es gibt kaum 
mehr eine Grundlage für gemeinsames 
Handeln der unterschiedlichen linken 
Strömungen. Selbst in politischen Be¬ 
reichen wie der Friedenspolitik und 
dem Antifaschismus besteht nur noch 
selten Einigkeit. Auch politische Ge¬ 
radlinigkeit ist selten geworden. Kern¬ 
elemente linker Politik, wie beispiels¬ 
weise ein offensiver Antikapitalismus 
und der Kampf gegen Imperialismus 
und Krieg, wurden mancherorts durch 
eine Politik der Beliebigkeit abgelöst. 
Debatten darüber werden mitunter 
verhindert. Eine gewisse Selbstge¬ 
fälligkeit ist verstärkt zu beobach¬ 
ten. Nischenpolitik bestimmt Diskurs 
und Handeln. Dass wir im Kampf ge¬ 
gen Nazis, Rassisten und AfD aktuell 
nicht gut genug aufgestellt, liegt auf 
der Hand. 


von Eckardts, Drehbuchautor faschis¬ 
tischer Hetzfilme unter Goebbels, der 
oberster Chef des Bundespresseam¬ 
tes werden konnte. Globke verwalte¬ 
te maßgeblich die Wirtschaftsspenden 
der CDU, die über die „Staatsbürger¬ 
liche Vereinigung“ flössen. 

Im Jahr 1961 erschien im zu Ber¬ 
telsmann gehörenden Rütten & Loe- 
ning-Verlag Reinhard-M. Streckers 
Buch „Dr. Hans Globke - Aktenaus¬ 
züge, Dokumente“, das auf Recherchen 
Streckers in polnischen und tschechi¬ 
schen Archiven beruhte. Globke ver¬ 
suchte, die weitere Veröffentlichung 
gerichtlich zu verhindern oder die 
Bücher durch den BND aufzukau¬ 
fen. Auch manche seiner Nachfolger 
im Bundeskanzleramt waren Anhän¬ 
ger der Nazis gewesen: So Ex-Wehr¬ 
wirtschaftsführer Ludger Westrick 
und Karl Carstens (Ex-NSDAP). Im 
Bundeskanzleramt wurden die Fäden 
gezogen, um die antifaschistische, der 
VVN nahestehende Wochenzeitung 
„Die Tat“ zu vernichten, die immer 
wieder Globke und andere entlarvte. 


UZ: Und wie wollen Sie aus diesem Zu¬ 
stand ausbrechen? 

Sylvia Brennemann: Erstmal muss man 
diesen Zustand erkennen und auch 
benennen. Dann annalysieren und 
Schlussfolgerungen ziehen. Dazu wol¬ 
len wir mit unserem „Roten Zelt“ einen 
Beitrag leisten. Es dürfte den meisten 
Linken klar sein, dass es zu Verände¬ 
rungen kommen muss. Sonst laufen 
wir als Linke Gefahr, auch noch weiter 
marginalisiert zu werden. Während die 
Rechte weiter erstarkt. 

Ich glaube, dass es notwendig ist, dass 
die Gegner von Faschismus und Krieg 
wieder verstärkt zusammenrücken. Wir 
wollen diese Diskussionen befördern 
und mit dem „Roten Zelt“ ein antifa¬ 
schistisches Angebot machen, das sich 
nicht nur an SDAJ- und DKP-Mitglie- 
der richtet, sondern auch an Nazigeg¬ 
ner, die noch nicht in den besagten Or¬ 
ganisationen bzw. antifaschistischen 
Gruppen organisiert sind. Das UZ- 
Pressefest ist für uns jedenfalls ein Ort 
des Austausches. Wir sind gerne dort, 
auch um Genossinnen und Genossen 
zu treffen und mit Menschen zusam¬ 
menzukommen, die die Welt ändern 
wollen und die herrschenden Zustän¬ 
de nicht einfach akzeptieren. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Antifagruppen wollen Strategiede¬ 
batte befördern und veranstalten 
erneut ein „Rotes Zelt“ beim UZ- 
Pressefest. 

https://roteszelt.wordpress.com/ 


Das Präsidium der VVN hatte am 
31. Juli 1959 bei der im Herbst 1958 ge¬ 
schaffenen Zentralen Stelle der Lan¬ 
desjustizverwaltungen zur Verfolgung 
von NS-Verbrechen in Ludwigsburg 
eine Anzeige gegen Bundesminister 
Theodor Oberländer, einst Teilnehmer 
am Hitlerputsch in München, einge¬ 
reicht, der in der Ukraine an Juden¬ 
verfolgungen beteiligt war. „Die Tat“ 
kündigte auf der ersten Seite neben ei¬ 
nem Foto von Oberländer an: „Dieser 
Mann ist heute eine ,hochgestellte Per¬ 
sönlichkeit’. Wir bringen in der nächs¬ 
ten Ausgabe Enthüllungen über seine 
Vergangenheit.“ Die Ankündigung lös¬ 
te bei Oberländer Panik aus. Er wuss¬ 
te im Unterschied zu den offiziellen 
Lügen um seine Teilnahme an der fa¬ 
schistischen Besatzungs- und Vernich¬ 
tungspolitik im Osten und konnte die 
Brisanz wahrheitsgemäßer Mitteilun¬ 
gen absehen. Am 22. September erör¬ 
terte er die Situation mit Adenauer 
und Globke. Der Minister begab sich 
in den Abendstunden des 22. Septem¬ 
ber nach Fulda, wo die Wochenzeitung 
gedruckt wurde. Er erreichte die Be¬ 
schlagnahme der Ausgabe Nr. 39. Be¬ 
reits Anfang Oktober 1959 wurden 
zwischen dem Bundeskanzleramt, 
dem Innenministerium und Oberlän- 
ders Haus Möglichkeiten diskutiert, 
wie man gegen die VVN Vorgehen 
kann. Oberländers Verdruss über die 
Machenschaften der VVN traf sich 
mit dem von Bundesinnenminister 
Gerhard Schröder, der auf Grund sei¬ 
ner SA-Vergangenheit das jüngste Ziel 
einschlägiger VVN -Veröffentlichun¬ 
gen geworden war. Er favorisierte ein 
VVN-Verbot. Dies Verbot kam nicht 
zustande, weil die Bundesverwaltungs¬ 
richter, die es verfügen sollten, sich als 
alte Nazis erwiesen. 

Nicht in jedem Fall setzten sich die 
Globkes durch. Doch sie schafften es 
viel zu oft. Ob die angekündigten Un¬ 
tersuchungen im Bundeskanzleramt 
dies aufdecken werden? 

Ulrich Sander 


Altersarmut von Überle¬ 
benden des Naziterrors 

„Die Bundesregierung ignoriert die 
Verarmung Zehntausender Überle¬ 
bender des NS-Terrors und stiehlt 
sich damit aus ihrer historischen Ver¬ 
antwortung“, kritisiert die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion der Partei 
„Die Linke“, Ulla Jelpke, die Antwort 
der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Fraktion zur sozialen Si¬ 
tuation von NS-Opfern (Drs. 18/8307). 
Jelpke weiter: „Die Bundesregierung 
brüstet sich mit bisherigen Zahlun¬ 
gen und tut gerade so, als habe sie ihre 
Pflicht schon längst übererfüllt. Damit 
stempelt sie NS-Opfer, die über ihre 
Verarmung im Alter klagen, faktisch 
als lästige Störenfriede ab ... 

Einfach nur zynisch und geschichtsver¬ 
gessen sind die Ausführungen zur Op¬ 
fergruppe der Sinti und Roma. (...)•“ 

Gegen Blitzentscheidungen 

„Sorgfalt geht vor Schnelligkeit. Asyl¬ 
verfahren können nicht nach einer 
Tonnenideologie entschieden werden“, 
kritisiert Sevim Dagdelen, Beauftrag¬ 
te für Migration und Integration der 
Linksfraktion, die Angaben des Chefs 
des Bundesamts für Asyl und Flücht¬ 
linge, bis Ende des Jahres eine Million 
Asylverfahren entschieden zu haben. 
Flüchtlinge brauchten „faire Verfah¬ 
ren und keine Blitzentscheidungen zur 
Schönung der Bilanz“. Das BAMF und 
sein Leiter Frank-Jürgen Weise müss¬ 
ten jedoch gewährleisten, dass quali¬ 
fiziertes Personal über Asylverfahren 
entscheidet. „Asyl ist ein im Grundge¬ 
setz verankertes Recht, über das nicht 
Aushilfsbeamte von Post und Bundes¬ 
wehr im Eilverfahren zu entscheiden 
haben, um am Ende des Jahres die 
Schreibtische sauber zu haben und 
laut verkünden zu können: ,Wir haben 
das geschafft“*; konstatierte Dagdelen 
weiter. 


Es gibt kein Recht auf Nazipropaganda 

Antifaschismus und Antikriegsarbeit gehören zusammen - 

Interview mit Sylvia Brennemann, Sprecherin des Duisburger Netzwerks gegen Rechts 
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Ein bisschen Waffenruhe 

Syrien: Die USA verhandeln - und nutzen die neuen Kämpfe für ihre 


Proteste in Athen 

Am vergangenen Sonntag stimmten die 
Koalitionsfraktionen der linken Syriza 
und der rechten Anei geschlossen für den 
weiteren Abbau der Sozialversicherung. 
Vor dem Parlamentsgebäude nutzte die 
Polizei die Aktionen vermummter Pro¬ 
vokateure, um die Streikdemonstration 
mit Tränengas und Blendgranaten anzu¬ 
greifen. Schon am Freitag hatte die Poli¬ 
zei 30 PAME-Gewerkschafter festneh¬ 
men lassen, die an einer Athener Bau¬ 
stelle Streikposten standen. 

Seit Monaten hatte die griechische 
Regierung die neue Runde von „Spar¬ 
maßnahmen“ vorbereitet, aber nicht ins 
Parlament gebracht. Am Donnerstag der 
vergangenen Woche kündigte die Regie¬ 
rung an, dass das Parlament am folgen¬ 
den Wochenende die Rentenkürzungen 
und Steuererhöhungen beschließen solle. 

Auch die Gewerkschaften waren vor¬ 
bereitet. Einige Stunden später riefen sie 
auf, am nächsten Morgen in einen zweitä¬ 
gigen Generalstreik zu treten. Am Abend 
demonstrierte die Kommunistische Par¬ 
tei, um zum Kampf gegen die Regie¬ 
rungspolitik aufzurufen. 

Faymann gibt auf 

Der österreichische Bundeskanzler Wer¬ 
ner Faymann ist von seinem Amt und 
dem des Vorsitzenden der SPÖ zurück¬ 
getreten. Faymann stand einer „großen“ 
Koalition der Sozialdemokraten mit der 
Österreichischen Volkspartei (ÖVP) vor. 
Diese Regierung hat besonders in der 
Flüchtlingsfrage eine immer radikaler 
werdende Abschottungspolitik verfolgt. 
Dennoch, vielleicht auch deswegen über¬ 
holte die ganz rechte FPÖ in Umfragen, 
aber auch bei der kürzlichen Wahl des 
Bundespräsidenten, die beiden Regie¬ 
rungsparteien. Bei der Stichabstimmung 
zum Präsidentenamt am 22. Mai steht 
erstmals seit Gründung der 2. Republik 
kein Kandidat der beiden Parteien zur 
Auswahl. 

Wahlbündnis in Spanien 

Die spanische Vereinigte Linke (Izquier- 
da Unida, IU) kandidiert bei den kom¬ 
menden Parlamentswahlen am 26. Juni 
im Wahlbündnis mit Podemos. Das ver¬ 
einbarten beide Organisationen am 
Montag. 

Der IU gehört auch die Kommunis¬ 
tische Partei Spaniens (PCE) an. Deren 
Generalsekretär rief die Parteimitglie¬ 
der dazu auf, das Wahlbündnis zu unter¬ 
stützen: Das Abkommen mit Podemos 
öffne den Weg, um „einen programma¬ 
tischen Vorschlag der sozialen Transfor¬ 
mation“ vorzustellen, es handele sich um 
eine Vereinbarung „für eine Regierung 
zugunsten der Arbeiterklasse und der 
Volksschichten“. 

Das Bündnis von Podemos und IU 
orientiert darauf, nach den Wahlen ge¬ 
meinsam mit der sozialistischen PSOE 
eine Regierung bilden zu können. „Wir 
reichen der PSOE weiterhin die Hand“, 
sagte der Podemos-Generalsekretär Pa¬ 
blo Iglesias nach Abschluss der Verein¬ 
barung mit der IU, „denn wir halten sie 
für einen Verbündeten, um Spanien zu 
regieren“. 

Moldawier gegen US-Militär 

Hunderte Aktivisten der oppositionel¬ 
len Sozialistischen Partei protestierten 
am Sonntag erneut auf dem Hauptplatz 
der moldawischen Hauptstadt Chisinau, 
wo seit kurzem US-Militärtechnik ausge¬ 
stellt wird, gegen die Teilnahme der USA 
an Militärübungen in ihrem Land. 

„Im Schutz der Nacht sind ausländi¬ 
sche Soldaten in Chisinau eingetroffen, 
wodurch die moldauische Verfassung 
grundlos verletzt wurde“, erklärte ein 
Abgeordneter der Oppositionspartei. 
Niemand dürfe Libyen, Syrien, Jugosla¬ 
wien und andere Länder vergessen, die 
die NATO-Truppen bereits bombardiert 
und zerstört hätten. 

Sanders als Vize? 

Bernie Sanders schließt nicht aus, Vize¬ 
präsident von Hillary Clinton zu werden 
und sie als „running mate“ im Präsident¬ 
schaftswahlkampf zu unterstützen. Auf 
die Frage, ob er ein solches Angebot von 
Clinton akzeptieren würde, antwortete 
Sanders nach einem Bericht von CNN: 
Darüber werde er mit ihr nach dem Par¬ 
teitag sprechen, auf dem die Demokra¬ 
ten ihren Präsidentschaftskandidaten be¬ 
stimmen. Kommentar: Seite 9 


T errorgruppen führen eine Offen¬ 
sive, um die Armee aus der nord¬ 
syrischen Stadt Aleppo zu vertrei¬ 
ben. Die neuen Kämpfe hatten begon¬ 
nen, nachdem der von Saudi-Arabien 
gesteuerte Teil der syrischen Opposition 
die Genfer Friedensverhandlungen blo¬ 
ckiert hatte. 

Aleppo ist seit dem Sommer 2012 
heftig umkämpft. Vieles ist zerstört. Ter¬ 
roristische Gruppen oder „gemäßigte“ 
Rebellen unterbrechen die Strom- und 
Wasserversorgung der Gebiete, die die 
Regierung kontrolliert, wann immer sie 
die Möglichkeit dazu haben. „Willkom¬ 
men in der Hölle“, so beschrieb die syri¬ 
sche Zeitung al-Watan in einer Karikatur 
die Situation in Aleppo. Die geographi¬ 
sche Lage der Stadt begünstigt die An¬ 
griffe: Aleppo liegt im Norden Syriens, 
nicht weit von der Grenze zur Türkei ent¬ 
fernt. Von dort aus nimmt der Nachschub 
an Waffen und Kämpfern kein Ende. 
Und als „zweite Hauptstadt“ Syriens und 
ehemals im ständigen Wettstreit mit Da¬ 
maskus um wirtschaftlichen, kulturellen 
und politischen Vorrang ist Aleppo ein 
„Primärziel“. 

Ende Januar hat eine neue Runde der 
Genfer Verhandlungen unter Vermitt¬ 
lung der UNO begonnen. Seitdem lie¬ 
ßen die Kämpfe um die Stadt nach. Doch 
schon Ende April brachen sie wieder voll 
aus - vielleicht auch eine Antwort dar¬ 
auf, dass Russland einen großen Teil sei¬ 
ner Kampfflugzeuge abgezogen hatte. Es 
gab viele zivile Opfer durch Angriffe auf 
ein Krankenhaus (die reflexartig der syri¬ 
schen Regierung angelastet wurden) und 
durch Raketen- und Mörserangriffe auf 
sichere Wohngebiete im Einflussbereich 
der Regierung. Dabei feuerten terroris¬ 
tische Organisationen hunderte Raketen 
ab - es war eine neue Krise in der Krise. 

Diese erneute Krise begann Ende 
April mit dem „Teilabzug“ des Hohen 
Verhandlungskomitees von den Genfer 


240 000 Menschen protestierten am ver¬ 
gangenen Samstag in Warschau gegen 
die Politik der nationalkonservativen 
PiS-Regierung. Zu der Demonstration 
unter der Losung „ Wir sind und blei¬ 
ben in Europa“hatte unter anderem die 
Bewegung „Komitee zur Verteidigung 
der Demokratie“ (KOD) auf gerufen. 

UZ: Ist Polen heute eine Demokratie? 

Lukasz Szopa: Noch ja. Ich unterstrei¬ 
che das, weil es in Polen nicht nur die 
zentrale Ebene der Machtausübung 
gibt, sondern auch zum Beispiel die 
kommunale Ebene. Die Demokratie 
ist noch da, aber einige ihrer wichtigen 
Bestandteile sind so gelockert worden, 
dass man nicht mehr von einer stabilen 
Demokratie reden kann. Was die zen¬ 
trale Ebene angeht, ist das eine gefähr¬ 
dete Demokratie. 

UZ: Sie nennen sich KOD, „Komitee 
zur Verteidigung der Demokratie“ Ge¬ 
gen wen verteidigen Sie die Demokratie? 

Lukasz Szopa: Gegen jeden, der ver¬ 
sucht, sie zu schwächen, zu untergra¬ 
ben, zu zerstören. Gegen die Regie¬ 
rung der PiS („Recht und Gerechtig¬ 
keit“), die die absolute Mehrheit im 
Parlament hat. Aber auch gegen eini¬ 
ge Oppositionsparteien, die klein sind, 
aber in eine ähnliche Richtung denken. 
Wir sind gegen die Abgeordneten, egal 
welcher Partei, die mit ihren Aussagen 
und mit ihrem Abstimmungsverhalten 
für Sachen stehen, die unserer Meinung 
nach Demokratie untergraben oder so¬ 
gar zerstören könnten. Wir sind auch 
gegen den Präsidenten Andrzej Duda, 
solange er nicht als Präsident aller Po¬ 
len agiert, sondern als Marionette von 
Jaroslaw Kaczynski. 

UZ: Wofür kämpfen Sie? Dafür, dass in 
Polen alles so wird wie vor einem Jahr, 


Verhandlungen. Das „Hohe Verhand¬ 
lungskomitee“, oder besser die „Riad- 
Opposition“, hatte sich im Dezember 
2015 auf einer Konferenz in Riad gebil¬ 
det - eingeladen hatte die Regierung von 
Saudi-Arabien. 

Zu dieser Konferenz kamen nicht nur 
die Vertreter von bewaffneten islamisti- 
schen Gruppen wie Jaysh al-Islam oder 


Ahrar al-Scham, sondern auch die Spit¬ 
zen der politischen Opposition Syriens. 
Für sie galt lange das Credo des dreifa¬ 
chen „Nein!“: „Nein zur ausländischen 
Intervention, nein zur Gewalt, nein zur 
religiösen Spaltung“. Nun also ging es ge¬ 
meinsam mit der Regierung von Saudi- 
Arabien und mit Vertretern terroristi¬ 
scher Organisationen gegen Assad. Für 
einen Platz am Verhandlungstisch gaben 
diese Kräfte alle drei „Nein“ auf. 

Die Riad-Opposition blockierte und 
verschleppte die Verhandlungen in Genf 
von Beginn an. Schließlich erklärte sie - 
vorgeblich aus Protest gegen Angriffe 
der syrischen Armee - ihren Rückzug. 


bevor die PiS an die Regierung gekom¬ 
men ist? Dafür, dass die PO („Bürger¬ 
plattform“) wieder an die Regierung 
kommt oder dass die Partei „Die Mo¬ 
derne“ (Nowoczesna) die Regierung 
übernimmt? 

Lukasz Szopa: Auf keinen Fall. Wir 
wollen keine Rückkehr zu dem, was 
vor der PiS-Regierung war, weil wir 
auch die damalige PO-Regierung sehr 
kritisch sehen. Auch die PO hat sehr 
selbstherrlich regiert. Wir sind nicht 
für die PO oder für „Die Moderne“. 
Wir möchten, dass aus den Fehlem, 
die in den vergangenen Monaten pas¬ 
siert sind, Schlüsse gezogen werden: 
Wir wollen gewisse Mechanismen ein¬ 
bauen für die Zukunft, damit solche 
Vorfälle nicht mehr möglich sind - 
egal, welche Partei oder Koalition an 
die Macht kommt. Es geht uns um 
Änderungen an der Verfassung, um 
Sicherungen in der Verfassung, die 
so etwas nicht erlauben. Wir arbeiten 
daran, ein eigenes Gesetzesvorhaben 
durch eine Bürgerinitiative ins Parla¬ 
ment zu bringen. Dieses Gesetz soll 
regeln, dass das Verfassungsgericht 
nicht so leicht blockiert oder boykot¬ 
tiert werden kann, wie es die Regie¬ 
rung jetzt versucht. 

UZ: In welchem Verhältnis steht das 
KOD zu Parteien wie der PO oder „Die 
Moderne“? 

Lukasz Szopa: Die Punkte, die uns in¬ 
teressieren, sind das Verfassungsge¬ 
richt und andere Sachen, bei denen es 
darum geht, die Demokratie zu schüt¬ 
zen: Gewaltenteilung, offene Medien, 
Freiheit des Individuums. Darüber hi¬ 
naus interessieren uns die Programme 
der anderen Parteien nicht. Ob eine 
Partei neoliberal ist oder links oder ob 
sie für die Bauern eintritt ist für uns 
kein Thema. 


Tatsächlich wurden Gespräche mit dem 
Sondergesandten der UN für Syrien, de 
Mistura, „inoffiziell“ weitergeführt, nicht 
zuletzt um zu verhindern, dass andere 
oppositionelle Gruppen den Platz der 
Riad-Opposition einnehmen. 

Diese Obstruktionspolitik war end¬ 
lich für einen Teil der politischen Oppo¬ 
sition, für die Gruppe „Den syrischen 


Staat aufbauen!“, zu viel. Auf ihrer Face- 
book-Seite kündigte sie die Zusammen¬ 
arbeit auf und erklärte, die Riad-Oppo- 
sition arbeite nicht für die Interessen des 
syrischen Volkes, sondern für die Interes¬ 
sen regionaler Mächte. 

Die aktuelle Offensive von Jaysh 
al-Islam, al-Nusra und anderen gegen 
Aleppo war die konsequente Fortset¬ 
zung des Rückzugs der Riad-Oppositi- 
on von den Verhandlungen. Und wie in 
einem Spiel mit verteilten Rollen griff 
US-Außenminister Kerry die Vorlage 
auf: Am 3. Mai erklärte er, Assad sol¬ 
le sich hüten, den Waffenstillstand ein- 
halten und den Übergangsprozess vo- 


UZ: Sie würden sagen: Links oder 
rechts ist nicht der entscheidende Un¬ 
terschied? 

Lukasz Szopa: Es geht um das System. 
Können wir es schaffen, das System zu 
erhalten, in dem die Bürger überhaupt 
zwischen links und rechts wählen kön¬ 
nen? Was sie dann wählen, wenn sie 
frei wählen können, interessiert uns 
eigentlich nicht. Außer, wenn das Er¬ 
gebnis wieder das gleiche ist wie jetzt: 
Wenn Parteien gewählt werden, die die 
Demokratie an sich abschaffen wollen 
oder gefährden. 


Lukasz Szopa arbeitet als Lyriker und 
Übersetzer und lebt in Berlin. Dort 
gründete er mit anderen Polen eine 
Gruppe der Demokratiebewegung 
KOD („Komitee zur Verteidigung 
der Demokratie“, Komitet Obro- 
ny Demokracji). KOD bekämpft die 
Politik der polnischen Regierung, 
die versucht die Rechte des Verfas¬ 
sungsgerichts einzuschränken und 
die öffentlichen Medien unter ihre 
Kontrolle zu bringen. 


UZ: Es gibt einen Bericht über eine 
KOD-Kundgebung in Poznan. Da habe 
ein Redner die anderen Parteien kriti¬ 
siert, und er habe auch „Die Moderne“ 
kritisiert. In dem Moment sei ihm der 
Strom für das Mikro ab gedreht worden. 
Ist Kritik an „Die Moderne“ bei Ihnen 
nicht erwünscht? 

Lukasz Szopa: Man müsste in Poznan 
nachfragen, wie das genau abgelaufen 
ist. Ich kann mir aber vorstellen, dass es 
so einen Vorfall gegeben hat. Das KOD 
ist keine Partei, es hat keine richtig gut 
organisierte Struktur. Ich weiß nicht, ob 
das vielleicht ein anderer KOD-Akti- 
vist war, der aber für „Die Moderne“ 
ist. Vielleicht hat ihm nicht gefallen, 


eigenen Zwecke 

rantreiben. Wenn nicht, müsste er mit 
Konsequenzen rechnen, einem Wieder¬ 
aufflammen des Krieges und womöglich 
Schlimmerem. Noch ist es nicht soweit 
und so genügte buchstäblich ein Telefon¬ 
anruf zwischen dem russischen und dem 
US-Militär, um einen Waffenstillstand in 
Kraft zu setzen. 

Ein Waffenstillstand gilt nicht gegen¬ 
über al-Nusra, IS und allen Gruppen, die 
mit ihnen Zusammenarbeiten - das ver¬ 
langen die UN-Resolutionen zu Syrien. 
Die USA weigern sich aber nicht nur, 
Jaysh al-Islam oder Ahrar al-Scham als 
terroristische Gruppen zu bezeichnen. 
Sie weigern sich auch, sogenannte „ge¬ 
mäßigte Rebellen“ dazu zu drängen, sich 
von Jabhat al-Nusra und IS zu distanzie¬ 
ren, wie die Sprecherin des russischen 
Außenministeriums Maria Zakharova 
am 6. Mai erklärte. 

Solange das nicht geschieht, kann 
jeder Angriff Syriens auf terroristische 
Gruppen als Angriff auf angeblich ge¬ 
mäßigte Rebellen gewertet werden. Und 
umgekehrt kann durch die Obstruktions¬ 
politik der Riad-Opposition jede Ver¬ 
handlung beliebig verzögert werden. 

Seit der Wiederaufnahme der Ver¬ 
handlungen gab es Telefonate, Besuche 
und eine auffallende Zusammenarbeit 
zwischen dem russischen Außenminister 
und seinem westlichen „Partner“ Kerry. 
Diese Zusammenarbeit findet ihre Gren¬ 
ze in der Frage, wo Syrien zukünftig im 
Macht- und Interessengeflecht der Re¬ 
gion eingeordnet wird. „Assad“ ist dafür 
nur ein Symbol. 

Am 3. Mai wiederholte Außenmi¬ 
nister Kerry: Die USA werden keine 
Übergangslösung dulden, die Assad ein¬ 
schließt. An den Zielen der USA hat 
sich seit Beginn des Krieges gegen Syri¬ 
en nichts geändert. Sie nutzen die Zeit, 
ihre Position im Norden Syriens weiter 
auszubauen und schicken 250 weitere 
Soldaten. Manfred Ziegler 


dass da ein Bruder im politischen Geis¬ 
te kritisiert wird. Vielleicht hat er ge¬ 
dacht: Wir haben gesagt, wir äußern uns 
hier nicht zu Parteien - weder positiv, 
indem wir eine Partei anpreisen, noch 
kritisch, indem wir sagen: „Die Moder¬ 
ne“ hat das oder das gemacht. Solche 
Vorfälle kann ich mir leider durchaus 
vorstellen. 

Aber das Positive an solchen Sa¬ 
chen ist, dass das KOD sehr dezen¬ 
tral organisiert ist. Da kann niemand 
aus dem Vorstand kommen und sagen: 
Wenn jemand dies oder das sagt, dreht 
ihr ihm das Mikro ab. So etwas wie 
dieser Vorfall, den es in Poznan mög¬ 
licherweise gegeben hat, ist zwar un¬ 
schön, aber es ist ein lokales Problem 
von Leuten, die autonom handeln. So 
etwas kann bei oft sehr spontan ablau¬ 
fenden Demos passieren. 

UZ: Heißt dezentral organisiert nicht 
auch, dass gar nicht klar ist, wofür die 
Bewegung eigentlich steht? 

Lukasz Szopa: Theoretisch nein. Es gibt 
ein Manifest des KOD, das beschreibt, 
wofür wir stehen - theoretisch ist das 
ganz klar. Auch, wofür wir nicht mehr 
stehen. Aber da gibt es natürlich auch 
Schwierigkeiten. Wir sind eine sehr 
spontane Bewegung, im letzten Jahr 
waren plötzlich in einigen Großstäd¬ 
ten tausende Leute auf der Straße. Und 
man will ja nicht auftreten wie eine 
Sekte, wo nur zwei, drei ausgewählte 
Redner was zu sagen haben. Man lädt - 
das machen wir auch hier in Berlin oft - 
die Leute, die zur Demo mitgekommen 
sind, spontan ein: Wer möchte noch et¬ 
was sagen? Das ist schön, aber es birgt 
auch Gefahren. Wir wissen nicht, was 
die Person sagen wird. Was ist, wenn 
derjenige provozieren will? Das ist ein 
spannendes Experiment. Mir ist es lie¬ 
ber, dass Fehler passieren, als dass zu 
viel kontrolliert wird. 

Interview: Olaf Matthes 


„Neoliberal oder links ist für uns kein Thema“ 

Das polnische KOD: Dezentral und spontan, weder rechts noch links • Gespräch mit Lukasz Szopa 



Hier wird nicht mehr gekämpft: Das Orchester des russischen Mariinski-Theaters 
hat am 5. Mai in einem antiken römischen Amphitheater in Palmyra gespielt. 
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Fünf Monate 
im Paradies 


Argentinien: Präsident Macri lässt Schulden 
machen und den Binnenmarkt abwürgen 


B ei seiner Amtsübernahme am 
10. Dezember fand Mauricio 
Macri ein Land vor, in dem 
man - freilich ohne den harten Kern 
der Produktivkräfte anzugehen - den 
Reichtum fortschrittlich umverteilt, die 
Bürgerrechte erweitert und die Umset¬ 
zung eines regionalen Blocks linker bis 
Mitte-linker Ausrichtung angegangen 
hatte. 

Um das zu ändern, ergriff der neue 
Staatspräsident Maßnahmen zur rigo¬ 
rosen Umver- _ 

teilung des 


den Schulden in Bonds, die der New- 
Yorker Rechtsprechung unterliegen. 
Wenn alles gut geht, wird all das in 30 
Jahren bezahlt sein, bei einem Zinssatz 
von über 8 Prozent. 

Durch die Abwertung würden laut 
Regierung Investitionen angelockt, die 
aber nicht kommen, und der Dollar¬ 
preis stieg immens, weshalb die Zent¬ 
ralbank den Zinssatz so weit erhöhte, 
dass Kreditaufnahme und Produktion 
unattraktiv wird. Die Banken nehmen 

_ Geld von den 

Kleinsparern 
zu 27 Prozent 
und verleihen 
es der Zen¬ 


„In drei Monaten sind 7,4 Millionen 
Reichtums Menschen in die Armut gerutscht.“ 

hin zu den J 

Wirtschafts¬ 
und Finanzsektoren. Jährlich gehen 2,2 
Milliarden US-Dollar an die Landwirt¬ 
schaftsunternehmen und Bergbaube¬ 
triebe. Gleichzeitig provozierte er eine 
mächtige Abwertung, verbunden mit 
einer gefährlichen Schuldenaufnahme 
und einer Öffnung für Importe. Tari¬ 
fe wurden erhöht, die Inflation galop¬ 
piert, Massenentlassungen im öffentli¬ 
chen und auch im privaten Bereich so¬ 
wie Schwächung des internen Konsums 
und Krise bei der nationalen Produk¬ 
tion, die konkret die kleinen und mit¬ 
telständischen Unternehmen schwächt, 
in denen achtzig Prozent der Arbeiter¬ 
schaft beschäftigt sind. Um den Dollar- 
wert zu halten, erhöhte er den Refe¬ 
renzzins um bis zu 38 Prozent. 

Nichts davon ist zufällig, denn es 
geht der Regierung um eine Neuord¬ 
nung zugunsten der Reichen; so wie 
man sich dort eine Gesellschaft vor- 
stellt. Die Klassen existieren, und die 
Geschichte bleibt nicht stehen. 

Macri wertete den Peso gegenüber 
dem US-Dollar um 40 Prozent ab und 
vereinbarte mit den Geierfonds Bedin¬ 
gungen, die für diese besser waren als 
sie ein Jahr zuvor noch verlangt hatten. 

Nun hat Argentinien wieder 16 Milliar- 


tralbank zu 38 Prozent. Also werden von 
den Banken die Dividenden zu Dollars 
gemacht, die wiederum außer Landes 
gehen. Das perfekte Verbrechen, und 
die Regierung ist ein Komplize. 

Die Abwertung nahm dem Arbeits¬ 
lohn 40 Prozent seines Wertes, aber an¬ 
dere haben mit dieser Maßnahme auch 
Gewinne erzielt. In den Unternehmen, 
wo Regierungsleute arbeiten - darun¬ 
ter eine Firma des Vaters von Macri - 
hatte man vor der Abwertung Dollar 
auf Vorrat gekauft. Was die Arbeiter 
verloren, haben die Unternehmen ge¬ 
wonnen. 

Um die Geierfonds bezahlen zu 
können hat man zudem etwa 16 Mil¬ 
liarden US-Dollar in Schuldscheinen 
herausgegeben und als Verkäufer die 
Deutsche Bank, HSBC, JP Morgan 
und Santander bestellt; die gleichen 
Banken, bei denen uns die Regierung 
im Dezember verschuldet hatte, um die 
Reservenerosion etwas aufzuhalten. 

Klar ist, dass die Regierungsmecha¬ 
nik auf der Heraufbeschwörung von 
Problemen basiert, wo es keine gab, 
und auf Lösungen besteht, die immer 
einen Verlierer- und einen Gewinner¬ 
block nach sich ziehen. Um die Ver¬ 



Nichts als Sojabohnen: Die Wirtschaftspolitik der neuen Regierung schwächt die heimische Industrie und macht Argentini¬ 
en zum Rohstoff-Lieferanten des Weltmarktes. 


lierer zu erkennen genügt es zu sehen, 
dass die Inflation seit Macri über der 
der Periode von Dezember 2001 bis 
April 2002 liegt, als das Land förmlich 
explodiert war. Die führenden Um¬ 
frageinstitute stimmen überein, dass 
es für das Jahr auf 40 Prozent Inflation 
hinauslaufen 
wird; andere 
sprechen gar 
von 60 Pro¬ 
zent. Dabei 
fehlen noch 
die neuerlichen Gas- und Strompreis¬ 
erhöhungen um 300 bzw. 700 Pro¬ 
zent. Wasser stieg um 500 Prozent, der 
ÖPNV um 100 Prozent, Benzin und 
Telefon um 300 Prozent. Das in einem 
Kontext eines Anstiegs des Waren¬ 
korbs um 66 Prozent seit Dezember. 

Daher kann niemanden überra¬ 
schen, dass ein aktueller Bericht der 


Katholischen Universität errechnet hat, 
dass in kaum drei Monaten 1,4 Millio¬ 
nen Menschen in die Armut gerutscht 
sind, während weitere 350 000 auf 
Elendsniveau gefallen sind, also Hun¬ 
ger leiden. Ein Report des „Zentrums 
für Argentinische Politische Ökono¬ 
mie“ zeigt an, 
dass von De¬ 
zember bis 
März über 
140 000 Ent¬ 
lassungen 
stattgefunden haben, 52 Prozent im 
nichtstaatlichen Bereich, der Rest beim 
Staat. 

Die Importöffnung entmutigt eine 
Produktionsstruktur, die vor allem im 
Sekundärbereich in den letzten Jahren 
im Windschatten der staatlichen Inter¬ 
vention wuchs. Und zur Schrumpfung 
der Außenmärkte, die den größten 


Teil der argentinischen Produkte kon¬ 
sumieren, kommt der tödliche Schlag 
hinzu, den die Abwertung und deren 
Konsequenzen dem Binnenmarkt ver¬ 
setzen, wo ein durchschnittlicher Rück¬ 
gang oberhalb der 12 Prozent zu ver¬ 
zeichnen ist. 

Beispielhaft in diesem Sinne ist die 
Beendigung des Baus der Blöcke 3 und 
4 der Atomanlage Atucha, wo 2600 
Facharbeiter entlassen wurden. Für die 
Regierung Macri zählt weder der Bin¬ 
nenmarkt noch die Energieversorgung 
des Landes. Für Argentinien sieht der 
globale Kapitalismus einen Platz als 
Lieferant von Rohstoffen und land¬ 
wirtschaftlichen Produkten vor. 

Claudio Ottone 

Unser Autor ist Redakteur der„Nuestra 
Propuesta“, Wochenzeitung der Kom¬ 
munistischen Partei Argentiniens. 


„Die Regierung hat dem 
Binnenmarkt einen tödlichen 
Schlag versetzt.“ 


Kiewer Gedenken 

Geschichtspolitiker fälscht Nazi-Kollaborateure zu Freiheitskämpfern um 


Zum 71. Jahrestag der Befreiung Euro¬ 
pas von der NS-Terrorherrschaft strei¬ 
tet der ranghöchste Geschichtspolitiker 
der prowestlich gewendeten Ukraine die 
NS-Kollaboration der führenden ukrai¬ 
nischen Nationalistenvereinigungen und 
ihre Beteiligung am Holocaust ab. Die 
US-Zeitschrift „Foreign Policy“ hatte zu¬ 
vor den zunehmenden Geschichtsrevisio¬ 
nismus in der Ukraine kritisiert. 

Wolodomir Wj atro witsch ist Leiter 
des „Ukrainischen Instituts für Nationa¬ 
les Gedenken“ und damit eine zentrale 
Gestalt der Kiewer Geschichtspolitik. Er 
war nur wenige Wochen nach dem pro¬ 
westlichen Umsturz von 2014 auf diesen 
Posten berufen worden. Zuvor hatte er 
bereits in der Amtszeit des prowestlichen 
Präsidenten Wiktor Juschtschenko eine 
wichtige Rolle gespielt. 

„Foreign Policy“ schätzt ein, dass er 
unter anderem daran beteiligt war, die 
Geschichtsbücher für ukrainische Schu¬ 
len neu zu erstellen. Diese Schulbücher 
stellen die OUN (Organisation Ukrai¬ 
nischer Nationalisten), deren Anführer 
Stepan Bandera und die UPA (Ukraini¬ 
sche Aufstandsarmee) positiv als „Kämp¬ 
fer für die ukrainische Unabhängigkeit“ 
dar. Die OUN war der bedeutendste Zu¬ 
sammenschluss der ukrainischen NS-Kol- 
laboration; sie und die ihr nahestehende 
UPA beteiligten sich am Massenmord an 
den Jüdinnen und Juden auf dem Gebiet 
der Sowjetunion und massakrierten - mit 
dem Ziel, eine „ethnisch reine“ Ukraine 
zu erkämpfen - weit über 90 000 Polin¬ 
nen und Polen. 

Schon 2006 hatte Wj atro witsch ein 
Buch über „Die Haltung der OUN ge¬ 
genüber den Juden“ publiziert. In diesem 
Buch versuchte Wj atro witsch, die ukrai¬ 
nische NS-Kollaboration vom Vorwurf 


des Antisemitismus reinzuwaschen. In 
seinen Publikationen haben andere His¬ 
toriker ihm dabei Fälschungen nachge¬ 
wiesen: So habe er Wörter, Sätze oder 
ganze Passagen aus den Quellen ausge¬ 
lassen, die OUN oder UPA belasteten. 

Dass die Kiewer Geschichtspoli¬ 
tik von Geschichtsrevisionisten gestal¬ 
tet wird, hat sich in der Vergangenheit 
deutlich gezeigt: Die Regierung erklärte 
den 14. Oktober zum „Tag des Verteidi¬ 
gers der Ukraine“; am 14. Oktober ge¬ 
denkt die ukrainische Rechte traditio¬ 
nell der Gründung 
der UPA. Im Ap¬ 
ril 2015 stufte das 
Parlament zudem 
OUN und UPA of¬ 
fiziell als „Kämp¬ 
fer für die ukrainische Unabhängigkeit“ 
ein; seitdem ist es nicht mehr zulässig, 
die „Legitimität“ ihres „Kampfes für die 
Unabhängigkeit der Ukraine“ abzustrei¬ 
ten. Im Juni 2015 hat das Bildungsmi¬ 
nisterium eine Direktive erlassen, in der 
Schullehrer aufgefordert werden, „den 
Patriotismus und die hohe Moral der 
Aktivisten der Befreiungsbewegung zu 
betonen“; dazu gehöre auch, die UPA als 
ein „Symbol für Patriotismus und Opfer¬ 
geist“ zu ehren und OUN-Führer Stepan 
Bandera als „herausragenden Repräsen¬ 
tanten“ der ukrainischen Bevölkerung 
hochzuhalten. 

Scharfe Kritik kommt nun von der re¬ 
nommierten US-Zeitschrift „Foreign Po¬ 
licy“. Wjatrowitschs Bestrebungen, „die 
moderne Geschichte des Landes neu 
zu zeichnen, um die Verstrickung ukrai¬ 
nischer Nationalistenorganisationen in 
den Holocaust und in massenhafte ethni¬ 
sche Säuberungen an Polen während des 
Zweiten Weltkriegs weißzuwaschen“, zei¬ 


tigten Erfolg, resümiert das Blatt. Mehr 
noch: Wissenschaftler fürchteten inzwi¬ 
schen „Vergeltung“, sollten sie der offi¬ 
ziellen Linie in Sachen OUN und UPA 
nicht folgen. Unter Wjatrowitschs Ein¬ 
fluss „könnte das Land auf eine neue und 
erschreckende Ära der Zensur hinsteu¬ 
ern“, schreibt der Autor, der darauf ver¬ 
weist, dass ein von rund 70 renommierten 
Historikern Unterzeichneter Protestbrief, 
der sich im April 2015 gegen die Erklä¬ 
rung von OUN- und UPA-Milizionären 
zu „Kämpfern für die ukrainische Un¬ 
abhängigkeit“ 
aussprach, um¬ 
gehend als Pro¬ 
dukt „russischer 
Geheimdienste“ 
diffamiert wurde 
und vollkommen wirkungslos verpuffte. 
Die Kritik von „Foreign Policy“ ist umso 
bemerkenswerter, als die Zeitschrift den 
prowestlichen Umsturz in Kiew ohne Ab¬ 
striche verteidigt. 

In einer wütenden Antwort hat nun 
Wj atro witsch selbst zu den Vorwür¬ 
fen Stellung genommen - und sie dabei 
ausdrücklich bestätigt. So behauptet er, 
OUN und UPA hätten „nicht mit den 
Deutschen kollaboriert“. „Anschuldi¬ 
gungen“, sie hätten dies getan, seien blo¬ 
ße „Xenophobie“; die Feststellung, sie 
hätten sich am Holocaust sowie an „eth¬ 
nischen Säuberungen“ - gemeint ist die 
Ermordung von über 90 000 Polen und 
Polinnen - beteiligt, seien „charakteris¬ 
tisch für sowjetische Propaganda“. Wj at¬ 
ro witsch fährt fort, es gebe „keine OUN- 
Dokumente“ welche die Beteiligung der 
Organisation am Massenmord an der jü¬ 
dischen Bevölkerung Lwiws belegten. 

www.german-foreign-policy.com 


„Die neuen Schulbücher stellen 
Bandera als Kämpfer für die 
Unabhängigkeit dar.“ 


Wirtschaft und Souveränität 

Kongress der Partei der Arbeit Koreas 


Den ersten Parteikongress seit 1980 
hielt die Partei der Arbeit der Demo¬ 
kratischen Volksrepublik Korea vom 
6. bis zum 10. Mai ab. 3 467 Delegierte 
nahmen an diesem 7. Parteikongress teil. 
Der 1983 geborene Staatschef Kim Jong- 
un wurde zum Vorsitzenden ernannt. Er 
hatte vor vier Jahren die Nachfolge sei¬ 
nes verstorbenen Vaters Kim Jong-il an¬ 
getreten. 

Im Wesentlichen bestätigte der Par¬ 
teikongress die derzeitige Strategie des 
Aufbaus einer Atomstreitmacht bei 
gleichzeitiger Entwicklung der Wirt¬ 
schaft durch Öffnung nach außen. Die 
allgemeinen Ziele der Wirtschaftspoli¬ 
tik wurden in einem Fünf-Jahres-Plan 
festgehalten. 

Der staatlichen Nachrichtenagen¬ 
tur KCNA zufolge will Nordkorea seine 


Atomwaffen nur dann einsetzen, wenn 
es selbst mit Atomwaffen bedroht wird. 
Kim Jong-un soll sich zudem für eine 
weltweite Abschaffung von Atomwaf¬ 
fen ausgesprochen haben. Noch Anfang 
März hatte der UN-Sicherheitsrat auf¬ 
grund der Fortführung des nordkorea¬ 
nischen Atomwaffenprogramms neue 
Sanktionen gegen das Land ausgespro¬ 
chen. Die Spannung zwischen Nordko¬ 
rea und Südkorea hatten in der jüngsten 
Vergangenheit zugenommen. Die beiden 
Länder befinden sich offiziell noch im¬ 
mer im Kriegszustand, in Südkorea ha¬ 
ben die USA etwa 28 000 Soldaten sta¬ 
tioniert. 

Der Parteikongress endete mit der 
Wahl des Zentralkomitees der Partei 
der Arbeit und einer weiteren Rede Kim 
Jong-uns. Imö 


Laut benennen 

Nordirland: Linkes Bündnis ins Parlament gewählt 


Bei den Wahlen zum nordirischen Par¬ 
lament, der Regional Assembly, ge¬ 
wann das linke Personenbündnis „Peo¬ 
ple Before Profit“ erstmals zwei Sitze. 
Am vergangenen Donnerstag fanden in 
ganz Großbritannien Kommunalwahlen 
statt, in Schottland, Wales und Nordir¬ 
land wurde außerdem das Regionalpar¬ 
lament gewählt. 

„People Before Profit“ war nur in zwei 
der 18 Wahlkreise angetreten, aber in 
beiden gewählt worden. Die Kommunis¬ 
tische Partei Irlands (CPI) stellte keine 
Kandidaten. Für die CPI schätzt Marion 
Baur ein: „Wir müssen ernsthafter mit der 
Frage eines Wahlantritts umgehen.“ Dort, 
wo linke Alternativen zur Wahl standen, 
seien sie auch gewählt worden, so Baur. 


Die rechte „Democratic Unionist Par¬ 
ty“ (DUP) wurde erneut stärkste Partei. 
Ihr Koalitionspartner, die pro-irische 
und EU-orientierte Sinn Fein, verlor ein 
Mandat, wurde aber erneut zweitstärks¬ 
te Partei. Die Wahlbeteiligung lag unter 
55 Prozent. 

„People Before Profit“ war in West-Bel- 
fast, dem traditionellen Schwerpunkt 
von Sinn Fein, und in Derry angetreten. 
Dort wurde Eamon McCann für das lin¬ 
ke Bündnis gewählt, ein Veteran der Bür¬ 
gerrechtsbewegung und Gewerkschafter. 
Der 73-Jährige wird Alterspräsident des 
Regionalparlaments werden. „Wir wer¬ 
den die Missstände nicht ändern kön¬ 
nen“, so McCann, „aber wir werden sie 
sehr laut benennen.“ HGB 
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Bild oben:Test für die schnelle Eingreiftruppe im Osten: Bundeswehrsoldat 
(2015). Jetzt soll sich die Bundeswehr an einer Aufstockung der NATO-Truppen in 
Litauen beteiligen. 

Bild rechts: I. Weltkrieg.- Deutsche Soldaten bei der Besetzung von Schaulen 
(Schawli, Litauen), Juli 1915 



Russlandstrategien des deutschen Kapitals 


Z weimal im vergangenen Jahrhun¬ 
dert waren es deutsche Truppen, 
die sich ‘gen Osten in Marsch set¬ 
zen, um im Interesse des deutschen 
Kapitals Eroberungen vorzunehmen. 
Beide Eroberungszüge endeten im 
Desaster. 


Heute agieren wieder deutsche Sol¬ 
daten im Osten. Angeblich zum Schutz 
der östlichen NATO-Partner. Eurofigh¬ 
ter „sichern“ den Luftraum im Balti¬ 
kum, Bundeswehrsoldaten beteiligen 
sich an NATO-Manövern und bald 
sollen sie sich in Litauen an einer NA- 
TO-Truppe beteiligen. Auch wenn das 
im „Rotationsverfahren“ vor sich ge¬ 
hen soll: Russland dürfte das Vorhaben 
dennoch als Provokation werten. 

Dabei hatten und haben die deut¬ 
schen Konzerne nach dem Ende der 
Sowjetunion schon ihre Positionen be¬ 
setzt: durch Waren- und Kapitalexpor¬ 
te, durch Produktionsstätten in Regio¬ 
nen, wo sie von Niedriglöhnen profi¬ 
tieren. 

Bereits am 10. Dezember 1887 hatte 
der damals in St. Petersburg als Bot¬ 
schaftsrat amtierende spätere Staats¬ 
sekretär und Reichskanzler Bernhard 
von Bülow, in einem Bericht an das 
Auswärtige Amt erklärt: „Wir müssen 
eventuell dem Russen so viel Blut ab¬ 


zapfen, dass derselbe sich nicht erleich¬ 
tert fühlt, sondern 25 Jahre außerstan¬ 
de ist, auf den Beinen zu stehen. Wir 
müssen die wirtschaftlichen Hilfsquel¬ 
len Russlands für lange hinaus durch 
Verwüstung seiner Schwarzerd-Gou- 
vernements, Bombardierung seiner 


Küstenstädte, möglichste Zerstörung 
seiner Industrie und seines Handels zu¬ 
schütten. Wir müssten endlich Russland 
von jenen beiden Meeren, der Ostsee 
und dem Schwarzen Meer, abdrängen, 
auf denen seine Weltstellung beruht.“ 
Das klang anders als Bismarck, der ei¬ 
nen Zweifrontenkrieg fürchtete und 
auf Diplomatie setzte, aber es erinnert 
an die aktuelle Politik. 

Der Drang nach Osten 

In einer geheimen Denkschrift des 
Reichskanzlers Theobald von Beth- 
mann Hollweg vom 9. September 1914 
hieß es u.a.: „Sicherung des Deutschen 
Reiches nach West und Ost auf erdenk¬ 
liche Zeit. Zu diesem Zweck muss (...) 
Russland von der deutschen Grenze 
nach Möglichkeit abgedrängt und seine 
Herrschaft über die nichtrussischen Va¬ 
sallenvölker gebrochen werden.“ Ähn¬ 
liche Kriegsziele formulierten auch 
andere. Der Alldeutsche Verband und 
Organisationen sowie Repräsentan¬ 


ten der deutschen Industrie, darunter 
August Thyssen, Walther Rathenau, 
Alfred Hugenberg und Gustav Stre- 
semann, forderten noch mehr und im 
Laufe der Zeit wurde ihr Erobergelüste 
noch größer. Am 1. August 1914 wur¬ 
den deutsche Soldaten auch ‘gen Osten 
in Marsch gesetzt: Zur Eroberung des 
Baltikums und der Kornkammer des 
Russischen Reiches, der Ukraine. 

Deutschland verlor den Krieg. Das 
deutsche Monopolkapital hatte sei¬ 
ne Ziele zur Neuaufteilung der Welt 
nicht erreicht, zu dem auch die Erobe¬ 
rungen im Osten gehörten. Durch den 
Versailler Vertrag gab es Forderungen 
nach Reparationen und restriktive Ein¬ 
schränkungen für künftige militärische 
Abenteuer. Und trotz der Niederlage 
der Novemberrevolution in Deutsch¬ 
land hatte zudem die Arbeiterklasse 
im Gefolge der Revolution wichtige 
Errungenschaften erkämpft. 

Hitler erklärt 1924 in „Mein 
Kampf“: „Wir stoppen den ewigen 
Germanenzug nach dem Süden und 
Westen Europas und weisen den Blick 
nach dem Land im Osten(...) Wenn 
wir (...) heute in Europa von neuem 
Grund und Boden reden, können wir 
in erster Linie nur an Russland und die 
ihm Untertanen Randstaaten denken“. 

Damit war er für jene Vertreter 
der deutschen Industrie, der Banken 
und der Reichswehr interessant, die 
die Ergebnisse des 1. Weltkrieges re¬ 
vidieren wollten und eine Neuauftei¬ 
lung der Welt anstrebten. Bereits 1922 
unterstützten führende Vertreter der 
deutschen Industrie Hitler, im Herbst 
1923 (Putsch in München) sogar 
mächtige Männer der Ruhrindustrie. 

1933 betonte Hitler - nach der 
Machtübertragung an ihn und seine 
faschistische Partei - vor der Reichs¬ 
wehrspitze: „Erkämpfung neuer Ex¬ 
portmöglichkeiten, vielleicht - und 
wohl besser - Eroberung neuen Le¬ 
bensraums im Osten und dessen rück¬ 
sichtslose Germanisierung“. 

Der faschistische Raub- und 
Ausrottungskrieg 

Am 18. Dezember 1940 Unter¬ 
zeichnete Hitler die „Weisung Nr. 21 
Fall Barbarossa“. Darin wurde befoh¬ 
len: „Die deutsche Wehrmacht muss 
darauf vorbereitet sein, auch vor Be¬ 
endigung des Krieges gegen England 
Sowjetrussland in einem schnellen 
Feldzug niederzuwerfen.“ Und am 
22. Juni 1941 überfielen die Truppen 
des faschistischen Deutschlands und 
seiner Verbündeten die Sowjetunion. 

Für die wirtschaftspolitischen Pla¬ 
nungen des „Unternehmens Barba¬ 
rossa“ waren von Anfang an führen¬ 
de Vertreter der Industrie mitverant¬ 
wortlich. Die Industrie profitierte von 
der faschistischen Herrschaft durch 
Rüstungsaufträge, später durch die 
Ausplünderung der okkupierten 
Länder, die Sklavenarbeit der KZ- 
Häftlinge und Verschleppten. Thys¬ 
sen, Krupp, Siemens und IG Farben, 


Deutsche Bank und viele andere ver¬ 
dienten mit an den Eroberungen und 
an der Ermordung von Millionen. 

Um nur ein Beispiel zu nennen: 
Am 27. März 1941 wurde unter maß¬ 
geblicher Beteiligung der IG Farben 
und der Deutschen Bank eine „Kon- 
tinentale-Öl-AG“ gegründet, die das 
Recht erhielt, sich die Mineralölindu¬ 
strie in den eroberten Ostgebieten auf 
99 Jahre hinaus anzueignen. 


Bild unten: 23. Juni 1941 in Kiew 

Der gesamte europäische Teil der 
Sowjetunion sollte im Interesse von 
Industrie und Banken im Zuge einer 
Neuaufteilung der Welt unter deut¬ 
scher Vorherrschaft erobert, der Zu¬ 
griff auf die gewaltigen natürlichen 
Ressourcen des Landes (Weizen, 
Kohle, Erdöl, Eisenerz usw.) und Pro¬ 
duktionskapazitäten gesichert, neuer 


„Lebensraum im Osten“ erobert wer¬ 
den. 

Geplant war die Zerschlagung der 
Sowjetmacht und - das wurde durch 
den 1942 beschlossenen „Generalplan 
Ost“ „präzisiert“ - die Versklavung 
und Vertreibung der in den eroberten 
Gebieten lebenden Menschen. Der 
Tod von Millionen wurde geplant. 

In der Nacht zum 9. Mai 1945 
musste die Führung der Wehrmacht 


in Berlin-Karlshorst die bedingungs¬ 
lose Kapitulation unterzeichnen. Der 
Krieg in Europa war zu Ende. 

Der Drang nach Osten blieb. Als 
die Sowjetunion und die anderen so¬ 
zialistischen Länder in Europa noch 
existierten, waren ihm Grenzen ge¬ 
setzt. 

nh 
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Margot Honecker starb am 
6. Mai in Santiago de Chile 

Herbert Mies zum Ableben von Margot Honecker 


Mit dem Ableben von Margot Hon¬ 
ecker verlor die DKP eine überzeu¬ 
gende Botschafterin für Freundschaft 
mit der DKP in der kommunistischen 
und Arbeiterbewegung. Margot Hon¬ 
ecker war als Führungsmitglied der 
SED der DKP sehr verbunden, und 
sie blieb dies auch nach dem Tod von 
Erich Honecker in der chilenischen 
Emigration. Das bezeugte sie in ih¬ 


rem Briefwechsel mit mir und auch 
mit solchen Kommunisten wie Erich 
Schreier. 

So schrieb sie vor Jahren an mich 
und meine Frau: „Lieber Herbert, 
liebe Gerda, was soll man sich wün¬ 
schen in diesen unruhigen Zeiten? 
Ich denke, vor allem Gesundheit und 
Optimismus. Wir haben allen Grund, 
zuversichtlich zu sein. Der Imperia¬ 


lismus schlägt wild um sich, Kriege 
eskalieren, Arbeiterrechte und Demo¬ 
kratie werden schrittweise brutal ab¬ 
gebaut. Da muss und wird Widerstand 
wachsen. Zeichen dafür gibt es in al¬ 
len Regionen unserer Erde. Und trotz 
aller infamer Politik der Entsolidari- 
sierung wird sicher auch in Deutsch¬ 
land Widerstand gegen diese Politik 
wachsen.“ 


Manfred Idler zu den Vorwahlen in den USA 

Der „Fortschritt“ 
heißt Clinton 


Der Zirkus neigt sich dem Ende 
zu. Bei den Vorwahlen zu den US- 
Präsidentschaftswahlen hat Donald 
Trump die Mitbewerber aus seiner 
Partei abgehängt - er ist der erste 
unter der „Bande von Halsabschnei¬ 
dern“, wie ein US-amerikanischer 
Genosse die anfänglich 16 republi¬ 
kanischen Kandidaten charakteri¬ 
sierte. Bei den Demokraten scheint 
der Vorsprung von Hillary Clinton 
vor Bernie Sanders uneinholbar. 
Möglich, dass den Anhängern San¬ 
ders 4 damit eine Enttäuschung er¬ 
spart bleibt. Denn der Spielraum 
eines US-Präsidenten ist sehr klein, 
wenn das Kapital sich angegriffen 
fühlt. 

Das chauvinistische Trumpeltier 
gegen die Lady, die schon acht Jahre 
lang ihrem Land als White-House- 
Drachen und vier Jahre als Au¬ 
ßenministerin gedient hat: für den 
(neo-)liberalen Medien-Mainstream 
ist das die ideale Paarung. Dessen 
Votum ist eindeutig: Trump ist die 
Hassfigur. Hinter seiner „America 
first“-Fahne sammeln sich die reak¬ 
tionärsten isolationistischen Kräfte 
der USA, religiöse Fundamentalis¬ 
ten und Unterschichtsrassisten, der 
absturzbedrohte Mittelstand, lo¬ 
kale kleine und mittlere Industrie. 


Die Wall Street dagegen ist weltof¬ 
fen: für das weltweite Absaugen der 
Produktivkraft Intelligenz, vorwie¬ 
gend aus den Ländern der „dritten 
Welt 44 für die Möglichkeit, durch 
Freihandel die eigene technologi¬ 
sche Überlegenheit profitbringend 
einzusetzen. Für die profitabelste 
Vernutzung von Arbeitskraft ohne 
Ansehen von Religion, Hautfarbe 
oder Geschlecht. Und natürlich für 
den militärisch gestützten und auch 
durchgesetzten Export von „Free¬ 
dom and Democracy“. Für diese Art 
imperialistischen Fortschritts steht 
Hillary Clinton. 

So gesehen ist sie tatsächlich 
die Fortschrittlichere der beiden. 
Ein „kleineres Übel 44 ist sie bes¬ 
tenfalls graduell. Für die Mensch¬ 
heit wäre ein klassisch-konservati¬ 
ver Kandidat - der nicht zur Ver¬ 
fügung steht - vielleicht noch die 
beste Wahl gewesen. Konservati¬ 
ve haben bisweilen eine ethische 
Bremse aufgrund religiöser Über¬ 
zeugung oder humanistischer Tra¬ 
dition. Eine Bremse, die „Progres¬ 
siven“ auf dem Weg von Mitte-links 
nach rechts fehlt. In Europa haben 
wir diese Erfahrung mit Schröder 
und Blair und deren Kriegen nach 
innen und außen gemacht. 


Nina Hager: Breitestmögliche Bündnisse? 

Aufstehen gegen 
Rassismus 


Ja, sie war halsstarrig. Ja, sie war Kommunistin ... 



Die Medienberichterstattung lehrt uns: 

Wer kein Wendehals ist, ist hals¬ 
starrig. Wer nicht den Ramelow gibt, 
ist uneinsichtig. Wer nicht vor Kriegs¬ 
treibern, Ausbeutern, den Verursachern 
der Flucht auf die Knie geht, ist unbe¬ 
lehrbar. 

Margot Honecker habe als Bil¬ 
dungsministerin zu verantworten, dass 
in den Schulen der DDR versucht wor¬ 
den wäre den Sozialismus zu verbrei¬ 
ten. Oh, wie schändlich. Wer fragt, was 
in Schulen der BRD verbreitet wurde 
und wird? Wer fragt, warum das Bil¬ 
dungssystem der DDR dem der BRD 
überlegen war? Wer fragt warum die 
Heuchler, die Elitebildung wollen, nach 
der Pisastudie nach Finnland fuhren? 
Hatte man dort doch von den Erfahrun¬ 
gen des DDR-Bildungssystems gelernt. 

Ich habe erst seit ca. eineinhalb Jah¬ 
ren Kontakt zu unserer Genossin Mar¬ 
got Honecker gehabt. Ich habe sie als 
eine kluge, standhafte Genossin ken¬ 
nen gelernt, die immer sehr informiert 
und sehr interessiert war, was sich in 
Deutschland, in der Arbeiterbewegung 
und in der DKP tat. 


Ja, sie war halsstarrig, wenn es gegen 
kapitalistische Ausbeutung ging. Ja, sie 
war uneinsichtig gegenüber imperialis¬ 
tischer Kriegstreiberei. Ja, sie war Kom¬ 
munistin! 


Dafür danke ich unserer Genossin 
Margot Honecker. 

Patrik Köbele 
Vorsitzender der DKP 


Die Kommunistische Partei Chiles 
zum Tod von Margot Honecker 


Die Kommunistische Partei Chiles ... 
spricht ihrer Tochter Sonia, ihren Famili¬ 
enangehörigen, Freundinnen und Freun¬ 
den ihr tief empfundenes Beileid aus. 

Es sind Hunderte ins Exil gezwun¬ 
gene chilenische Kommunisten, die sich 
voller Wertschätzung der Solidarität und 
Freundschaft erinnern, deren aktiver Teil 
Margot Honecker war. Diese Solidarität 
erreichte das chilenische Volk in der här¬ 
testen Phase der bürgerlich-militärischen 
Diktatur, die unser Land seit September 
1973 geprügelt hat. 


Schon in jungen Jahren widmete 
sie ihr Leben der Sache des Sozialis¬ 
mus und kämpfte für die Souveränität 
und Entwicklung der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik, in der sie das 
Amt der Bildungsministerin ausübte 
und führendes Mitglied der Sozialisti¬ 
schen Einheitspartei Deutschlands war. 
Beim Zusammenbruch des Sozialismus 
in Europa erhielt sie politisches Asyl in 
Chile, wo sie freundschaftliche Verbin¬ 
dung zu unserer Partei und insbesonde¬ 
re zu denen unserer Mitglieder hielt, die 


ihr Leben in der DDR retten konnten 
und dort die Aufnahme und Herzlich¬ 
keit des deutschen Volkes empfingen. 

In dieser Stunde gibt die Kommu¬ 
nistische Partei Chiles angesichts des 
Todes von Margot Honecker ihrer Trau¬ 
er Ausdruck und ist sich sicher, dass sie 
damit für viele Chileninnen und Chile¬ 
nen spricht, die dazu gezwungen wur¬ 
den, fern ihrer Heimat das Exil zu er¬ 
leiden, und eine Solidarität empfangen 
konnten, die niemals vergessen werden 
wird. 


Ende Januar 2015 erschien in der UZ 
ein Interview mit Patrik Köbele. Es 
ging um eine Demonstration gegen 
„HoGeSa“ am 18. Januar in Essen, an 
der sich die DKP im Rahmen eines 
breiten antifaschistisch-antirassisti¬ 
schen Bündnisses beteiligt hatte. Die 
IHK, die CDU und der SPD-Ober- 
bürgermeister waren auch dabei. Im 
Klassenkampf steht man gewiss auf 
unterschiedlichen Seiten der „Barri¬ 



kade“. Gegen „HoGeSa“ ging man 
gemeinsam auf die Straße. 

Patrik Köbele machte im Inter¬ 
view darauf aufmerksam, dass gegen 
„HoGeSa“ und andere breitestmög- 
liche Bündnisse nötig seien, aber na¬ 
türlich gebe es Grenzen. Zum Bei¬ 
spiel, „wenn z.B. die CDU gesagt 
hätte: Dann wollen wir aber auch, 
dass das Bündnis unsere Flüchtlings¬ 
politik anerkennt“. Sie hat es nicht 
gefordert. Köbele machte auch dar¬ 
auf aufmerksam, dass die Mitarbeit 
im Bündnis bedeute, dass Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten dort 
natürlich ihre Positionen vertreten. 
Erstens müssen sie selbstbewusst 
und eigenständig auftreten. „Zwei¬ 
tens akzeptieren wir auch die Ei¬ 
genständigkeit der anderen Kräfte 
im Bündnis. Und drittens sagen wir: 
Das, wofür das Bündnis steht, das 
tun wir jetzt gemeinsam. Ich mache 


die Erfahrung, dass das der beste 
Weg ist - für das Bündnis wie für die 
einzelnen beteiligten Kräfte.“ 

Nun, jetzt formiert sich seit De¬ 
zember auf Bundesebene das Bünd¬ 
nis „Aufstehen gegen Rassismus“ - 
auch ein antifaschistisch-antirassis¬ 
tisches Bündnis. Jene, die es initiiert 
haben, meinen, dass im Kampf gegen 
rechts - die antifaschistisch-antiras¬ 
sistische Gemeinsamkeit vorausge¬ 
setzt - möglichst viele Menschen 
unterschiedlicher Überzeugung, 
aber auch eventueller Parteizuge¬ 
hörigkeit gemeinsam handeln soll¬ 
ten: Im Aufruf wird angemerkt, dass 
die Hoffnung, dass sich diese Bewe¬ 
gung, also AfD und Co., „von selbst 
wieder zerlegt“ ad acta gelegt wer¬ 
den muss. Der „gefährliche Aufstieg 
von rechts“ sei nicht nur „ein Kapitel 
in unseren Geschichtsbüchern“. „Er 
passiert heute vor unseren Augen. 
Und wir müssen etwas dagegen tun.“ 
Im Aufruf wird die soziale Frage nur 
am Rande erwähnt, die Kriegspolitik 
der Bundesregierung, der USA und 
deren anderer NATO-Partner nicht. 
Deshalb meinen einige Kritiker, der 
Nenner wäre zu klein ... 

Aber es ist auch in diesem Bünd¬ 
nis nötig, mit allen zusammenzuge¬ 
hen, die sich gegen Rassismus und 
Rechtsentwicklung wehren wollen 
und dabei zugleich die eigenen Po¬ 
sitionen klar zu benennen. - In der 
Geschichte der kommunistischen 
Bewegung nannte man das in den 
30er Jahren und danach Volksfront- 
bzw. Einheitsfrontpolitik. Ehe es 
zu dieser Einsicht nach 1933 kam, 
mussten nicht nur viele Mitglieder 
der KPD, sondern auch der SPD, 
Gewerkschafter, linke Intellektuel¬ 
le und Christen leidvoll erleben, was 
Faschismus bedeutet. Die Einsicht 
wuchs langsam und der Preis war 
hoch. Gemeinsames Handeln - auch 
mit bürgerlichen Demokraten - hät¬ 
te vielleicht den Faschismus verhin¬ 
dern können. 

Diese Erfahrung dürfen wir nicht 
aufgeben. 
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Regierungslinke entzaubert 

Der „Kniefall“ von Thüringen 


Folgewirkung der Stellung der SPD 
„als Regierungspartei in Bund und 
Ländern war die Verstetigung der Zu¬ 
sammenarbeit ihrer Führungsschicht 
mit den Banken und Konzernen und 
überhaupt mit den Lobbygruppen des 
Kapitals“. 

Ekkehard Lieberam macht die 
Funktionsweise dieser Integrations¬ 


ebene würde demgegenüber unwei¬ 
gerlich eine Machtverschiebung nach 
rechts zur Folge haben mit der Kon¬ 
sequenz einer politischen Großkata¬ 
strophe (ohne faule Zugeständnisse 
geht es nicht). 

Anders beurteilt er die Frage einer 
Regierungsbeteiligung in vorrevolu¬ 
tionären Situationen, als möglichen 



mW ' A 

Im Thüringer Grenzmuseum bei einem Besuch der Staatssekretärin Babette 
Winter 


„Integrationsfalle (Mit)Regieren 
,Wild nicht erlegt - dafür Flinte verlo¬ 
ren* ... heißt die neue Streitschrift von 
Ekkehard Lieberam, die in der Schrif¬ 
tenreihe des Forums Gesellschaft und 
Politik im pad-verlag erschienen ist. 

Hier wird gründlich und aus der 
Sicht der geschichtlichen Erfahrungen 
abgerechnet mit der Debatte um die 
Regierungsbeteiligung der Partei „Die 
Linke“ nach dem Prinzip staatsmänni- 
scher Tauschgeschäfte. Mehrere Dis¬ 
kussionsstränge sind zu unterschei¬ 
den. Wir erfahren, wie und warum 
sich die Partei „Die Linke“, angefan¬ 
gen von der PDS, so entwickelt hat, 
wie sie sich entwickelte und weshalb 
sie sich gern einer kritischen Analyse 
verweigert. Das Verhältnis zur DDR 
und ihrer Geschichte als Prüfstein für 
die Ernsthaftigkeit einer linkssozialis- 
tischen Partei wäre ein weiterer Dis¬ 
kussionsstrang: Statt Verteidigung der 
DDR, wie es nötig ist, Kriminalisie¬ 
rung, insbesondere in Thüringen unter 
„r2g“ (Rot-Rot-Grün). In einer vor¬ 
hergehenden Veröffentlichung „Der 
Kniefall von Thüringen. Die Linke 
und der Unrechtsstaat - eine Doku¬ 
mentation“ (70 Seiten, Bergkamen 
2014) ist der Politik- und Geschichts¬ 
verlust der Partei „Die Linke“ aus¬ 
führlich beschrieben worden. 

Vor allem aber werden wir mit den 
historischen Erfahrungen von Regie- 
rungsbeteiligungen oder Linksregie¬ 
rungen, so auch mit der Affäre Mille¬ 
rand 1899, mit dem Eintritt der SPD 
in das Kabinett des Max von Baden 
1918, mit den Arbeiterregierungen in 
Sachsen und Thüringen 1923, bekannt 
gemacht. „Sie entzaubern die heuti¬ 
gen Regierungslinken als weltfrem¬ 
de Politiker oder bewusste Rosstäu¬ 
scher“. Ekkehard Lieberam geht weit 
zurück in die Geschichte der Arbei¬ 
terbewegung, wertet auf wenigen Sei¬ 


ten ein umfangreiches Material aus. 
Dabei geht es um die Integrations¬ 
kraft des parlamentarischen Regie¬ 
rungssystems im Zusammenspiel mit 
der Herausbildung einer besonderen 
Sozialschicht der sozialistischen Par¬ 
tei (einschließlich ihrer parlamenta¬ 
rischen Repräsentanten), als realer 
Träger der Integrationsideologie, die 
Politik und Regieren durch die Brille 
des Kapitals und ihrer eigenen Karri¬ 
ereinteressen betrachtet. 

Stets gab es zwei Linien in der Fra¬ 
ge der Regierungsbeteiligung, eine re¬ 
formistische (Millerand, Ebert, Schei¬ 
demann), die dafür war, und eine 
revolutionäre (Liebknecht, Luxem¬ 
burg), die nicht von der stückweisen 
Einführung des Sozialismus durch den 
bürgerlichen Staat oder die evolutio¬ 
näre Transformation des Kapitalismus 
träumte, sondern dagegen war, regie¬ 
rungsfähig im Sinne der Herrschen¬ 
den zu sein und (abgesehen von Aus¬ 
nahmesituationen) regierende Partei 
erst auf den „Trümmern des Kapita¬ 
lismus“ sein wollte. Lieberam: „Man 
kann als linker Tiger im Wahlkampf 
antreten und wird am Tag nach der 
Wahl als Bettvorleger landen, wenn 
man denn Regierungspartei wird. Da¬ 
rin eben besteht die Integrationsfalle 
des parlamentarischen Regierungs¬ 
systems“, das sich im 20. Jahrhun¬ 
dert auch in Deutschland „zu einem 
funktionsfähigen politischen Regulie- 
rungsmechanismus“ entwickelte, „um 
linke systemoppositionelle Kräfte zu 
domestizieren“. Das semipräsidiale 
Regierungssystem der Weimarer Zeit 
stand mit einer erstarkenden KPD- 
Fraktion noch ganz im Zeichen des 
gesellschaftlichen Antagonismus der 
kapitalistischen Gesellschaft. In der 
Bonner Republik waren die system¬ 
konformen Parteien nach dem Aus¬ 
scheiden der KPD 1953 unter sich.“ 


falle insbesondere am Beispiel der 
Thüringer Landesregierung unter 
Bodo Ramelow mit ihrem fast schon 
pathologischen Antikommunismus 
und dem misslungenen Praxistest für 
linkes Regieren im kapitalistischen 
Staat durchschaubar. Er kennzeich¬ 
net sie als „Neoliberalismus mit ein 
wenig menschlicherem Antlitz“. Eine 
Regierungsbeteiligung auf Bundes¬ 


Weg, um Machtpositionen im Staat 
auszubauen und für gesellschaftliche 
Umgestaltungen zu nutzen. Er unter¬ 
sucht in diesem Zusammenhang auch 
das Schicksal der Arbeiterregierun¬ 
gen in Thüringen und Sachsen, wie 
sie entsprechend den Beschlüssen 
des IV. Weltkongresses der Kommu¬ 
nistischen Internationale im Oktober 
1923 entstanden. Für heute gilt: „Re¬ 


gierungen mit einem linken realisier¬ 
baren Transformationsprojekt gibt es 
unter den gegenwärtigen Kräftever¬ 
hältnissen in Deutschland und Eu¬ 
ropa ebenso wenig wie in der Physik 
ein perpetuum mobile.“ Das, was da 
in Thüringen existiert, zerstört in zu¬ 
nehmendem Maße selbst die letzten 
Reste von widerständigem Bewusst¬ 
sein in der Partei „Die Linke“ und bei 
den Menschen. 

Ekkehard Lieberam weist noch 
auf eine andere Traditionslinie in der 
deutschen Geschichte des 20. Jahrhun¬ 
derts hin, die „einer aktiven Rolle der 
Landtage und Landesregierungen in 
der Sowjetischen Besatzungszone bei 
der Umwälzung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zwischen 1946 und 1949 
im Osten Deutschlands“. In der dama¬ 
ligen Situation sieht er ein Regieren 
auf den „Trümmern des Kapitalismus“ 
unter besonderen Bedingungen. 

In seinen Schlussbetrachtungen 
folgt er Oskar Lafontaine, der nach 
den Verlusten bei den Landtagswah¬ 
len in Sachsen-Anhalt am 13. März 
schrieb: „Was wir jetzt brauchen ist 
das Gegenteil von ,Weiter so“, nicht 
ein Bündnis mit dem „neoliberalen 
Parteienblock“, sondern ein „Bünd¬ 
nis gegen die neoliberale Politik“. 
Schlimm genug, dass diese Binsen¬ 
weisheit in der Partei „Die Linke“ wie 
ein Donnerschlag wirkt. 

Ekkehard Lieberam hat seiner 
Streitschrift einen informativen An¬ 
hang mit Auszügen aus 25 Dokumen¬ 
ten zur linken Regierungsdebatte von 
1899 bis 2016 hinzugefügt. 

Herbert Münchow 

Ekkehard Lieberam, Integrationsfalle 
(Mit)Regieren.Wild nicht erlegt-dafür 
Flinte verloren, 68 Seiten, 5, - Euro, pad- 
verlag, Am Schlehdorn 6,59192 Bergka- 
men/pad-verlag@gmx.net 


Gelebter Internationalismus 


Eine Denkhilfe 


Lexikon der deutschen Kämpfer für die Spanische Republik 


„Faschismus-Diagnosen“ von Kurt Pätzold 



Denkmal für die deutschen Kämpferinnen und Kämpfer für die Spanische 
Republik von Fritz Cremer in Berlin-Friedrichshain 


S pät aber dennoch rechtzeitig zum 
80. Jahrestag des Spanienkrieges 
und der Internationalen Brigaden 
erschien das biografische Lexikon deut¬ 
scher Spanienkämpfer. Den Herausge¬ 
bern ist mit der umfassenden Zusam¬ 
menstellung von 4 500 Namen deut¬ 
scher Interbrigadisten ein Ehrenbuch 
gelungen. Die Herausgeber, die gleich¬ 
zeitig auch die Autoren sind, haben par¬ 
teiunabhängig und sachlich neutral die 
Frauen und Männer biograüsch gewür¬ 
digt, die sich uneigennützig und freiwil¬ 
lig den Francoputschisten nebst deren 
deutschen und italienischen faschisti¬ 
schen Helfern entgegenstellten, wel¬ 
che die rechtmäßig gewählte spanische 
Volksfrontregierung stürzen wollten. 

Mit großem Fleiß und Ausdauer ha¬ 
ben die Autoren alle vorhandenen und 
bekannten Quellen durchsucht, um so¬ 
viel wie möglich die deutschen Inter¬ 
brigadisten zu erfassen, die an der Sei¬ 


te des spanischen Volkes gegen die Fa¬ 
schisten kämpften. 

Den biograüschen Angaben kann 
man die unterschiedlichen politi¬ 
schen Werdegänge der Biografierten 
entnehmen sowie die Gründe für den 
Weg nach Spanien. Im Mittelpunkt 
fast aller Biografien steht der Wille, 
aktiv mit der Waffe in der Hand den 
Faschisten entgegenzutreten und die 
spanische Republik zu erhalten. Ent¬ 
sprechend der Faktenlage erfahren 
die Leser den jeweiligen Dienstgrad 
und die Funktionen der biograüerten 
Interbrigadisten sowie die Einsätze 
an den unterschiedlichen Fronten. 

Hervorzuheben ist, dass die He¬ 
rausgeber auch den umfangreichen 
Anteil der Frauen skizzieren, die im 
Sanitätswesen und im kulturellen Be¬ 
reich aktiv wirkten und im Versor¬ 
gungsbereich tätig waren. Die Lese¬ 
rinnen und Leser erfahren auch, wie 


das Leben der Interbrigadisten nach 
ihrem Einsatz in Spanien verlief. 

Informativ für die Nutzer der Pu¬ 
blikation ist die historische Einfüh¬ 
rung von Reiner Tosstorff. Kritisch 
anzumerken ist die häufig fehlerhaf¬ 
te Schreibweise. Hier sei nur auf den 
Namensfehler „Trosstorff“ verwie¬ 
sen. 

Die vorliegende Publikation ist 
ein wichtiger Meilenstein für die wei¬ 
tere Forschung. Der angekündigte 
zweite Band, der u.a. mit Fotos, per¬ 
sönlichen Dokumenten und origina¬ 
len Zeugnissen das biografische Le¬ 
xikon ergänzen soll, wird sicher dazu 
beitragen, noch vorhandene Lücken 
zur Thematik Internationale Briga¬ 
den zu schließen. Günter Wehner 


Werner Abel, Enrico Hubert: Sie wer¬ 
den nicht durchkommen. Deutsche an 
der Seite der Spanischen Republik und 
der sozialistischen Revolution, Band 1. 
Lieh: Edition A V 2015, 567 Seiten, bro¬ 
schiert, 45,- Euro 
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„Sie werden nicht 
durchkommen!“ 

Band 1 Verlag Edition AV 


Wer sich mit der Entstehung des his¬ 
torischen Faschismus, dessen Entwick¬ 
lung und den Umständen, die dazu 
führten, befasst, der kommt nicht am 
international renommierten Historiker 
Kurt Pätzold vorbei. In zahlreichen Pu¬ 
blikationen stellte der Autor bereits sei¬ 
ne außerordentliche Sachkenntnis zum 
Thema unter Beweis. Mit dem jüngst 
erschienenen Buch „Faschismus-Dia¬ 
gnosen“ setzt er diese erfolgreiche Ar¬ 
beit fort. Ein Buch, das von der Vergan¬ 
genheit handelt, aber angesichts Be¬ 
sorgnis erregender Entwicklungen in 
Deutschland aktueller denn je ist. Pät¬ 
zold zeigt an Hand zahlreicher Doku¬ 
mente, welche Versuche gerade in den 
20er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
im linken Lager unternommen wurden, 
um „Faschismus“ zu definieren. Alle 
diese Versuche haben Mängel, sind un¬ 
vollständig, war doch der Faschismus 
in Italien gerade erst etabliert worden, 
waren die düsteren Vorahnungen für 
Deutschland noch vage und das gan¬ 
ze Ausmaß des deutschen Faschismus 
nicht vorhersehbar. Texte von Trotzki 
bis Clara Zetkin, Max Horkheimer bis 
August ILalheimer und vielen anderen 
stehen sich gegenüber in all ihrer Un¬ 
vollkommenheit. Sie zeigen aber auch 
durch ihre chronologische Reihenfol¬ 
ge den ständigen Kampf innerhalb 
der Linken, theoretische Grundlagen 
für ihren antifaschistischen Kampf zu 
schaffen. Irrtümer und Spaltungen blie¬ 
ben da nicht aus. Im Buch werden diese 
nicht retuschiert. Es bleibt dem Leser 
überlassen, seine Schlüsse zu ziehen, 
und es bleibt ihm nichts anderes übrig, 
als selbst zu denken. Genau darauf zielt 
der Historiker auch ab. Als Denkhilfe 
dürften dabei die vorangestellte Worte 
Kurt Pätzolds ausgezeichnete Dienste 
leisten. 

Pätzold befasst sich u.a. mit der Un¬ 
vollkommenheit der fälschlicherweise 
Georgi Dimitroff zugeschriebenen Fa¬ 


schismus-Definition: „Der Faschismus 
ist die offene terroristische Diktatur 
der am meisten reaktionären, chauvi¬ 
nistischen und imperialistischen Ele¬ 
mente des Finanzkapitals“. Nach Kurt 
Pätzold sei eben der Faschismus nicht 
nur Sache einer übergeschnappten Eli¬ 
te gewesen. Auch wenn diese politische 
und wirtschaftliche Elite vom Faschis¬ 
mus profitierte. Um ein solches Welt¬ 
verbrechen zu begehen, bedurfte es ei¬ 
ner Massenbasis, die sich die Faschis¬ 
ten erfolgreich eroberten. Da ist seine 
Analyse des Begriffs „Nationalsozialis¬ 
mus“ nur folgerichtig. Der Historiker 
weist nach, dass wir heute mit dessen 
Verwendung nichts anderes tun als die 
Demagogie, die ihm innewohnt, zu ma¬ 
nifestieren. Pätzold plädiert für die Ver¬ 
wendung des Begriffs „Faschismus“, da 
der Name „Nationalsozialismus“, den 
die Faschisten selbst kreierten, eine 
Revolution vorgaukeln sollte, die kei¬ 
ne Revolution war. Die kapitalistische 
Gesellschaftsordnung hatte auch nach 
der Machtübergabe an die Faschisten 
Bestand. 

Wenn der Historiker an den Beginn 
seiner Einführung Max Horkheimer 
mit den Worten zitiert: „Wer vom Ka¬ 
pitalismus nicht reden will, sollte auch 
vom Faschismus schweigen“ (1939), 
klingt das wie eine Mahnung an alle 
Linken. Kurt Pätzold hätte auch schrei¬ 
ben können: Antifaschismus ohne Anti¬ 
kapitalismus ist vergebliche Liebesmüh’. 

Pätzolds neues Buch ist ein Muss 
für jeden Antifaschisten und all jene, 
die sich mit dem Entstehen faschisti¬ 
scher Strukturen auseinandersetzen. 
Ein sehr übersichtliches Quellen- und 
Personenverzeichnis erleichtert dazu 
weitere Recherchen. Jonny Michel 

Kurt Pätzold, Faschismus-Diagno¬ 
sen, Broschüre, verlag am park Berlin, 
139 Seiten, ISBN 978-3-945187-42-5, 
12,99 Euro 
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Beckmann erklärt den Krieg 

Borcherts „Draußen vor der Tür“: Ein Stück über Täter als Opfer 


Der kleine Elefant 

Fredrik Vahle macht Lieder für Kind und Kegel 



D raußen vor der Tür“ ist ein um¬ 
strittenes Stück. Die Kritik und 
die Rezeption war niemals ein¬ 
hellig. 

Worum geht es: Nach einer dreijäh¬ 
rigen Kriegsgefangenschaft in Sibirien 
kommt der Unteroffizier Beckmann 
zurück nach Hamburg. Er findet sei¬ 
ne Frau in den Armen eines anderen. 
Sie beraubt Beckmann seines Vorna¬ 
mens. Der in der Stadt Verlorene will 
sich das Leben nehmen. Aber die Elbe 
- der Fluss, zu dem Hamburger ein 
Verhältnis wie zu ihrer Mutter haben - 
weist ihn zurück. Die Elbe spuckt den 
Verzweifelten in Hamburg-Blankenese 
wieder aus. 

Gott, den Beckmann vor dem 
Sprung ins Wasser trifft, lamentiert 
über seine „Kinder“. Beckmann fragt 
ihn, seit wann man ihn denn einen „lie¬ 
ben Gott“ nennt und wo er im vergan¬ 
genen Krieg „lieb“ gewesen sei. Ein 
an Toten überfressener Tod versichert 
Beckmann einer stets offenen Tür zu 
seinem Reich. Beckmann wird, bis 
zum vorletzten Akt des Stückes, vom 
„Anderen“ begleitet. Über das Wesen 
des „Anderen“, also darüber, wessen 
Verkörperung er darstelle, gehen seit 
der Uraufführung von „Draußen vor 
der Tür“ als Hörstück im NWDR die 
Meinungen auseinander. Wie viele an¬ 
dere auch bin ich der Meinung, dass 
Borchert mit dem „Anderen“ die Ge¬ 
sellschaft an sich darstellen wollte, die 
Beckmann auffordert sich wieder zu in¬ 
tegrieren. Aber Beckmann kann nicht. 
Er schleppt nicht nur das Gewicht der 
steinigen Verlorenheit in den Stein¬ 
haufen der zerbombten Stadt mit sich, 
sondern auch seine Verantwortung für 
einen Krüppel und elf bei einem An¬ 
griff getötete Soldaten. Er trägt also an 
einem Leid, das auf ihm lastet, und das 
er loswerden will - er will sich entschul¬ 
den, also der Schuld entledigen. Sein 
ehemaliger Oberst, der sich im zerstör¬ 
ten Hamburg eine ordentliche Wohlle¬ 
be gönnen kann, soll die Verantwor¬ 
tung zurücknehmen. Damit wird der 
Oberst zu einer Doppelung des schwa¬ 
chen Gottes. Aber im Gegensatz zum 
lamentierenden Gott, der seine Kinder 
beklagt, ist der Oberst eine arrogante 
Gottheit preußischen Zuschnitts. Er 
nimmt die Schuld nicht zurück, ent¬ 
schuldet also Beckmann nicht, sondern 
rät ihm, erst mal „Mensch“ zu werden. 

Eine zum Scheitern verurteilte Idee 
also, die Beckmann da hatte. Aber ein 
notwendiger Teil des Stückes. Denn 
der Unteroffizier Beckmann wird sei¬ 
ne Schuld nicht los, weil er sie nicht von 
sich schieben kann. Sie ist Teil seines 
Selbst geworden. 

Als Spiegelung von Beckmanns ei¬ 
gener Frau hat Borchert die Figur des 
„Mädchens“ eingefügt. Sie findet schon 
früh im Stück Beckmann, durchtränkt 
vom Wasser der Elbe, am Strand und 
nimmt den „Fischmann“ mit sich nach 
Hause, gibt ihm die abgelegten Klei¬ 
der ihres Mannes, die Beckmann viel 
zu groß sind. Auch hier wird mit kon¬ 
kreten Mitteln abstrahiert. Im stän¬ 
digen Wechsel zwischen Traum und 
Wirklichkeit erscheint Beckmann der 
Mann des „Mädchens“, treibt ihn dabei 
aus dessen Haus, bevor er, der Mann, 
Selbstmord begeht - er schafft also den 
Abgang aus dem grauenhaften Leben 
in den erlösenden Tod, im Gegensatz 
zu Beckmann. 

Das Stück lebt durch die hohe poe¬ 
tische Kraft der Sprache Borcherts. Es 
lebt von Alliterationen und rhythmi¬ 
schen Satzkonstruktionen. Es lebt aus 
dem Stakkato der Monologe Beck¬ 
manns, der einen Sprechanteil von 
sechzig Prozent hat. Es lebt also von 
der Verdichtung. 

„Soldaten. Protokolle vom Kämp¬ 
fen, Töten und Sterben“ von Sön- 
ke Neitzel und Harald Welzer ist ein 
Buch, dass man sich neben den Bor- 
chertschen Text legen kann. Die Schau¬ 
bühne in Berlin hat Ausschnitte in ihre 
Inszenierung des Kriegsstückes einge¬ 
fügt. Wie kein anderes Drama gibt es 
„Draußen vor der Tür“ her, zugleich 
konkretes Theater zu sein und eine ab¬ 
strakte Lehreinheit. Das hat natürlich 


Viele waren Täter, gelitten haben auch sie. 

Brechtsche Höhe. Die Protokolle sind 
durch das Abhören von Gesprächen 
deutscher Kriegsgefangener durch 
den englischen und amerikanischen 
Geheimdienst entstanden. Sie offen¬ 
baren das ganze Grauen des deut¬ 
schen Vernichtungskrieges. Da spre¬ 
chen dann die Offiziere nicht mehr 
in der verdichteten Form des Oberst 
(und auch Beckmanns), sondern we¬ 
sensgleich (das allerdings!) in der auf¬ 
geschriebenen Realität. Mehr Einblick 
in die Köpfe von Massenmördern und 
Kriegsverbrechern ist anderenorts 
kaum gelungen. 

Und selbstverständlich sind Stück 
und Protokolle natürlich geeignet, auch 
Gültigkeit für die gegenwärtigen Krie¬ 
ge zu haben. Denn, da bin ich mit vie¬ 
len britischen und US-amerikanischen 
Kritikern einer Meinung: Beckmann ist 
der ideelle Gesamtsoldat. Der Schütze 
Arsch, der Zugführer, der mit seinen 
Leuten ins Feuer geschickt wird. Er ist 
im Stück verortet (in Hamburg), zu¬ 
gleich aber leicht und ohne etwas än¬ 
dern zu müssen auch in jeder anderen 
Stadt dieses Planeten verortbar. Das 
ist die große Abstraktionsleistung des 
Stückes. In diese Abstraktion können 
die Abhörprotokolle eingepasst wer¬ 
den, sie sind das konkrete Element der 
deutschen Schuld an einem singulären 
Völkermord, das natürlich, sie sind aber 
auch ein Paradebeispiel von individuel¬ 
ler Schuldverarbeitung oder eben der 
Schuldnegierung. Sie sind die ideellen 
Gesamtoffiziere nach allen Kriegen, 
und zwar völlig unabhängig von ihrem 
Status, also der Frage, ob es sich - wie in 
diesem Falle - um besiegte Faschisten 
handelt oder die Sieger eines Krieges. 

Das Theaterstück ist wie kaum ein 
anderes in der Lage, die Kontinuität 
deutscher Politik darzustellen. Von den 
oft freispruchgleichen - und viel zu we¬ 
nigen - Schuldsprüchen gegen die Völ¬ 
kermörder und Kriegsverbrecher vor 
deutschen Gerichten bis zur schnellen 
Entnazifizierung derer, die die NSDAP 
vor 1933 finanziert und an die Macht 
gebracht haben. 

Aus dem großdeutschen Soldaten 
Beckmann, diesem scheinbaren Opfer, 
das auch Täter ist und sich von seiner 
Schuld durch die Rückgabe der Verant¬ 
wortung an den Oberst ja entschulden 
will, ohne sich damit auseinanderzu¬ 
setzen, wird der bundesdeutsche Sol¬ 
dat Beckmann. 

Das grundlegende Missverständ¬ 
nis ist die Annahme, Borchert hätte 


ein Stück darüber geschrieben, dass in 
Kriegen immer alle Opfer wären. Das 
mag der kleinbürgerlichen küchenphi¬ 
losophischen Literaturrezeption ge¬ 
schuldet sein; richtig ist es nicht. Nein, 
da sind nicht alle Opfer, auch dann, 
wenn sie von den Massenvernichtun¬ 
gen erzählen, die sie selbst begangen 
haben, als hätte sie ein höheres Wesen 
dazu gezwungen. Sie sind Teil eines 
anonymen, aber nicht schicksalhaften 
Grauens: die einen als Täter, die ande¬ 
ren als Opfer und viele als beides zu¬ 
gleich. 

Die immer nur das sehen, was der 
ordentliche deutsche Soldat damals wie 
vermutlich heute sieht: sein Leid, das 
sind die Beckmanns sowohl wie die 
Oberste. Und das Leid der Anderen ist 
allenfalls gut noch für eine Erzählung. 
Der zwiespältigen Person Beckmann, 
der nicht einmal der Tod vergönnt ist 
und die nichts anderes tun kann, als am 
Schluss des Stückes darüber zu klagen, 
dass keiner, keiner antwortet, erschei¬ 
nen die Opfer wieder im Gewand der 
moralisch schlecht Handelnden. Das 
Mädchen verkörpert diese Opfer und 
es holt sich den nassen Beckmann, weil 
es einsam ist, statt auf den verscholle¬ 
nen Mann zu warten. Es handelt ge¬ 
gen Beckmanns moralische Attitüden 
(mehr ist diese Moral ja nicht als At¬ 
titüde), aber wie viel weniger ist die¬ 
se leichte moralische Verwerfung als 
die Handlungen Beckmann und des 
Obersten. 

Borcherts eher schmales Gesamt¬ 
werk, dass sich ganz in die paar Le¬ 
bensjahre, die der schwerkranke und 
noch junge Autor nach 1945 hatte, ein¬ 
passt, das trauert um die Kriegstoten 
und um das zerbombte Hamburg, ist 
weniger ein Antikriegswerk als das 
Resultat von Krieg und Grauen. Es 
ist, bei allem ethisch-moralischen Im¬ 
petus, ein berichtendes Werk. So auch 
dieses Stück, das sicher zu dem Besten 
gehört, was deutsche Theaterliteratur 
je hervorgebracht hat. Vielschichtig ist 
es und keinesfalls eines, das den einfa¬ 
chen Soldaten, den Unteroffizier von 
der Schuld befreien will, von der nie¬ 
mand den befreien kann, der an Völ¬ 
kermord und Verbrechen teilgenom¬ 
men hat. Nein, es zeigt das Resultat 
des eigenen Handelns. Es sollte öfter 
gespielt werden. Denn aktuell ist es, wie 
der Fall von Oberst (nunmehr General) 
Klein in Afghanistan zeigt - um nur ein 
Beispiel zu nennen. 

LeanderSukov 


Eltern wissen, es gibt drei Kategorien 
an Spielzeug, Musik, Büchern, die sich 
in den Kinderzimmern anhäufen. Die 
eine Kategorie finden Eltern gut. Bei 
Kindern ruft sie maximales Desinteres¬ 
se hervor. Die zweite Kategorie besteht 
aus Produkten der Spielzeugindustrie, 
die direkt aus der Hölle kommen und 
zu denen Kinder ein unerhört zärtli¬ 
ches Verhältnis haben. Und es gibt - 
zum Glück - noch die dritte Kategorie, 
die Kindern und Eltern gleichermaßen 
gefällt, und in die fällt die Musik von 
Fredrik Vahle. 

Seit über 40 Jahren schreibt und singt 
er Lieder für Kinder, die auch nach der 
hundertsten Wiederholung noch gefal¬ 
len. Sein abwechslungsreiches Reper¬ 
toire steht für hohen musikalischen 
Anspruch, intelligente Texte und bringt 
vor allem etwas mit, was in der Kinder¬ 
unterhaltung leider sehr selten ist. 

Fredrik Vahle nimmt die Kinder 
ernst und singt Lieder aus ihrer Welt. 
Wer denkt, dass das in diesem Genre 
eigentlich selbstverständlich sein müss¬ 
te, kennt die Kinderunterhaltungsin¬ 
dustrie nicht. 

Seine neueste CD heißt „Lilo 
Lausch läuft leise: Lieder vom Fühlen, 
Horchen und Achtsamsein“. Verschie¬ 
denste Klänge sind hier versammelt, 
Hörerlebnisse und -genüsse für Kin¬ 
der ab zwei Jahren. Befreundete Mu¬ 
siker steuern dazu jede Menge Stücke 
bei und auch viele verschiedene Ins¬ 
trumente und Sprachen sind zu hören. 


Fredrik Vahles Stil klingt unver¬ 
kennbar aus jedem Lied, und doch 
gelingen ihm wieder viele Überra¬ 
schungen. Ein Lied übers Atmen 
zum Beispiel, das die Aufmerksam¬ 
keit der kleinen Zuhörerinnen auf 
ihre eigene Atmung lenkt. Ein Lied 
über die Stille, die gut tun, aber auch 
Strafe sein kann. Wenn Fredrik Vahle 
über Töne und Geräusche singt wie 
in „Pauke, Posaune und Edeltraud“, 
dann hat er das Ohr im Alltag der 
Kinder, nimmt sie mit in die Natur 
und lässt sie in seinen Texten eigene 
Welten entdecken. 

Der kleine Elefant Lilo Lausch hat 
schnell einen festen Platz in unserem 
Liederrepertoire gefunden und wird 
gern von allen besungen. Wer sich 
noch an die Anfänge von Christiane 
und Fredrik erinnert, als die beiden 
mit den ersten „Gastarbeiterkindern“ 
Lieder auf Griechisch, Türkisch und 
Italienisch sangen, wird besonders Ge¬ 
fallen an den mehrsprachigen Stücken 
auf der CD finden. Und kann sich dar¬ 
auf freuen, am Sonntag auf dem Presse¬ 
fest gemeinsam mit (Enkel-)Kind und 
Kegel beim Konzert lauthals mitsingen 
zu dürfen. 

Anna Cordi 

Lilo Lausch läuft leise. CD, Argon Ver¬ 
lag. 12,95 Euro. Mit dem Kauf der CD 
wird die Arbeit der Stiftung Zuhören 
unterstützt. Mehr Informationen unter 
www.lilolausch.de 
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i. Mai in Siegen 

Aufstehen - Kämpfen - Siegen 



S eit 1992 gibt es am 1. Mai in Sie¬ 
gen eine kuriose Situation. Zwei 
Demonstrationen, zwei Veran¬ 
staltungen. Morgens die des DGB 
und mittags die des Linksbündnisses 
„Roter 1. Mai“ Zwei Veranstaltungen 
mit Reden und Kultur. Ursprünglich 
konkurrierend, weil Linke und Au¬ 
tonome bei der DGB-Demo uner¬ 
wünscht waren, sind beide Veranstal¬ 
tungen längst eine Ergänzung. 

Morgens sieht man natürlich die 
roten Fahnen der Kommunisten und 
seit vielen Jahren auch wieder die der 
ursprünglich Unerwünschten und mit¬ 
tags nach den DGB-Aktivitäten kom¬ 
men viele Gewerkschafter zum Roten 
1. Mai. Gewerkschaftlich orientierte 
Linke sind am internationalen Tag der 
Arbeiterklasse also voll beschäftigt. 

Seit langem ist der „Rote 1. Mai“ 
die größere Veranstaltung. In diesem 
Jahr nahmen rund 800 Menschen an 
der Demonstration teil und mehr als 
2000 kamen zur Kundgebung und an¬ 
schließendem Kultur- und Musikpro¬ 
gramm. 


Motto: „1. Mai - tausend Gründe 
für Widerstand. Aufstehen - Kämp¬ 
fen - Siegen“. Aufstehen gegen 
Kriegspolitik, neuen Faschismus und 
Sozialraub - Kämpfen für Frieden, 
internationale Solidarität und soziale 
Gerechtigkeit. Als Hauptredner spra¬ 
chen Sevim Dagdelen von der Links¬ 
partei und Olaf Harms als Vertreter 
des DKP-Parteivorstandes und als 
ver.di-Landesbezirksvorsitzender in 
Hamburg. Reden, Grußworte, Kultur- 
und Musikprogramm dauern traditio¬ 
nell bis in den Abend. 

Leider kommen zur DGB-Demo 
und anschließender Veranstaltung 
weniger Menschen. Gabriele Schmidt, 
Leiterin des ver.di-Landesbezirkes 
NRW, der neue Siegener DGB-Vor¬ 
sitzende Ingo Degenhardt und nach 
ihm der Landrat des Kreises Sie¬ 
gen Wittgenstein sprachen vor rund 
300 Menschen. Die örtliche Presse 
barmt, schließlich sei der 1. Mai für 
die Gewerkschaften das wichtigste 
Datum im Jahr und kein anderer Tag 
eigne sich mehr, tatsächliche politi¬ 


sche (sic!) Botschaften unters Volk zu 
bringen. Nur: Es solle doch auch je¬ 
mand zuhören. Es genüge nicht, Lie¬ 
der der Arbeiterbewegung zu singen 
und dazu rote Fahnen zu schwenken. 
Das könnten andere offenbar viel 
besser. 

Was sich wie Empathie für ge¬ 
werkschaftliche Forderungen an¬ 
hört, ist in Wirklichkeit üble Häme: 
Die konservative Siegener Zeitung 
hat mit den Forderungen der Ge¬ 
werkschaften ebenso wenig am Hut 
wie mit dem „Roten 1. Mai“, der am 
liebsten totgeschwiegen würde. Da 
man beides nicht ignorieren kann, 
versucht man stattdessen Gewerk¬ 
schaften und Linksbündnis gegenein¬ 
ander auszuspielen. 

Konsequenterweise sollten nun 
Gewerkschaften und Linksbündnis 
auch offiziell aufeinander zugehen 
und gemeinsam erklären: „Wir las¬ 
sen uns nicht spalten. Der 1. Mai ist 
unser gemeinsamer Tag.“ 

Thomas Brenner 



Der i. Mai in Köln 

Rote Fahnen sieht man 
besser! 



• • 

ber 5 000 Gewerkschafter und 
Angehörige linker Parteien und 
Organisationen beteiligten sich 
an der diesjährigen l.-Mai-Demonstra- 
tion in Köln. Vom Gewerkschaftshaus 
am Bahnhof West bewegte sich der 
lange Demonstrationszug quer durch 
die Innenstadt zum Heumarkt, wo tra¬ 
ditionell die Kundgebung stattfand. 

Unübersehbar war Rot die domi¬ 
nierende Farbe. Die Kölner Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten waren 
wieder zahlreich präsent - sowohl 
DKP wie SDAJ, aber auch die in der 
Domstadt tätigen Schwesterparteien 
aus Griechenland, dem Iran und der 
Türkei. 

Die DKP hatte wieder ihr Infozelt 
auf dem Heumarkt aufgebaut, direkt 


unter dem Reiterstandbild des preu¬ 
ßischen Königs Wilhelm III. Alljähr¬ 
lich ist unser Zelt Anlaufpunkt für 
zahlreiche Mitglieder, ehemalige Ge¬ 
nossen, Freunden und Kollegen aus 
Bündnissen, aber auch „andere“ in¬ 
teressierten Bürger. 

Die UZ, die Pressefestzeitung 
und die andere Infomaterialien stie¬ 
ßen wieder auf großes Interesse und 
es entwickelten sich spannende Dis¬ 
kussionen. 

Danke an Wolfgang, Elke, Achim, 
Christine, Klaus, Günter, Volker und 
alle anderen, die diesmal aktiv für ei¬ 
nen gelungenen Auftritt der DKP ge¬ 
sorgt haben. 

Text und Fotos: Volker Scholz-Goldenberg 



Düsseldorf 

Scharfe Abfuhr für Erdogan, AKP und Isis 


D as Fazit vieler Reden am 8. Mai 
in Düsseldorf war eindeutig: 
Nie wieder Faschismus! Auch 
nicht in der Türkei! „Düsseldorf stellt 
sich quer“ (DSSQ) und zahlreiche 
andere antifaschistische Organisa¬ 
tionen, darunter auch die DKP, hat¬ 
ten zu diesem Protest aufgerufen. Er 
galt auf der lokalen Ebene dem Auf¬ 
tritt des deutsch-türkischen Kultur¬ 
vereins. Der ist streng nationalistisch 
ausgerichtet und wird im Fahrwasser 
Erdogans verortet. Zugleich werden 
ihm Verbindungen zu den faschisto¬ 
iden „Grauen Wölfen“ der rechtsex¬ 
tremen Partei der Nationalistischen 
Bewegung (MHP) nachgesagt. 

Diese Anhänger Erdogans hatten 
sich ausgerechnet den „Tag der Be¬ 
freiung vom Faschismus“ für ihre De¬ 
monstration von der Polizei genehmi¬ 
gen lassen. 

Weitere Provokation: Die Auf¬ 
taktkundgebung war direkt vor dem 
DGB-Haus. Ebenfalls „ordnungsge¬ 
mäß“ angemeldet und von der Polizei 
genehmigt. 

Die Polizei sicherte denn auch 
mit einem Großaufgebot nicht nur 
die Demoroute quer durch die In¬ 
nenstadt ab. Sie garantierte auch das 
„freie Wort“ für die Erdogan-Anhän¬ 
ger. Damit der Auflauf nicht durch 


Antifaschisten verhindert werden 
konnte, wurden die Demos zeitlich 
und räumlich streng voneinander ge¬ 
trennt. 

Deutlich wurde, dass der türkische 
Staatspräsident kein „Einzeltäter“ 
ist. Er hat Rückendeckung von mehr 


oder weniger aktiven Helfern aus der 
EU. So ist es ihm möglich, vielfältig 
die Pressefreiheit auszuhebeln, Jour¬ 
nalisten zu verhaften und vor Gericht 
zu zerren. Wissenschaftler werden 
drangsaliert. Die Rechte der Kurden, 
Armenier, Aleviten, Juden, Griechen 


und anderer Minderheiten werden ri¬ 
goros beschnitten. 

Erfreulich: Gewerkschafter mi¬ 
schen sich ein. Sie beobachten die 
Vorgänge nicht nur in der Türkei. Sie 
haben sich international vernetzt. Sie 
zeigen Flagge. So hing an der Fassa¬ 
de des DGB-Hauses eine Transpa¬ 
rent mit der Aufschrift „Fasizme kar- 
si omuza! Gemeinsam gegen Faschis¬ 
mus!“ 

Es gibt keinen lauten Protest der 
EU und ihrer Spitze unter Merkel, 
Schäuble, Juncker, Tusk. Stattdes¬ 
sen Stillschweigen auch bei Chris¬ 
tine Lagarde und Jeroen Dijssel- 
bloem. Sie alle tolerieren und betrei¬ 
ben die „dreckigen Geschäfte“ mit 
der Flüchtlingsabschiebung. 

Die EU bricht das Asylrecht in 
der Ägäis, indem sie Flüchtlinge ab- 
fangen und in die Türkei deportieren 
lässt. Und Erdogan „entsorgt“ dann 
die Flüchtlinge, die die griechische 
und türkische Marine in Abstimmung 
mit Frontex und der NATO-Flottille - 
einschließlich eines Versorgungsschif¬ 
fes der Bundesmarine - nicht hat er¬ 
trinken lassen. 

Der Protest gegen den „Kalifen 
von Ankara“ dürfte noch nicht zu 
Ende gegangen sein. 

Uwe Koopmann 


Liebe Leserinnen 
und Leser, 

aus der DKP und von Bünd¬ 
nisorganisationen haben uns 
neben jenen, die wir auf die¬ 
sen beiden Seiten abbilden, 
eine ganze Reihe von Fotos 
und Berichten zum 
i. Mai (aus Hamburg, Essen, 
Bremen, Mörfelden-Walldorf, 
Wuppertal usw.) sowie zum 
8. Mai (aus Chemnitz, Karls¬ 
ruhe, Müllheim, Rostock und 
anderen Städten) erreicht. 

Mehrfach wurde am i. Mai 
bei den Aktionen der DKP 
fleißig für das Pressefest ge¬ 
worben. 

Wir sind nicht in der Lage, 
alle Beiträge in der Druck¬ 
ausgabe unserer Zeitung 
zu veröffentlichen, werden 
aber eine Reihe auf unseren 
kommenden Aktionsseiten 
dokumentieren, andere im 
Internet unter 

unsere-zeit.de. 

Redaktion der UZ 
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unsere zeit 



Am Montag fand auf Initiative der DKP Nürnberg, auf der 9. Mai Feier der Russischen Gemeinde, eine Aktion zum Tag der Befreiung statt. Sie wurde unterstützt von Aktiven der Partei „Die Linke“, der VVN und 
des Freidenker-Verbandes. Zunächst konnten viele russische Teilnehmer nicht glauben, dass Deutsche sich auch befreit fühlen und den sowjetischen Soldaten ihren Dank aussprachen. Wir bekamen sehr viele 
positive Rückmeldungen und viele bedankten sich bei uns für diese Aktion. 


Hof 


Düsseldorf 


Gemeinsam gegen Faschismus und Krieg 



G ut besucht war auch in diesem 
Jahr die Gedenkstunde, zu der 
die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schisten (VVN-BdA) Hof-Wunsiedel 
und die DKP Hof eingeladen hatten. An 
der gemeinsamen Grabstätte von Hans 
Merker, Ewald Klein und Philipp Heller 
begrüßte Eva Petermann vom Kreisvor¬ 
stand der VVN-BdA die Teilnehmer. Sie 
wies darauf hin, dass der Widerstand ge¬ 
gen rechte Politik auch heute höchst ak¬ 
tuell sei. Dem Erstarken der rechtspopu¬ 
listischen AfD und ihrer Ableger müsse 
gemeinsam begegnet werden. Seitens 
der DKP erinnerte Randolph Oechs¬ 
lein an das weithin unbekannte Schick¬ 
sal eines Freundes von Hans Merker, des 
Hofer Einwohners Theodor Klug. Der 
kommunistische Widerstandskämpfer 


war im Jahre 1933 von den Nazis für 
14 Monate ins KZ Dachau verschleppt 
worden. Um im Jahre 1937 einer erneu¬ 
ten Verhaftung zu entgehen, ging er nach 
Spanien und kämpfte dort in den Reihen 
der Internationalen Brigaden gegen den 
aufkommenden Faschismus des Putsch- 
Generals Franco. 

Die stellvertretende SPD-Fraktions¬ 
vorsitzende Eva Döhla interpretierte in 
ihrem Beitrag den Begriff des Extremis¬ 
mus originell auf neue Art. Angesichts 
weltweit wachsender Konflikte durch 
immer neue Kriege und dem durch 
Fluchtbewegungen verursachten Elend 
könne man gar nicht extrem genug für 
Frieden, Völkerverständigung und fried¬ 
liches Zusammenleben eintreten. Als ei¬ 
ner der Adressaten der Postkartenakti¬ 
on der rechtsextremistischen Partei „III. 


Weg“ warnte SPD-Stadtrat Reinhard 
Mehringer nachdrücklich vor allen Ver¬ 
suchen, reale soziale Missstände wie die 
wachsende Armut zu ignorieren oder 
gar die Geflüchteten als Sündenböcke 
dafür verantwortlich zu machen. 

Für die Partei „Die Linke“ appellier¬ 
te Janson Damasceno dafür, sich wei¬ 
terhin für gemeinsame Aktionen gegen 
Krieg und Faschismus einzusetzen. Regi¬ 
na Scholz vom Kreisvorstand der VVN- 
BdA und dem „Verein gegen das Ver¬ 
gessen“ unterstützte ebenfalls den Ge¬ 
danken gemeinsamen Handelns gegen 
die Rechtsentwicklung. 

Die Gedenkstunde am Gemein¬ 
schaftsgrab der Hofer Opfer von Gesta¬ 
po und SS knüpft an eine lange Traditi¬ 
on an. Bereits 1949 hatten die damali¬ 
gen Bürgermeister der Stadt Hof, Hans 
Högn und Dr. Schröter, erstmals Kränze 
an der Grabstätte niedergelegt und die 
Pflege des Grabes durch die Stadt zu¬ 
gesagt. Zum Abschluss des Gedenkens 
wurde der „Schwur der Überlebenden 
des Konzentrationslagers Buchenwald“, 
in dem auch Hans Merker inhaftiert war, 
von einer jungen Antifaschistin verlesen. 
Eva Petermann schloss die Veranstaltung 
mit dem Gedanken, den 8. Mai zum ge¬ 
setzlichen Feiertag zu erklären, so wie 
dies in verschiedenen europäischen Län¬ 
dern seit langem üblich sei „als deutliches 
Zeichen gegen eine weit verbreitete Ge¬ 
schichtsvergessenheit“ in unserem Land. 

Randolph Oechslein 


Internationales Gedenken 


Auf dem Sowjetischen Ehrenfriedhof 
in Düsseldorf-Gallberg, Stadtbezirk 
Gerresheim, erinnerten Antifaschisten 
am Sonntag, 8. Mai, an die Befreiung 
vom Faschismus. Die Initiative dazu 
ging wieder von der DKP und der Par¬ 
tei „Die Linke“ aus. Blumen schmück¬ 
ten den Gedenkstein am Eingang der 
Anlage. Auch die VVN beteiligte sich 
engagiert mit einem Transparent. In 
diesem Jahr bekam die kleine Feier 
erneut eine internationale Symbolik, 
denn Gäste aus der ehemaligen Sow¬ 
jetunion waren gekommen. 

Wolfram Müller-Gehl, Bezirksver¬ 
treter im Gerresheimer Rathaus, stellte 
die militärische Befreiung vom Faschis¬ 


mus dar. Er verwies auf die Millionen 
Opfer der Sowjetunion. 1 500 von ihnen 
sind auf diesem Friedhof beigesetzt. Sie 
waren Gefangene und Zwangsarbeiter, 


die von den umliegenden Konzernen 
ausgebeutet worden waren. 

Uwe Koopmann von der Gerres¬ 
heimer DKP wies nach, dass mit dem 
Ende des 2. Weltkrieges das Nazi-Re¬ 
gime zwar entwaffnet, aber nicht ideo¬ 
logisch vollkommen besiegt war. An 
zahlreichen Beispielen belegte er, wie 
Nazi-Größen bis in die unmittelbare 
Gegenwart gedeckt und verschleiert 
werden, indem Straßennamen nur zö¬ 
gerlich - wenn überhaupt - beseitigt 
werden. 

Bei der kleinen Feierstunde stießen 
die Teilnehmer auf eine Familie aus der 
ehemaligen Sowjetunion. Sie hatte den 
Gedenkstein, den überlebende Opfer 
aufgerichtet hatten, 
ebenfalls mit Blu¬ 
men geschmückt 
und liebevoll Bilder 
der Verstorbenen 
aufgestellt. Im Ge¬ 
spräch stellte sich 
heraus, dass der 
„russische“ Vater 
perfekt Griechisch 
sprach. Der Hin¬ 
tergrund: Seine El¬ 
tern waren vor den 
Faschisten in Grie¬ 
chenland bis in die 
Sowjetunion geflohen, wo sie Schutz 
fanden. Am 9. Mai, der von russischer 
Seite als Tag der Befreiung verstanden 
wird, wurde die Feier fortgesetzt. 



Dokumentiert 

8. Mai 1945: Tag der Befreiung als Nationaler Gedenktag 

Gemeinsame Erklärungen von Friedens- und Antifa-Bewegungen 


In mehreren Städten, so auch in Kas¬ 
sel, Frankfurt am Main und Dort¬ 
mund, haben Vertreter der VVN-BdA 
und der Friedensbewegung Flugblät¬ 
ter mit einer Erklärung zum 8. Mai, 
Tag der Befreiung, verbreitet, mit de¬ 
nen sie die Schaffung eines Nationa¬ 


len Gedenktages zum 8. Mai fordern. 
Hier der Text aus Dortmund, der auf 
einer gemeinsamen Erklärung von 
IPPNW, attac, VVN-BdA und Aa¬ 
chener Friedenspreis basiert: 

Im vergangenen Jahr haben auf 
Einladung des Bündnisses Dortmund 


gegen Rechts, des Dortmunder Frie¬ 
densforums und der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes vie¬ 
le Menschen auch in Dortmund den 
8. Mai als Tag der Befreiung began¬ 
gen. Wir erinnerten daran, dass am 
8. Mai 1945 nicht nur der Krieg in 


Mitteleuropa beendet war, sondern 
dass mit der Zerschlagung des deut¬ 
schen Faschismus die Menschen auch 
von einer terroristischen Herrschaft 
befreit wurden. Diese Befreiung ha¬ 
ben in den 40er Jahren auch Dort¬ 
munder Nazigegner genutzt, um ei¬ 


nen antifaschistisch-demokratischen 
Neubeginn zu versuchen. 

Wir erinnern daran und schließen 
uns dem nachfolgenden bundeswei¬ 
ten Aufruf an. 


Einrichtung eines Nationalen Gedenktags zum 8. Mai 


Der zweite Weltkrieg stellt ein Me¬ 
netekel dar, ein Warnungszeichen an 
die gesamte Menschheit, den Weg des 
hemmungslosen Machtkampfs und der 
schrankenlosen Zerstörung zu been¬ 
den. Auf drei Kontinenten wurde von 
1939 bis 1945 mit bis dahin nicht erleb¬ 
ter Rücksichtslosigkeit gegenüber je¬ 
dem menschlichen Leben von dem ver¬ 
brecherischen deutschen NS-Staat und 
seinen Verbündeten ein Eroberungs¬ 
krieg geführt, dessen Ziel Ausrottung 
und Unterwerfung anderer Nationen 
und rassistisch ausgegrenzter Gruppen 
war. 

Über 50 Millionen Menschen verlo¬ 
ren ihr Leben - zum Ende zeigten die 
Atombombenexplosionen in Hiroshi¬ 
ma und Nagasaki, dass nun die Mittel 
zur völligen Vernichtung der Mensch¬ 
heit den Militärmächten zur Verfügung 
standen. Wer aus seiner Geschichte 


nicht lernt, ist verurteilt, solche Verbre¬ 
chen und selbstverschuldeten, ungeheu¬ 
ren Katastrophen erneut zu erleben. 
Deutschland ist seit dem Kosovo-Krieg 
über Afghanistan und nun Syrien auf 
einem verhängnisvollen Weg der Ver¬ 
leugnung seiner entsetzlichen Kriegs¬ 
geschichte. Die „Enttabuisierung des 
Militärischen“ (Gerhard Schröder) ist 
weit vorangeschritten. Der historischen 
Amnesie muss im Interesse unserer Zu¬ 
kunft entschieden entgegengetreten 
werden. Deswegen werden wir uns dem 
Vergessen entgegenstellen, und unsere 
Forderung auch weiter vertreten: Den 
8. Mai als „Tag der Befreiung“ zu ei¬ 
nem Nationalen Gedenktag zu machen. 

In anderen am Zweiten Weltkrieg 
beteiligten Staaten wird der Jahrestag 
des Kriegsendes in Europa als Feiertag 
begangen, so in Frankreich, Tschechien 
und der Slowakei, in den Niederlanden 


(am 5. Mai), in Italien (am 25. April). 
In der Sowjetunion wurde am 9. Mai 
der Tag des Sieges begangen - in der 
DDR war übrigens seit 1950 der 8. Mai 
gesetzlicher Feiertag zum Gedenken 
an den Sieg über den Faschismus. Und 
warum wurde und wird in NATO- 
Deutschland dieses geschichtsträchti¬ 
ge Datum verdrängt? 

Für uns gilt die denkwürdige Klar¬ 
stellung des damaligen Bundespräsi¬ 
denten Richard von Weizsäcker, der 
am 8. Mai 1985 sagte: „Der Blick ging 
zurück in einen dunklen Abgrund der 
Vergangenheit und nach vorn in eine 
ungewisse dunkle Zukunft. Und den¬ 
noch wurde von Tag zu Tag klarer, was 
es heute für uns alle gemeinsam zu sa¬ 
gen gilt: Der 8. Mai war ein Tag der Be¬ 
freiung. Er hat uns alle befreit von dem 
menschenverachtenden System der na¬ 
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft.“ 


Heute droht unser Geschichtsbild 
überschattet zu werden von einem er¬ 
neuerten Feindbild gegen Russland, 
dem Kern der früheren Sowjetunion, 
die mit 27 Millionen Toten die größten 
Opfer für die Befreiung Europas vom 
Faschismus gebracht hatte. 

Wir brauchen den Gedenktag 
auch zur Mahnung an die Befreiung 
von Kriegspropaganda, die im Kern 
von Rassismus, Streben nach Domi¬ 
nanz über abhängige Staaten und Er¬ 
oberung von Ressourcen angetrie¬ 
ben wurde. Die Kontinuitäten der 
heutigen Politik sind bedrohlich, die 
Erinnerung an die Verbrechen des 
Zweiten Weltkriegs und zugleich die 
Aufdeckung seiner Ursachen ist ein 
wichtiges Element einer friedensfähi¬ 
gen Zukunft. 

Mit Willy Brandts Worten „Vom 
deutschen Boden darf nie wieder ein 


Krieg ausgehen“ halten wir uns an das 
Grundgesetz Art. 26 GG und wider¬ 
sprechen der Geschichtsvergessenheit 
aktueller deutscher Politiker, die von 
wachsender Verantwortung Deutsch¬ 
lands reden und direkt oder indirekt 
militärisches Eingreifen in fremden 
Ländern meinen, immer wieder unter 
Bruch des Völkerrechts. 

Wir begründen unsere Forderung 
im Sinne des Schwurs der Häftlinge 
von Buchenwald bei ihrer Befreiung: 
„Die Vernichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln ist unsere Losung. Der 
Aufbau einer neuen Welt des Friedens 
und der Freiheit ist unser Ziel.“ 

Dortmunder Friedensforum, Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten, Bündnis Dort¬ 
mund gegen Rechts 











14 Freitag, 13. Mai 2016 


Anzeigen 


unsere zeit m 


& 

Hermann Lenke 

2.5. 1942-26.4.2016 

Wir trauern um unseren engagierten Genossen. 

DKP wohngebietsgruppe Frankfurt / Main Nord-Ost 
DKP Kreisorganisation Frankfurt / Main 


„Der Mensch ist erst dann tot, 
wenn niemand mehr an ihn denkt. “ 

Bertolt Brecht 

Wir trauern um unsere Genossin 

Elke Kammigan-Bentzinger 

1.1.1935-27.4.2016 

die für uns unerwartet verstorben ist. 

Lange Jahre war Elke ein wichtiges und aktives Mitglied 
unserer Kreisorganisation, unter anderem tätig in ihrer 
Grundorganisation, im Kreisvorstand als auch im Kreis¬ 
sekretariat. 

Elke war in ihrer Gewerkschaft und bei den Naturfreunden 
eine anerkannte Kommunistin. 

Aus einer antifaschistischen Familie stammend, lag ihr vor 
allem die Arbeit in der VVN am Herzen, wo sie bis zuletzt 
aktiv tätig war. 

Mit Elke verlieren wir eine kluge und streitbare Genossin. 

Wir nehmen Abschied von Elke am Dienstag, 17. Mai, um 
11 Uhr auf dem Waldfriedhof Mannheim-Gartenstadt. 

DKP-Kreisvorstand Mannheim 


Einladung zur Sitzung der Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Sonntag, 22. 5. 2016,11.00 - 16.00 Uhr 

Ort: Büro der GRH, Raum 341, ND-Gebäude, 
Franz-Mehring-Platz 1, Berlin 
Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, 
die Bezirke und Koordinierungsräte der DKR 

Anmeldungen bitte bis zum 17. 5. an die Bundesgeschäfts¬ 
stelle, Tel.: 0201/177889-0 oder pv@dkp.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Mür itz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

DO., 26. Mai, bis So., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4-tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr erfolgen. Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. 

Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 


Wo steht der Feind? 

Konferenz der DKP zum antifaschistischen Kampf heute 

Referenten: 

Jürgen Lloyd (DKP), Daniel Bratanovic (DKP) 

Podiumsdiskussion mit: 

Marcus Staiger (Radikale Linke Berlin), Markus Tervooren 
(WN-BdA), Sven George (DKP) 

Moderation: Markus Bernhardt (Buchautor & Journalist) 

Samstag, der 21. 5.16,11.00 - 16.30 Uhr, ND-Gebäude, 

Münzenberg-Saal, Franz-Mehring-Platz 1 

Veranstalter: DKP Berlin 




.— »rfolarekh neuern 


www.stb-mannherz.de 


Unser Vater 

Robert Jung 

wird am 19. Mai 86 Jahre alt, 
sein Schwager 

Klaus Grünwald 

aus Hamburg am 22. Mai 84 Jahre alt. 

Beiden langjährig aktiven Genossen gratulieren wir von 
Herzen. 

Sie wurden in frühester Jugend Mitglieder der KPD, 
kämpften gegen das Verbot aus dem Jahre 1956 und 
traten 1968 in die neu gegründete DKP ein. Ihre über all 
diese Jahre unermüdliche politische Arbeit hat ihnen 
Anerkennung und Solidarität gebracht, aber auch viele 
persönliche Entbehrungen und Gefängnisstrafen. 

Der Überzeugung, sich für eine friedliche, gerechte¬ 
re Welt eingesetzt zu haben, sind sie treu geblieben. 
Mögen ihre Altersbeschwerden, solange dies möglich 
ist, erträglich bleiben. 

Brechts Worte aus den „Nachgeborenen" dürfen sie 
auch für sich beanspruchen: „... Ihr aber, wenn es so¬ 
weit sein wird, dass der Mensch dem Menschen ein 
Helfer ist, gedenkt unserer mit Nachsicht." 

Petra und Ralf Jung, Stuttgart, München 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 


TopthtfM' 

im neuen 


www.stichwort-bayer.de 
info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 - 40081 Düsseldorf 
facebook/Coordination 


stich wor. _ 
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KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


»UZ-Pressefest 2016« 

T-Shirt, Rot (Damen), Dunkelrot (Herren) 

Größen Damen S - XL / Herren S - 3 XL 



Ab 18. 5.16 lieferbar 

Vorbestellungen möglich 



www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 177889-23, Fax: -28 
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Marx Enggi.s 


Veranstaltungen 
Mai bis 

Dezember 2016 


STIFTUNG 


Stand von Anfang Mai. Zum aktuellsten Stand sh. un¬ 
sere Website. Wer uns seine E-Mail-Adresse m Ittel It. 
wird über Änderungen und Ergänzungen informiert. 


SA/SO | 21722. Mal | 11-« Uhr, 10-17 Uhr | Mainz 


Von Marx bis heute; Frauen und 
Gesc h lec hterverh ä ltn i sse 
Mit: Gisela Blomberg |zu Flora Tristan), Angelika 
LimmroLh (zu Jenny v. Westphalen) r Christian Frings 
(zu den ßurns-Schwestern), Dr. Eva Weissweiler (zu 
TussyMaotL Manfred Sc ha ringer (Geschlechterverhält¬ 
nisse bei Mar* u. Engels y, Marga Voigt (zu Clara Zet¬ 
kin), Katharina Volk (zu Alexandra KoUontal), ProL 
Dr, Helga Herz (Frauenfrage in der DDK). Dr, Gisela 
Hatz izLi den westdt. Frauenbewegungen der I9?0er 
Jahre) ORT: Wölfgang Capito Haus,. Garlenfeldstr. 13 


SA | 4. Juni | Berlin 


Aktualität der Leninschen 
Imperialismustheorie 

Mit: Prof. Dr. Gretehen Bi n uv, Dr. Vladimiro Giacche, 
D r. Wladislaw Hederer,. Volker KU low; Dr. Arnold 
Schölzel ORT: Ladengalerie der jungen Welt, TörStr, 6 


Marx-Eogels-Stiftung e.V. | Gathe 55 | 42107 Wuppertal | E-Mail: Marx-Engels-5t,iftung®t-onÜ ne.de | Website: -wwYv.mairx-engels- stiftung.de 


SA | 11. Juni | 11-18 Uhr | Essen 


Antworten auf die Migration 
MIL: Wolfens Abel-Reineeke, Patrik Kdhele P Klaus 
Stein, Lukas Zeise Sebastian Woldorf, ORT: DKP Haus, 
Hoffnungslr. iS 


SA | 18. Juni | 11-16 Uhr j Berlin 


Industrie 4.0 - Die neue Herausforderung 

Mit: Dr P Werner Seppmann (Die Digitalisierung des Sozia¬ 
len), Ralf KrEmer (Die Roboter kommen^ die Arbeit 
geht?), Peter Brödner, Industrie 4.0 u. Big Data) 

ORT: M-E-Z, Spielhagenstr. 13 


SA/SO | 2 J 3. Juli ( Dortmund-Wischlingen 


MAS CH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. SVbrträge zu unterschiedlichen Themen 


5A 116. Juli | 10 16 Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Üürrbeck K Georg Pülikeit, HansE, Schmitt-Ler- 
mgnrt y.£. ? ORT: Waldheim Sillenbuch GprCh-FöCk-Str. 26 


SA | 17. September | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Die BRICS-Staaten und wir 

Mit: Georges HaIlermayer, Prof. Dr. Eike Kopf, Rainer 
Rupp ;i Lucas Zeise ORT: Waldhelm Gorch-Fock-Str. 26 


SA 117. September | 10-18 Uhr | Nürnberg 


60 Jahre KPD-Verbot 

ORT: Nachbar scha ftshaus Gastenhof 


SA | IS. Oktober | Stadt Im Ruhrgebiet 


Kapitalismus, Ökologie und 
marxisti sehe Zu ku nftsd i sk ussi o n 


SA | 29. Oktober | Marburg 


Zwischenimperialistische Widersprüche 


SA | 5. November j Hamburg 


Zum 100. Geburtstag von Peter Weiss 

(■8.11.1916) ORT: Bürgerhaus HH-Wilhelmsburg 


SA 119. hlovember | 1M7Uhr | Berlin 


„Europa“ und die revolutionäre 

Arbeiterbewegung 

ORT: B-Lichtenberg, BegegnungssLätte Undine, 

Hagenstr, 57 


SA | 10. Dezember | 12-17 Uhr | Münster 


Hegel. Marx und die Dialektik 

Seminar mit Prof. Dr. Andreas ArndE 


Die „Erforschung des wissenschaftlichen Werks von 
Marx und Engels und seiner geschichtlichen Wirksam¬ 
keit* 1 ist das Ziel der Marx-Engels-Stiftung. 

Wir verfolgen dieses Ziel mit wissenschaftlichen Veran¬ 
staltungen, mit EigenpuWikatwnen und N^röffentlichun- 
gen in Fachzeitschriften, mit Forschungsvorhaben wie 
dem Projekt KlassefiangtyseSERD, 

Die Ideen von Marx und Engels an aktuellen Fragen zu 
diskutieren, daran die Wirksamkeit der >alben“ Ideen zu 
erproben und sie dialektisch weiter zu entwickeln ein 
„Einfaches. das schwer zu machen Ist*. 

Anders als alle andern politisch begründeten Stiftungen 
erhält die Marx-Engels-Stifcung keinerlei staatliche För* 
derungsmittel- In ihrer Arbeit ist sie angewiesen auf das 
- auMchl ieRLich ehrenamtliche - Engagement ihrer Mit¬ 
glieder auf Spenden und Mitgliedsbeiträge, 

Alle, die sich mit unseren Zielen identifizieren können, 
laden wir herzlich ein* Mitglied zu werden. Der Bei¬ 
trag beträgt 60 Euro/Jahr, für Studierende und Men¬ 
schen mit sehr geringem Einkommen 18 Euro/Jahr. Ein 
Aufnahmeantrag findet sich auf unserer Website, kann 
aber auch angefnrdert werden. Mitgliedsbeiträge und 
Spenden sind steuerlich absetzbar. 

SpendenkonLo: IG AN: DE 17 3305 0000 0000 5170 7B 
BIG: WUF5DE33 
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Abzug aller Atomwaffen 
aus Deutschland - jetzt! 

Die DKP mobilisiert zur Aktion „20 Wochen Aktionspräsenz in Büchel“ 


Mit der Zerschlagung des sozialistischen 
Lagers in Osteuropa vor 25 Jahren ist 
eigentlich der sogenannte Kalte Krieg 
beendet - trotzdem sind nach wie vor 
US-Atomwaffen in Deutschland statio¬ 
niert, die im Ernstfall im Rahmen der 
sogenannten atomaren Teilhabe durch 
deutsche Tornado-Piloten abgeworfen 
werden. Doch damit nicht genug: Im 
Rahmen der NATO-Aggressionspoli- 
tik gegen Russland werden diese Mas¬ 
senvernichtungswaffen in Deutschland 
aufgerüstet, wodurch sie eine vielfache 
Vernichtungskraft erhalten. 

Verbunden mit der Forderung nach 
sofortigem Abzug der Atomwaffen de¬ 
monstrieren Friedenskräfte seit dem 
26. März 20 Wochen vor dem Flieger¬ 
horst Büchel in Rheinland-Pfalz, wo 20 
Atombomben stationiert sind. 

Der Bundeswehrstandort Büchel ist 
auch eine Drehscheibe für NATO-An- 
griffskriege. Aus Büchel kommen zwei 
der sechs deutschen Tornados samt Pilo¬ 
ten, die auf dem NATO-Stützpunkt In- 
cirlik in der Türkei stationiert sind, und 
von dort zu sogenannten Aufklärungs¬ 
flügen 'gen Syrien und Irak starten. 

Die DKP beteiligt sich gemeinsam 
mit ihren Schwesterparteien aus Belgi¬ 
en, Luxemburg und den Niederlanden 
an der Aktion „20 Wochen Aktionsprä¬ 
senz in Büchel“. Das Motto der Aktion: 
„Büchel ist überall! - Atomwaffenfrei 
jetzt!“ 

Das Konzept der Dauermahnwache 
sieht vor, dass verschiedene Gruppen, 
Organisationen oder auch Einzelperso¬ 
nen der Friedensbewegung Patenschaf¬ 
ten für je eine Woche der Dauermahn¬ 
wache übernehmen und in dieser Woche 
in Büchel (mindestens einen Tag) mit 


ihren Inhalten präsent sind und eine öf¬ 
fentlichkeitswirksame Aktion machen. 
Im Anschluss an „ihre“ Woche hinterlas¬ 
sen die Gruppen, Organisationen oder 
Einzelpersonen ein Symbol ihrer Wahl 
auf einem Grundstück nahe des Atom¬ 
waffenstützpunktes, um ein Zeichen 
auch der Breite der Friedensbewegung 
zu hinterlassen. 

Die Dauermahnwache ist von täg¬ 
lich 6 bis 18 Uhr für den Verkehrskrei¬ 
sel vorm Hauptor angemeldet. Von der 
Bundesstraße 2 km nach dem Dorf Bü¬ 
chel Richtung Ulmen geht es links zum 
Fliegerhorst Büchel, wo an der Ecke 
bereits die Friedenswiese zu sehen ist 
und nur 200 m weiter der Kreisel, der 
auch direkt zum Haupttor rein führt. 
Ein weiterer Bahnhof ist Cochem, von 
wo stündlich ein Bus zum Fliegerhorst 
fährt. 

Die DKP und ihre Schwesterorga¬ 
nisationen haben den Zeitraum vom 
25.-28. Mai übernommen und wollen 
dort mit möglichst vielen Genossinnen 
und Genossen und Freunden gegen den 
Bundeswehrstandort protestieren. Ge¬ 
plant sind bislang: 

Mittwoch, 25. Mai 2016 

• Nachmittag/Abend Ankunft und ge¬ 
meinsames Grillen 

• Film- und/oder Vortrag zur Geschich¬ 
te des Fliegerhorstes, seiner aktuellen 
Bedeutung als Atomwaffenstützpunkt 
und Drehscheibe für Kriegseinsätze ak¬ 
tuell gegen Syrien) und des Widerstan¬ 
des; Vorstellung des Programms 

Donnerstag, 26. Mai 

• Zivile Inspektion/Wanderung in Bü¬ 
chel 


• Mobilisierung/Transparentaktion für 
Freitag und Samstag ggf. in Cochem 

Freitag, 27. Mai 

• Block Büchel/Ge waltfreie Aktion des 
zivilen Ungehorsams 

• Diskussion mit Vertretern der vier 
Parteien zu Strategien in der Friedens¬ 
arbeit 

Samstag, 28. Mai 

• Mobilisierung/Transparentaktion für 
die Kundgebung am Nachmittag ggf. in 
Cochem 

• Kundgebung, Konzert & Kunstaktion 
in Büchel mit Musik von Sonja Gott¬ 
lieb, Musikandes und anderen und kur¬ 
zen Reden der Parteienvertreter und 
von Bündnispartnern. 

Der Parteivorstand ruft die Mitglieder 
der DKP auf, sich zahlreich an der Dau¬ 
ermahnwache in Büchel zu beteiligen 
und insbesondere am 27. Und 28. Mai 
nach Büchel zu kommen. 

In Büchel kann kostenlos gezeltet 
werden. Für 20/ermäßigt 10 Euro gibt es 
Betten in einem etwa 20 Kilometer ent¬ 
fernten Tagungshaus in Kail. Hier ist be¬ 
reits ein Kontingent für uns reserviert. 
In dem Haus gibt es auch eine Groß¬ 
küche, wo gemeinsam gekocht werden 
kann. Kail ist etwa 4 km entfernt vom 
Bahnhof Pommern an der Mosel und 
etwa 3 km vom Bahnhof Treis-Karden. 
http://www.gruppenhaus.de/kulturtran- 
sistor-kail-hs2 884.html 

Wir bitten für die Übernachtung um 
Anmeldung: dkp.pv@t-online.de 


UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 


Werbeeinsätze in Dortmund - Helferinnen gesucht! 


Damit wir mögiichst viele Besucherinnen und Besucher aus 
Dortmund und Umgebung auf unserem UZ-Pressefest be¬ 
grüßen können , planen wir an folgenden Tagen Info-Stän¬ 
de und Flyer-Aktionen. Hier die Treffpunkte: 

Samstag, 28.5.2016 ab 13.00 h im Revierpark Wischlingen 

Im Revierpark findet an diesem Tag das Festival Ruhr Reg¬ 
gae Summer statt 


Samstag, 25.6.2016 ab 11.00 h 
(gegenüber Dortmund Hbf.) 

Sonntag. 26.6.2016 ab 13.00h 



- Katharinentreppe 


im Revierpark Wischlingen 


Samstag, 4.6.2016 im gesamten Stadtgebiet (Infos folgen) 

Wir beteiligen uns aktiv an den Protesten gegen den Auf¬ 
marsch der Dortmunder Neonazis (Infos folgen) 


Montag, 27.6.2016 bis Donnerstag, 30.06.2016 

Tägliche Werbeeinsätze in Dortmund.Treff im Revierpark 
Wischlingen. 


Samstag, 11.6.2016 ab 13.00 h im Revierpark Wischlingen 

Samstag, 18.06.2016 ab 11.00 h 

Katharinentreppe (gegenüber Dortmund Hbf.) 


Und ab 1.7.2016 geht es dann los! 

Natürlich werden auch noch (und gerade!) während des 
Pressefestes Helferinnen gesucht! 


Samstag, 18.6.2016 ab 13.00 h im Revierpark Wischlingen 

Im Revierpark findet an diesem Tag das Kurdische Frauen- 
Festival statt 


Wir freuen uns auf zahlreiche Anmeldungen: 
DKP-Parteivorstand, pv@dkp.de, 02011778890 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 13 . MAI 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 
21,19.00 Uhr. 


SA ★ 14 . MAI 


Nürnberg-Gostenhof: Lesung mit Martin 
Weiß-Paschke, veranstaltet von Archiv & 
Bibliothek Metroproletan, Archiv & Biblio¬ 
thek Metroproletan, Eberhardshofstr. 11, 
19.30 Uhr. 


MO ★ 17 . MAI 


Dotmund: 19.00 Uhr im Z (Oesterholzstr. 27) 
Treffen der DKP-Gruppe Ost 


Dl ★ 18 . MAI 


Recklinghausen: „Industrie 4.0“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP mit Lothar 
Geisler, Redaktion Marxistische Blätter. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen- 
Innenstadt, 19.30 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land, Diskussion 
über aktuelle Aufgaben und das UZ-Pres- 
sefest. „Floraheim“, Kleingartenstraße 10, 

Dortmund: 14.30 Uhr im Z (Oesterholzstr. 
27) Treff der DKP-Senioren. Thema: Pres¬ 
sefest! 19.00 Uhr. 


sich am 30.5.17.00 Uhr an einer Lesung des 
Bündnis Dortmund gegen Rechts zur Erinne¬ 
rung an die Dortmunder Bücherverbrennung 
am 30. Mai 1933. 


SA ★ 18 . JUNI 


Waldkappel-Burghofen: Mit den Roten dis¬ 
kutieren, kämpfen und im Grünen feiern, in 
und an der Grillhütte in Waldkappel-Burg¬ 
hofen, ab 16 Uhr 
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DO ★ 19 . MAI 


Suhl: „NATO - Verteidigungsbündnis - 
Oder?“ Diskussionsveranstaltung der Re¬ 
gionalgruppe RotFuchs Suhl und Umgebung 
mit Heinz Bilan, Generalmajor a.D., zuletzt 
stellvertretenden Chef der Militärakademie 
„Friedrich Engels“ und Leiter der Politischen 
Abteilung, Vereinshaus (ehemaliges Wai- 
senhaus) Neundorfer Straße 25,17.00 Uhr. 
Marburg: „Der Rechtsstaat im Unter¬ 
grund -Von Gladio bis zum NSU-Komplex“, 
mit Julia Müller (SDAJ) und Wolf Wetzel 
(Journalist und Publizist). Käte-Dinnebier- 
Saal im Gewerkschaftshaus, Bahnhofstraße 
6,19:30 Uhr 


FR ★ 20 . MAI 


München: ISW-München lädt ein: Ausge¬ 
träumt? Demokratie & Internet. Referenten: 
Kerem Schamberger und Thomas Gebel. Ei- 
neWeltHaus, Schwanthalerstr. 80,19.30 Uhr 


SA ★ 21 . MAI 


Nürnberg: „Easter Rising. Irischer Wider¬ 
stand heute und gestern.“ Veranstaltung der 
DKP mit Hermann Glaser-Baur. Schwarze 
Katze, Untere Seitenstraße 1. Irisches 
Abendessen ab 17.00 Uhr, Veranstaltungs¬ 
beginn 19.00 Uhr. 


Kulturtermin 



Wuppertal, Montag 23. Mai: 

Die Gewehre der Frau Carrar. Das Ensemble 
„Projektgruppe Ernst Toller“ erinnert an den 
Beginn des Bürgerkrieges in Spanien vor 
80 Jahren. Mit Gedichten von Pablo Neruda 
und Erich Arendt und Liedern aus der der 
Sammlung „Canciones de las Brigadas In¬ 
ternationales“ . Kirchliche Hochschule, Hör¬ 
saal 3, Missionsstraße 9,20.00 Uhr. 


MO ★ 23 . MAI 


Münster: Vortragsreihe „Ein Jahrhundert 
wird besichtigt“ mit Raimund Ernst, Teil 1: 
1917 - Die neue Welt entsteht. Kulturkneipe 
F24,19.30 Uhr 


Ml ★ 25 . MAI 


Dortmumd: 19.00 Uhr im Z: Diskussion im Z 
mit Jürgen Lloyd Thema: „Antifaschistische 
Strategie heute!“ 


MO ★ 30 . MAI 


Dortmund: Mahnwachen des DGB an der 
Katharinentreppe! (Bis 3. Juni) DKP beteiligt 


Die Grundlagen 
unserer Politik 

Einführungslehrgang an der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Donnerstag 26. Mai bis Sonntag 29. Mai 

Grundlagenschulung (nicht nur) für An¬ 
fänger. Referent: Jürgen Lloyd. Um recht¬ 
zeitige (!) Anmeldung wird gebeten (Tel.: 
0214/45 418, kls@karl-liebknecht-schule. 
org). 
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...da sich dort Friedensbewegte 
aus allen Teilen der Bundesre¬ 
publik treffen und über geeigne¬ 
te Wege im Kampf gegen Krieg 
und Militarisierung diskutieren. 

Felix Oekentorp ist Sprecher 
der Deutschen Friedensgesell¬ 
schaft - Vereinigte Kriegs¬ 
dienstgegner und -gegnerinnen 
(DFG-VK) und der Antifa 
Wattenscheid 



Bis zu 12 ooo Menschen protestierten am vergangenen Sonnabend im Berliner 
Stadtzentrum gegen einen Aufmarsch von Neonazis. Vor allem dem Bündnis 
„Berlin Nazifrei“ gelang es viele Tausend zu mobilisieren. „Es gibt kein Recht auf 
Nazipropaganda“, war der allgemeineTenor. 

Zum Treffpunkt der Faschisten kamen statt der angemeldeten 5 000 Teilnehmer 
„nur“ 1 800. Hatten bei einem Aufmarsch der Rechten im März noch „besorgte 
Bürger“ das Bild eines rechten Aufmarschs bestimmt, waren es jetzt vor allem 
militante Faschisten. 


Das Instrument der Könige 
und der Engel 

Die irische Harfenistin Dearbhla McTaggart kommt zum Pressefest 


S eit hunderten von Jahren ist die 
Harfe in vielen Teilen der Welt als 
das Instrument der Höfe, der Kö¬ 
nige und des Adels bekannt. Auch En¬ 
gel spielen zarte Weisen auf dem nob¬ 
len Teil, wie uns religiöse Schriften und 
Bilder von pausbäckigen, goldgelock¬ 
ten geflügelten Harfenistinnen sagen. 

Der wichtigste Grund, wegen dem 
das schwierigste aller Musikinstru¬ 
mente nie in großem Stil Eingang in 
die Folk-Traditionen der Völker fand, 
ist die aufwändige und sehr teure Her¬ 
stellung. Die Dudelsäcke der Hirten, 
die Waschbretter der Hausfrauen und 
Wäscherinnen, die Trommeln der Krie¬ 
ger und die Flöten der Bauern konnten 
selbst unter ärmlichsten Bedingungen 
angefertigt werden, die aus edlen Höl¬ 
zern gefertigte und hohe Meisterschaft 
im Instrumentenbau erfordernde Harfe 
blieb für den Musiker aus dem Volk in 
der Regel unerschwinglich. 

In Europa kennen wir nur eine 
Ausnahme: Irland, aber auch dort nur 
eine kleine Region im Nordwesten. 
In der Grafschaft Derry ließen sich 
im 17. Jahrhundert mehrere Harfen¬ 
baumeister nieder. Fasziniert von der 
Qualität der zur Verfügung stehenden 
Hölzer -sowohl Eiche als auch Esche 
wachsen im Nordwesten der irischen 
Insel besonders gut - und der selbst 
im kunstbegeisterten Irland außerge¬ 
wöhnlich hohen Dichte an Musikern 
in diesem Gebiet begannen sie, Harfen 
zu bauen, Handwerker in ihrer Kunst 
auszubilden und gründeten „Volks“- 
schulen, in denen junge Menschen aus 
nicht begüterten Verhältnissen das In¬ 
strument der Reichen spielen lernten. 
Die wohl bekannteste dieser alten Har¬ 
fen ist die 1702 von Cormac O’Kelly in 
Ballynascrenn gebaute, die der weltbe¬ 
rühmte blinde Harfenist Hempson im 
18. Jahrhundert spielte. Die steinrei¬ 


che englische Guinness-Familie kauf¬ 
te später das Instrument. Heute steht 
es im Museum der Brauerei, sein Bild 



wird als Markenzeichen auf 10 Millio¬ 
nen Einheiten (Pints) pro Tag weltweit 
verkauft. Gespielt werden darf die wun¬ 
derbare Harfe nicht mehr, nicht mal fo¬ 
tografiert. 

Der Feldzug der Guinness-Barone 
zur Zerstörung der alten irischen Brau¬ 
kunst und sämtlicher dabei im Wege 
stehenden Klein- und Mittelbetriebe 
war erfolgreich - das Umfunktionieren 
der Harfe zum sinnentleerten kapitalis¬ 
tischen PR-Symbol war es nicht. 

Nach wie vor werden im Nordwes- 
ten Irlands Harfen gebaut - der Instru¬ 
mentenbauer Seamus O’Kane aus Dun- 
given reproduzierte vor drei Jahren die 
„Downhill Harp“ nach alten Plänen, die 
Guinness entgangen waren. 


In dieser Enklave des einsti¬ 
gen „Volksinstuments Harfe“ wächst 
Dearbhla McTaggart auf. Sie ist die äl¬ 
teste von fünf Kindern. Die Tochter ei¬ 
ner Angestellten beim Arbeitsamt und 
eines Maurers, der seit der Krise seine 
Brötchen in England zu verdienen ver¬ 
sucht, gehört zu denen, die normaler¬ 
weise nicht von Harfen träumen kön¬ 
nen. 

Als sie zehn Jahre alt war, schrieb 
die Vereinigung zum Erhalt der irischen 
Sprache und Kultur einen Wettbewerb 
aus, bei dem die talentiertesten Bewer¬ 
ber eine Schulharfe (kleineres, etwas 
vereinfachtes Instrument) und Unter¬ 
richtsstunden bei der Harfenmeisterin 
Nodhlaig Brolly gewinnen konnten. 
Diesen Preis griff Dearbhla ab, wie sie 
auch seither alle traditionellen Wettbe¬ 
werbe (Fleadhs) im Sturm nahm. 

Das außergewöhnliche Talent blieb 
dem großen Musiker und Meister der 
Fusion verschiedener Stile, Willie Dren- 
nan, nicht verborgen - er stellte die jun¬ 
ge Künstlerin bei mehreren Konzerten 
als „special guest“ einem breiten Pub¬ 
likum vor. Das geschah auch beim kul- 
tigen „Yard-Fest“ an der alten Flachs¬ 
mühle von Marion Baur. Die Weberin 
und Kommunistin war begeistert und 
der Weg zum UZ-Pressefest von da an 
geebnet. 

Dearbhla Me Taggart ist eine der 
jüngsten Künstlerinnen, die je auf den 
Bühnen des Pressefests standen. Die 
jetzt 14-Jährige - durch große Opfer¬ 
bereitschaft der Eltern wurde im ver¬ 
gangenen Jahr eine hochwertige Kon¬ 
zertharfe für sie erworben - spielt 
traditionell irische Musik - meist Tän¬ 
ze - auf der Harfe. Neben mehreren 
Auftritten mit Willie Drennan am iri¬ 
schen Stand und auf den großen Pres¬ 
sefest-Bühnen steht sie auch für Solo- 
Gigs bereit. Hermann Glaser-Baur 


Außenseiterklub wird englischer Fußballmeister 

... aber auch hinter Leicester City steht ein Milliardär 



Foto: Pioeb / pl.wikipedia.org / CC BY-SA 4.0 

V or sechs Jahren hatte sich der 
Wirtschaftsredakteur der FAZ 
mit dem Geschäft im Sport be¬ 
fasst und geschrieben: „Es ist wieder 
ein Sommer der Kauflust. Erst erwirbt 
ein Mitglied der Herrscherfamilie des 
kleinen Emirats Katar den spanischen 
Fußball-Erstligaklub FC Malaga für 
25 Millionen Euro. Dann vermeldet 
der niederländische Ehrendivisionär 
Vitesse Arnheim, fortan einem reichen 
Georgier zu gehören. (...) Der Russe, 
in der Forbes-Liste der reichsten Men¬ 
schen mit einem Vermögen von angeb¬ 
lich mehr als elf Milliarden Dollar, 
symbolisiert als Eigentümer des FC 
Chelsea auf eindrucksvolle Weise ei¬ 
nen Trend im globalen Sport, in dem 
nicht mehr nur Verbände und Verei¬ 
ne und eine alte Traditionskultur Ein¬ 
fluss haben. Eine neue Sportwelt ist 
entstanden (...) Sport als Teil der Un¬ 


terhaltungsindustrie gewinnt immer 
mehr an Bedeutung. Noch mehr gilt 
dies für den Fußball. Von dieser neuen 
Kraft fühlen sich viele Menschen an¬ 
gezogen. Auch die Superreichen, die 
sich den Glamour des Sports und die 
Aufmerksamkeit mit spektakulären 
Beteiligungen kaufen. Das jeweilige 
Ego ist bei solchen Deals nicht zu un¬ 
terschätzen 4 , sagt Philipp Grothe. Der 
Mitbegründer der Vermarktungsagen¬ 
tur Kentaro mit Hauptsitz in London 
erhält schon mal Anfragen aus sehr 
wohlhabenden Kreisen, die Übernah¬ 
me eines Fußballklubs zu vermitteln.“ 
Der Autor wollte seinen Lesern 
einreden, dass sich schon immer die 
Reichen für den Sport interessiert 
hätten und das Wettgeschäft dieses 
Interesse befördert hätte. Nun ist mit 
Leicester City eine Mannschaft bri¬ 
tischer Meister geworden - und hat 


Clubs wie Manchester, Chelsea und 
Arsenal hinter sich gelassen - und die 
Medien nennen es einen „Außensei¬ 
ter-Sieg“. Kein Zweifel, dass Trainer 
Claudio Raniera mit nur 23 Spielern 
ein kleines Wunder vollbrachte - an 
den Wettschaltern kassierten diejeni¬ 
gen, die ein britisches Pfund zu Be¬ 
ginn der Saison auf Leicester gesetzt 
hatten, 5 000 Pfund - aber im Hinter¬ 
grund stand der thailändische Milliar¬ 
där Vicha Srivaddhanaprabha, dessen 
Sohn Vizepräsident von Leicester ist. 

Indes: Die Milliardäre verschen¬ 
ken nicht nur Rubel oder Dollar, sie 
versuchen auch Geld zu „machen“. 
Weltweit. Und werden zuweilen auch 
erwischt: Die portugiesische Polizei 
hatte eine russische Mafiabande ver¬ 
haftet, die im Verdacht steht, mehre¬ 
re finanziell angeschlagene Fußball¬ 
klubs aufgekauft und zur Geldwäsche 
benutzt zu haben. Mehr als 70 Beam¬ 
te durchsuchten vier Vereine, darunter 
den ehemaligen portugiesischen Erst¬ 
ligisten Uniao de Leiria. Laut EU- 
Polizeibehörde Europol stamme das 
„schmutzige Geld“ vornehmlich aus 
kriminellen Geschäften, die außerhalb 
Europas abgewickelt worden waren. 
Drei Funktionäre aus Leirlas Klubfüh¬ 
rung wurden festgenommen. Einer der 
drei war ein Russe. Er war Präsident 
des Klubs und soll früher mal ein re¬ 
nommierter russischer Nationalspieler 
gewesen sein. Sein Name: Alexander 
Tolstikow. 

In Leicester bemühte man sogar 
angesichts des sensationellen Tri¬ 
umphs die Geschichte. Letztes Jahr 
hatte man unter einem Parkplatz die 
Gebeine des Königs Richard III. ge¬ 
funden und feierlich im Dom beige¬ 
setzt. Er war 1485 in der Schlacht bei 


Bosworth gefallen. Einige Kirchgän¬ 
ger hatten den Meistertitel damit in 
Zusammenhang bringen wollen, aber 
der Dekan widersprach: „Ein außer¬ 
gewöhnliches Team hat außergewöhn¬ 
lich gut gespielt und damit der Stadt 
Selbstbewusstsein gegeben.“ 

Übrigens ging der Titel an eine 
Stadt, die ihn auch moralisch verdien¬ 
te. Ständig besuchen Delegationen aus 
Frankreich, Deutschland und Russ¬ 
land Leicester, um zu erfahren, wie 


eine Stadt funktioniert, von der man 
andernorts wohl nur sagen würde, 
dass sie ein Ausländerproblem habe. 
Die Stadt hat mehr indische Speziali¬ 
tätenrestaurants als Bombay. In man¬ 
chen Schulen werden bis zu 78 Spra¬ 
chen gesprochen. Der damalige Bür¬ 
germeister Peter Soulsby versicherte, 
jeder sei in Leicester willkommen. Die 
Stadtverwaltung veröffentlicht ihre In¬ 
formationen heute in sechs Sprachen. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


More Than Honey ; Ch/A/D 2012 

Thema des Dokumentarfilms von Mar¬ 
kus Imhoof ist das weltweite Bienen¬ 
sterben. Mehr als ein Drittel unserer 
Nahrungsmittel gedeiht nicht ohne 
das Zutun der Bienen. Wenn die Bie¬ 
nen aussterben, stirbt der Mensch vier 
Jahre später aus, soll Albert Einstein 
gesagt haben. 

Sa., 14.5., 22.30-0.00 Uhr, phoenix 

Hände hoch oder ich schieße , 

DDR 1966 

In der Gangsterkomödie verzweifelt 
Holms, ein hoch motivierter Volkspo¬ 
lizist, an seinem verbrecherlosen Ein¬ 
satzort. Hat doch sein idyllisches Wol¬ 
kenheim von allen Städten der DDR 
die niedrigste Kriminalitätsrate. Der 
Film wurde erst 1990 uraufgeführt, 
1966 wurde er verboten, weil er die Ar¬ 
beit der Staats- und Sicherheitsorgane 
ins falsche Licht setze. 

So., 15.5., 23.20-0.35 Uhr, mdr 

Die Legende von Paul und Paula, 

DDR 1973 

Einer der größten Erfolge der Defa. 
Trotzdem meckerte Max Frisch: „Der 


Film ist lausig; traurig als Symptom ei¬ 
ner Frustration, deren Wunschtraum 
noch Mief produziert.“ 

Mo., 16.5., 22.15-23.55 Uhr, rbb 

Seilergasse 8 , DDR 1959 

Für den film-dienst war „Seilergas¬ 
se 8“ ein „Kriminalfilm der DEFA, in 
dem die viel beschworene sozialisti¬ 
sche Menschengemeinschaft 4 kritisch 
durchleuchtet und ad absurdum ge¬ 
führt wird. Als psychologisches Porträt 
einer Hausgemeinschaft mit ihren un¬ 
terschiedlichen Individuen interessant 
und gut gespielt.“ 

Di., 17.5., 22.50-0.20 Uhr, mdr 

Leichensache Zernik, DDR 1972 

Der Kriminalfilm lehnt sich zum Teil 
an den Fall des Serienmörders Wil¬ 
li Kimmritz an, der die Bevölkerung 
Berlins und Brandenburgs in den Jah¬ 
ren 1946-1948 mit seinen Verbrechen 
in Atem hielt. 

Mi., 18.5., 22.50-0.25 Uhr, mdr 











